
---- Vermerk BehlJrdenbetei/igung ffEinkau{squQrtier südlich der Ludwigsstraße (A 262)H'-------------

Aktz.: 61 20 02 FA 45 + 61 26 A 262 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße ( A 262)" 

I. Vermerk 

über die Beteiligung der Behörden und Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 2 BauGB, die Beteiligung des Ortsbeirates gemäß§ 75 GemO sowie die landes­
planerische Stellungnahme der Oberen Landesbehörde 

A) Formalien 

28.02.2022 - 11.04.2022 Dauer des Beteiligungsverfahrens: 
Anzahl der beteiligten TÖB: 58 Anzahl der Antworten von TÖB: 28 

Folgende Träger öffentlicher Belange teilen mit, dass il1re Belange nicht berührt sind bzw. 
keine Stellungnahme erforderlich ist: 
• 12-Amt für Stadtforschung und nachhaltige Stadtentwicklung 
• 60-Bauamt, Abteilung Vermessung und Geoinformation/ Stelle für die Partnerschaft-

liche Baulandbereitstellung 
• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

• Deutsche Telekom AG 
• Handelsverband Südwest ( ehemals Einzelllandelsverband) 
• Kraftwerke Mainz-Wiesbaden AG 
• Autobahn GmbH (ehemals Landesbetrieb Mobilität, Autobahnamt Montabaur) 

• Magistrat der Landeshauptstadt Wiesbaden, Stadtplanungsamt 
• SGD Süd Obere Landesplanungsbehörde (Landesplanerische Stellungnahme) 
• Vodafone Deutschland 

B) Anregungen aus dem Anhörverfahren 

1. 10-Hauptamt, Frauenbüro, Gleichstellungsstelle 
• Schreiben vom 04.03.2022 -

• Das Frauenbüro verweist auf die Stellungnahme von Januar 2021. In der Stel­
lungnahme vom 22.01.2021 wurden folgende Anregungen und Hinweise vorge­
bracht: 

Parkplätze für Frauen und Mutter-Kind-Parkplätze seien wünschens­
wert. 
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Die Gestaltung der Durchgangs- und Verbindungswege sollte offen, gut 
einsehbar und banierefrei gestaltet werden. 

Die vorgesehene Begriinung sei so anzulegen, dass die Sichtbeziehungen 
gewährleistet blieben. Dies gelte generell für alle vorgesehenen Begrü­
nungsmaßnahmen. Bei den griinplanerischen Festsetzungen sei Vegeta­
tion zu bevorzugen, die Transparenz gewährleistet. Die Bepflanzung 
entlang der Zugangswege sei dem Sicherheitsbedürfnis anzupassen. 

Bei der Ansiedlung des neuen Einzelhandels wäre eine paritätische Aus­
wahl von Unternehmern und Unternehmerinnen wünschenswert. 

Abwägungsergebnis 

Der Venveis auf die bereits abgegebene Stellu11g11ahme von Januar 2021 1vird zpr Kenntnis ge­
nommen. 
Die in der Ste!/ung11ahme von Januar 2021 vorgebrachten A11regungen beziehen sich aef den 
Reali.rierung,prozess im Nachgang Zfim Ba11/eitp!anve1fahre11. Für den Bebattun,g,plane11l1111J,f 
''A 262" ergibt sich hieraus kein Festsetzungshedar/ 
Ergänzend zum Bebauungsplan wird mit der Vorhabenträgerin ein .1·tädtebaulicher Vertrag ab­
geschlossen. Es wird geprüft, ob einzelne A.1pekte in den städtebaulichen Vertrag integriert werden 
kiinnen. Die Stellungnahme wurde darüber hinaus auch an die Vorhabenträgerin weiterg,eleitet. 

Den Anregungen kann in o.g. Umfang gefolgt werden. 

2. .Dezemat für Soziales, Kinder, Jugend, Schule und Gesundheit 
- Schreiben vom 12.04.2022 -

• Es wird mitgeteilt, dass im weiteren Planverfahren zur Partnerschaftlichen Bau­
landbereitstellung (PBb) keine Regelungen zu treffen seien, da der Aufstellungs­
beschluss zum Bebauungsplan "A 262" bereits in1 Dezember 2013 (vor dem 
Grundsatzbeschluss zur PBb) gefasst worden sei, und diese daher nicht zur An­
wendung komme. 

Abwägungsergebnis 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

Der Anregung kann in o.g. Um/anggrfolgt 1verden. 

• Es werde begriißt, dass die Investoren die Grundrisse der Wohnungen so gestal­
ten werden, dass diese im Förderprogramm des Landes (Miet:wohnraurnförde­
rnng) förderfähig seien. 

Abwägungsergebnis 

Der Hinweis 1vird Zf>r Kenntnisgmommen. 
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Regelungen zu Wohnungsgrundri.uen sind nicht Bestandteil des Ba1✓leitplanve1fabrens. Dement­
sprechend ko'nnen keitte Aussagen iiber deren Förderfdbigkeit getroffen werden. Ein Festsetzungs­
bedatfim Bebau,11,gsplanenhvurfe1?,iht sich hieraus nicht. 
Ergänzend zum Bebammg.rplan wird mit der Vorhabenträgerin ein städtebaulicher Vet1n(~ ab­
geschlossen. In diesem Z1✓ge wären ent.rpred,ende Re.~elt11,ge11 zu int~grieren. 

Der Amvg111(g kann in o.g. U mfan,g ge/o(gt werden. 

3. 61-Stadtplanungsamt, Abteilung Straßenbetrieb 
- Sdmiben vom 16.03.2022 mit Plananlagen t✓nd Schreiben llOm 21.03.2022 -

• Es wird mitgeteilt, dass vor den Gebäuden "Gutenbergplatz 3" und "Gutenbergs 
platz 5" für den Bau eines verglasten Einganges eine städtische Fläche in An­
spruch genommen worden sei. Es handele sich um die neu gebildete Parzelle 
Gemarkung Mainz, Flur 3, Flurstück 362/12 (5 qm). Die genannte Parzelle sei, 
wie auch der gesamte Gutenbergplatz, als öffentliche Verkehrsfläche dem Fuß­
gängerverkehr gewidmet und müsse aufgrund der Überbauung gemäß § 37 
Abs. 1 LStrG eingezogen werden. Es wird darum gebeten, die Parzelle irn Be­
bauungsplan "A 262" als dem Gebäude zugehörige Fläche zu berücksichtigen. 
Somit könne die erforderliche förrnliche Einziehung entfallen. 

Abwägungsergebnis 

Die Parzelle Gemarkt✓ng Mainz, Fl1✓r 3., rlm:rtiick 362/ 12 ist im Bebat✓un,gsplanentwt✓r/ 
"A 262" bereits' a!r "nüht iiberbaubare Gnmdstiicksfläche"jestgesetzt. Aufgrund des veralteten 
Katasterstandes ist die Par:;:elle allerdings noch abweichend von der tatsächlichen Parz_ellienmg 
beriicksithti,gt. Die Katastergnmdlage wurde zu1iscbe11zeitli,h aktuafisie11, die Festsetz,,n<~e11 im 
Bebau1✓ng.rpla11entw1✓r/ "A 262" wurden entspnchend angepasst. 

Der Anre,gt✓ng kann in o.g. Umfang gefolgt werden. 

4. 67-Grün- und Umweltamt 
- Schreiben vom 05.05.2022 -

• Lärmschutz: Hinsichtlich des erforderlichen Lärmschutz bestünden Anmerkun­
gen zur Begtündung des Bebauungsplanes: 

- Seite 27, letzter Absatz, 1. Satz: das Wort "wurde" solle ergänzt werden. Zur 
Em'littlung der Schalleinwirkungen auf die geplante Bebauung und das Um­
feld wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt." 

- Seite 28, 1. Absatz, letzter Satz: es solle der Halbsatz " ... eine ausreichende, 
fensterunabhängige Belüftung der Räume besteht." gestrichen werden, da für 
Büro- oder Praxisräume diese nicht festgesetzt werde. 
Seite 28, zweiter Absatz, 5. Zeile: die Ziffer "3" solle gestrichen werden. 

Abwägungsergebnis 

Der Entwurf der Be,griind1✓1,g wurde ,gemd/f der o.<~' Stellu,zgnahme inhaltlid, und redaktionell 
jort,gmhrieben. 

Den Anre,gungen k.ann in o.,g. Umjang,ge/o/gt werden. 

Q: \AMT61 \ T extverarbeitu ng\Pc3\SG 1\Köge\\3-070.kö.d OCX 
Stand, 12.10.2022 3 von 38 



---- Vermerk Behördenbeteiligung UEinkau{squartier südlich der Ludwigsstraße (A 262) "--------------

• Wasserwirtschaft, Gewässerschutz, Entwässerung: 
Regenwasserbewirtschaftung: Ifn Plangebiet sei die gezielte Versickerung 
von Niederschlagswasser nur im Einzelfall und nach umfangreicher P1üfung 
der Untergrundverhältnisse möglich. Gegen eine breitflächige Versickerung, 
z. B. über durchlässige Beläge, bestünden dagegen keine Bedenken. Die 
Möglichkeiten der Drosselung und Abflussverzögerung sollen daher voll 
ausgeschöpft werden. Das inzwischen vorliegende Regenwasserbewirtschaf­
tungskonzeptes erfülle diese Anforderungen. Im städtebaulichen Vertrag sei 
die Einhaltung des Regenwasserbewirtschaftungskonzeptes aufzunehmen. 

Abwägungsergebnis 

Der .Himvcis zum R~genwasserbewi1tschaftungskoT1zept wird zur Ke11ntnisge11ommen. 
Ergänzend zum Bebauung,plancntwur/wird mit der VorhabenträgeriTI ein städtebaulicher Ver­
trag abgeschlosm1. Die Umsetzun.g,pßid,t des vorlie

0
genden &genwasserbewirtsd,afiu,zgskonzeptes 

durch die Vorhabenträgerin soll in den städtehaulicheTI Vettrag iT1tegriert werden. 

DerAnregung kann in o.g. Unifanggejolgt 1verden. 

Grundwasser: Die gegenwärtige Planung sehe keine Eingriffe in den Unter­
grund vor, die tiefer als der Bestand gehen. Somit seien keine erheblichen 
Eingriffe in das Grundwasserregime zu erwarten. Damit entfalle die ur­
sprüngliche Forderung nach einem hydrogeologischen Gutachten. 

Für den städtebaulichen Vertrag ergebe sich folgender Regelungsbedarf: 
o Umsetzung des Regenwasserbewirtschaftungskonzeptes 
o Begrenzung der Baugrubentiefe auf die Tiefe der aktuellen Gebäudestruk­

tur bzw. Begrenzung der Entnahmemengen bei bauzeitlichen Wasserhal­
tungen auf ein für die nahegelegenen schutzwürdigen Gebäude (insbeson­
dere Dom und J ohanniskirche sowie denkmalgeschützte Gebäude am Bi­
schofsplatz, Eppichmauergasse, Weihergartenstraße, Pfaffengasse, Ball­
platz und Umgebung) unkritisches Maß. 

Abwägungsergebnis 

Die Hinweise ,;_um Grundwasserschutz werden zur Kenntnis genommen. 

Ergänzend ,;_um Behauung,plan wird mit der Vorhabenträgerin ein städtebaulicher Vertrag ab­
geschlossen. Die Umsetz11ng,pflicht des vorliege11den Regenwasserl,ewirtschafiungskonzeptes seitens 
der Vorhabenträgetin wird in den Vertrag integriert. Zudem soll die Pjlicht zur B~gren,;_ung der 
Baugrithentiefe au/die Tiefe der äktuellen Gebäudestruktur· bz,v. Begre11z,111g der E11t11ahmemen­

ge11 hei bauzeitlichen Wasserha/11mge11 au/ei11 fiir die nahegelegenen .,ch11tzwiirdigen Gebäude 1111-
kritis,hes Maß in den städtebaulichen Vertrqg aufgmommen 1verden. 

Den Anreg1111ge11 kan11 in o.,g. Umji.mg,gefo{gt werdm. 
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• Natur- und Artenschutz, Bild der Stadtlandschaft: 
Das Baumgutachten sei abgestimmt und freigegeben. Das Gutachten bezüglich 
Artenschutz und der Umweltbericht befänden sich derzeit noch in der Abstim­
mung. Da die konkrete Ausgestaltung des Fassadenabschnitts "7" noch nicht ab­
schließend geklärt sei,. könne das Artenschutzgutachten noch nicht fertiggestellt 
werden, Das Gutachten sei im Zuge des weiteren Verfahrens fortzuschreiben; 
für den Um,veltbericht gelte dies analog. 

Bezüglich der Maßnahmen zum Schutz vor Vogelschlag solle eine Gliederung 
erfolgen, die Erfordernisse zur Erreichung eines geringen Risikos abbilden sowie 
diejenigen, die trotz Einhaltung von Schutzmaßnahmen als mittlere Risikoberei­
che verblieben. Diese Tabelle werde Bestandteil des städtebaulichen Vertrages. 

Das in Anhang 3 des Baum- und Artenschutzgutachtens dargestellte Konzept 
zur Vermeidung eines erhöhten Mortalitätsrisikos für die Fauna aufgrund von 
lichtemissionen sei baukörperbezogen zu detaillieren. Es solle Bestandteil des 
städtebaulichen Vertrages werden. 

Das in Anhang 4 des Banm- und Artenschutzgutachtens dargestellte Konzept 
zur Förderung typischer Arten der Innenstädte sei bezüglich der exakten Anzahl 
und Lage der Nisthilfen zu konkretisieren. 

Das in Anhang 5 des Baum- und Artenschutzgutachtens dargestellte Monitoring­
Konzept müsse bezüglich der oben genannten mittleren Risikobereiche ebenfalls 
auf dem Weg zur Offenlage des Bebauungsplanes ",\ 262" noch detailliert aus­
gearbeitet werden. Auch dieses werde Bestandteil des städtebaulichen Vertrages. 

Es werde um Weiterleitung der Forderungen an die Vorhabenträgerin gebeten. 

Abwägungsergebnis 

Die Hinweise zum Bearbeitungsstand der o.,g. Fachgutachtm 1111d des Umweltberichtes werden 
z11r Kenntnis genommen. Die Stellungnahme w11rde dariibet· hinaus an die Vorhabenträgerin 1vei­
tergeleitet. 
Die Gutachten wurden inhaltlich ,;y,ischen~itlid, abgeschlo,:ren und vom zuständigen Fachamt 
geptiift undfreigegeben. Diese ·Fachg11tachten werden Gegenstand du Bauleitplanverfahrens. 

A11fgrond der .l:achg11tachten zy111 Ba11msch11tz und zum Artensch11tz e,gebe11 ,1d1 kei11e Festset­
z11ngen ftir den Beba1✓ungsplanentwmf Allerdin__gs sollen zu den Themen "Baumschutz" und 
''Artenschutz" &gelungen in den städteba11lichen Vertmg mit der Vorhabenträgeri11 aufgenom­
men werden, Unter anderem ,ind Regelungen zyr Minderung des Vogelschlags 1111d ein Monito­
ri11g-Konzept a11f" Gmndlage des .l:achgt1tachtens Artensch11tz etforderlich. 

Der etforderliche Umweltberid,t wurde zwischenzeitlich ehenfall.r erad,eitet t1nd seitens des ZfJS!än­
digen .Fachamtesfiir den nächsten Verjc1hremschrittfrezgegeben. Der Umweltbeniht wird Gegen­
stand des Bauleitplanverj,,hrens. 

Der Anreg1✓11ge11 kan11 in o.g. Umfang,gefolgt ,verden. 
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• Festsetzungen, Dachbegrünung: 
Die textlichen Festsetzungen zur Dachbegiünung seien noch einmal geprüft und 
mit der vorliegenden Planung abgeglichen worden. Dabei habe sich herausge­
stellt, dass diese aus Sicht der Regenwasserbewirtschaftw1g noch nicht konkret 
genug seien. 
Aus der Festsetzung 5.1 gehe zunächst hervor, dass Flachdächer ab einer Fläche 
von 15 qm begrünt werden müssen, Ausnahmen seien nicht formuliert. Aus der 
Festsetzung "Dachaufbauten" (II. 2.1) gehe hervor, dass Dachaufbauten in Form 
von technischen Anlagen maximal 25 % der Dachfläche in Ansprnch nehmen 
dürfen. Nichttechnischen Anlagen, wie Attika, Glasdächer.oder Abstandsstreifen 
seien nicht erwähnt. Dachterrassen fielen ebenfalls nicht unter den Begriff tech­
nischer Anlagen. Es stelle sich also die Frage, wie viel Raum nichttechnische An­
lagen, wie zum Beispiel Dachterrassen od~r abweichende Bedachungen (insbe­
sondere Glasdächer), einnehmen dürften. Werde die Festsetzung 5.1 strikt ange­
wendet und der Spielraum für technische Dachaufbauten ausgeschöpft, müssten 
75 % der Dachfläche begrünt werden. Von dieser Regel könne wiedernm abge­
wichen werden, wenn teilweise oder vollständig intensiv begrünt werde (2: 1-Ver­
hälmis). 
Die Planung zum "Neubau Ludwigsstraße und Parkhaus" (Grünkonzept von Je­
staedt und Partner) bernhe hingegen darauf, dass Glasdächer, Attika und Ab­
standsstreifen von der gesamten Dachfläche abgezogen werden. Dadurch ergebe 
sich eine begtünbare Dachfläche von 3.895 qm. 

Dachfläche gesamt 6.004 qm 
davon Glasdach 748 qm 
davon Attika 422 qm 
davon Abstandsstreifen 939 qm 
davon befestigte Flächen (Wege, Terrassen) 1.256 qm 
davon extensiv begrünte Dachflächen 1.492 qm 
davon intensiv begrünte Dachflächen 1.147 qm 

Nur unter der Annahme, dass die genannten Teilflächen aus der gesamten Dach­
fläche herausgerechnet werden dürfen, gehe die Bilanz auf. Werde dagegen die 
gesamte Dachfläche abzüglich 25 % technischer Anlagen zugrnnde gelegt (75 % 
von 6.004 qm, siehe oben), ergebe sich ein Fehlbetrag von 700 qm zu begrünen­
der Dachfläche. Für eine ausgeglichene Bilanz müsse der Anteil intensiver Dach­
begrünung aber auf rnnd 1.900 qm erhöht werden. Da die genannten Anlagen 
ganz erhebliche Anteile der Dachfläche beansprnchen (genau 2.109 qm, entspre­
chend 35 %) und nicht !dar den technischen Anlagen zugeordnet werden können, 
werde um Klarstellung gebeten, wie die zu begtünende Fläche (Festsetzung 5.1) 
zu berechnen sei. 

Der Passus "S efeni verglaste Da,hteile, technfrche Dachein- und -aufbauten (a11f!er Anlagen 
fiirSolarthermie und Photovoltaik) sowie nutzbare Dachterrassen einen Anteil von einem Drit­
tel der Gesamtdachfläche überschreiten, istfiirje an,gefanc~ene 100 qm Ü berschreit1111g ,;,1sätz­
!ich ein Baum 2. oder 3. Ordnung a11/dem Baugrundstückzu pflanzen." zeige zwar, dass 
eine Überschreitw1g der in Festsetzung II. 2.1 genannten 25 % möglich sein solle 
und dass diese Überschreitung auch auszugleichen sei. Aus dem Passus könne 
aber nicht abgeleitet werden, auf welcher Grnndlage und in welchem Umfang 
Überschreitungen bzw. Abweichungen möglich seien. Zur Klarstellung solle der 
genannte Passus einen eigenen Unterpunkt bekommen, da kein direkter Zusam­
menhang zur Dachbegrünung bestehe. 
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Es werde vorgeschlagen, die Festsetzungen 5.1 bzw. II. 2.1 so zu konkretisieren, 
dass sich eine eindeutige Berechnungsbasis für die Dachbeg1ünungsbilanz er­
gebe: "5.1 Ab einer Dachfläche, inkl. Dachiiber.rtände, von 15 qm müssen Flachdädier mit 
einer Ne{~111z~ bis einsd,!ießlich 20° nach Maßgabe der P/kmzenvor.rcblagsliste b~~tiint wer­
den." 
Berechnungsgrundlage zur Ermittlung der zu begrünenden Dachfläche: 
Gesamtfläche des Flachdaches abzüglich 

bautechnisch notwendige Attika 
brandschutztechnisch notwendige Abstandsstreifen 
sonstige brandschutztechnisch notwendige Anlagen 
verglaste Dachteile 
technische Dachein- und -aufbauten (außer Anlagen für Solarthermie und 
Photovoltaik). 

Dachterrassen und befestigte Wege auf dem Dach können nicht abgezogen wer­
den. Die restliche textliche Festsetzung bliebe unverändert. 

Textvorschlag für den neuen Unte1punkt: "5.4 Sofem verg/aste Dachteile, technische 
Dachein- und-aufbauten (außerAnlagen fiir Solarthermie und Photovoltaik) sowie nutzban, 
Dacbtenussen einen Anteil von einem Drittel der Gesamtdachfläche iiberscfmite11, istfiir je 
angefangene 100 qm Ubet:.-ch,~itung zusätzlich ein Baum 2. oder 3. Ordnung auf dem Ba11-
grundstiick Zf' pflanzen." 

Abwägungsergebnis 

Die erforderlichen Festsetzungen zur Dachbegrii11u11g 11Jt1rden in AhJprad1e mit dem Fachamt 
110,hmaLr eingehend gcpriifi. In Abstimm1111g mit dem Fachamt und den Zft.rtändigen G11tach­
ter:innen wurden die textlichen Fest„tzungen .fo1tgeschriebe11 und fachgemht konkretiJiert. Die 
sich daraus ergebendm Bilanzen werden im U mweltberi,ht dargestellt. 

Den A11n1gungen kann in o.g. Um/anggefolgt werden. 

• Festsetzungen, Dachbegrünung: 
In einem Dokument werden für die gleiche Art der Begrünung (jeweils intensive 
Dachbegtünung und Tiefgaragenbegrünung) unterschiedliche Substratstärken 
festgelegt. Analog der neuen Grünflächensatzung wären 20 cm nur dann erfor­
derlich, wenn eine einfach intensive Dachbegrünung angestrebt werden würde. 
Dies sei im Bebauungsplan "A 262" nicht der Fall, denn die Dächer seien intensiv 
zu begrünen. Das heißt, es seien die gleichen Substratstärken wie bei einer Tief­
garagenbegrünung erforderlich. 

Abwägungsergebnis 

Die erforderlichen Festsetzungen zur Dachbegrii11ung wurden in Absprache mit dem Fachamt 
nochmaLr eingehend gepriifi. 111 Abstimm1111g mit dem Fachamt und deil ZflStändigen Gutach­
ter:innen 1v11rde11 die textlichen Festsetz('ngen .fortgesch,iehen und fachgemht konkretisiert. Die 
Substratstärkenfür die BeP.flanzung mit Rue11, Krä1Jtern, Moosen 1111d Stauden wurden ,gemäß 
der Stellungnahme auf60 cm erhöht. Damit geiten sowohlßir die Tiejgaragenhegtii11ung a!.r auch 

.fiir die Dad1beg1iin11ng,gleiche Standards. 

Der A,mgung kann i11 o.g. Um/an,ggejolgt werden. 
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• Festsetzungen, Bawnstandorte: 
Es wird darum gebeten, die L7.1 Festsetzung anzupassen: 1. Absatz nach "in einem 
Meter Ho1.ie" folgenden Text einfügen: "nach Maßgabe der Pflanzenvom-hlagslfrte" so­
wie 2. Absatz nach "Ab,gang" folgenden Text einfügen "nach Maßgabe der l3/la11:;_en-
1l()rsthlag.-!iste''. 

Abwägungsergebnis 

Die FestsetZf',ig Jj 1 :;_ur Rege!m(_g des Baumerhalts wurde ,gemä/1 der o.g. Jachlithen Stellung­
nahme angepasst. 

Der.Anregung kann in o.,g. Umfang gefolgt werden. 

• Artenschutz: 
Da Ausweichbrutplätze für den Haussperling erforderlich werden würden, müss­
ten diese dem Grunde nach festgesetzt werden. Aus der nachvollziehbaren For­
mulierung laut Artenschutzgutachten gehe allerdings hervor, dass eine konkrete 
Verortung derzeit nicht getroffen werden könne. Insofern werde · empfohlen, 
dass ein Vorschlag zur Sicherstellung der Ausweichbrutplätze entwickelt werde 
und dieser Bestandteil des städtebaulichen Vertrages werde. Diese Besonderheit 
sollte sich im Besonderen Artenschutzhinweis wiederfinden. 

Abwägungsergebnis 

Da basiemtd au/dem vorliegenden Artenschutzgutad,ten kein konk,~ter Standort/ur einen Aus­
weithbrutplatif,ir den l'-/a1mperling vorgegeben werden kann, erfo{gl keine räumliche Verortmig 
per.Festsetzung im Beha1m11,g.,pla11e11twmf Es sollen daher Re,gelun,gen ,11mA11emd111t:;_ im städ­
tebaulichen Vertraggetrofjen UJerden. 

Der Anregung kann in o.,~. Um(aizgge{olgt werden. 

• Hinweise: Besonderer Artenschutz 
Den von Seiten des 67-Grün- und Umweltamtes leicht angepassten Text werde 
aus Vereinfachungsgründen als Vollversion zur Verfügung gestellt: 

"Die Artenschutzbestimmungen des §§ 19 und 44 Bundesnarurschutzgesetz 
(BNatSchG) sind zu beachten. Auf den Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
zum Bebauungsplan des Büro Gall - Landschaftsplanung und Ökologie vom 
. . . wird verwiesen. Die im Gutachten formulierten artenschutzfachlichen 
Vermeidungs-, Verminderungsmaßnahmen sowie vorlaufenden Schutzmaß­
nahmen sind einzuhalten. 

Zur Vermeidung der Tötung, Beschädigung oder Gefährdung besonders ge­
schützter und bestimmter anderer Tierarten im Sinne des § 7 BNatSchG dür­
fen Rodungen und Fällungen von Gehölzbeständen (vorbehaltlich eventuell 
zusätzlich erforderlicher Fällgenehmigungen) nur außerhalb der Vegetations­
zeit, d. h. nur in der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. vorgenommen werden. 
Vor Beginn aller Abriss-, Sanierungs- oder Baumaßnahmen sind im Vorfeld 
vorhandene Bäume, Gebäude, bauliche Anlagen im Sinne der LBauO und 
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das Baufeld auf das Vorkommen oben genannter Arten vertiefend zu unter­
suchen. Die Bestimmungen des § 24 (3) Landesnaturschutzgesetzes 
(LNatSchG) sind zu beachten. In diesem Bebauungsplan können insbeson­
dere brütende Vögel betroffen sein. Das Ergebnis ist der Unteren Natur­
schutzbehörde mitzuteilen. Werden Vorkommen festgestellt, ist zudem ein 
Konzept zum WErhalt der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere vor­
zulegen. 

Werden Verbotstatbestände nach§ 44 BNatSchG berührt, ist eine Befreiung 
nach § 67 BNatSchG bei der zuständigen Naturschutzbehörde zu beantra­
gen. Das Grün- und Umweltamt der Stadt Mainz berät gerne bei Arten­
schutzfragen. 

Um das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbautei­
len zu minimieren, wurden in dem o. g. Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
Maßnahmen entwickelt, die Gefährdungen gemäß§ 44 BNatSchG ausschlie­
ßen bzw. reduzieren. Diese Maßnahmen sind vollumfänglich einzuhalten. Für 
bestehen bleibende mittlere Gefährdungsrisiken wird für konkrete Glasfron­
ten ein "Monitoring-Konzept" (s. Anhang 5 des Artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrages) durchgeführt. 

Die als den Bestand stützenden sowie zu entwickelnden Maßnahmen werden 
in dem o. g. Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag in Anhang 4 "Konzept zur 
Förderung typischer Arten der Innenstädte" dargestellt. Nähere Auskünfte 
erteilt das Grün- und Umweltamt der Stadt Mainz." 

Abwägungsergebnis 

Der Hinweistext u111rde c~emäß derfachlichen S tel!utzg11ahme im Bebaumzg,planentw11r/a11gepass!. 

DerAnre,gu11g kann in o.,g. Umja11ggefolgt werde11. 

• Hinweise, Baumschutz: 
Es werde um Aufnahme eines Hinweises auf das Gutachten "Fachbeitrag Bäume 
des Büros Leitsch vom 03.02.2022" gebeten. 

Abwägungsergebnis 

Der Hinweistext im Bebam111gsplanentwur/1vurde gemäß der fach!ichen Ste!/1111gnahme angepasst. 

Der Anreg1✓11g kann in o.g. Umfa11ggejolgt werden. 

• Pflanzenvorschlagsliste: 
Nach "Bäume für Neu- und Ersatzpßanzun_gen" sei die Klammer "(mit Bode11a11-
scb!11ss)" einzufügen. 
Bei "Sträucher (Dachgärten) solle ergänzt werden: "heimische Wildrosen, wie 
z.B. Rosa canina, Rosa rubiginosa, Taxus baccata i. Sorten, Salix spec. Weiden i. 
Sorten." 
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Bei "Sträucher (Dachgärten)" solle eingefügt werden "I<:.räuter, Moose, Stauden 
(Dachgärten)". Es wird darum gebeten, die entsprechende Pflanzenvorschlags­
liste mit dem 67-Grün- und Umweltamt abzustimmen. 
Bei "Kletterpflanzen" nach Clematis alping (Achtung "a" statt "e") sei zu ergän­
zen: Clematis vitalba Gemeine Waldrebe. 
Nach "Hydrangea petiolaris" beiße die Erstnennung Lonicera "caprifolium Ech­
tes Geißblatt"; daher sei "periclymenum" zu streichen. 

Abwägungsergebnis 

Die PflanzmvorschlagdiJ1e 1v111de entsprechend der/achliche11 Ste/hmgnahme in Ah_11im1111mg mit 
dem .Fachamt angepasst. 

Der Amip✓t(I!, ka1111 in o.,g. U mjang gefolgt 1ve1den. 

• Planzeichnung: Baumstandorte: 
In der Ludwigsstraße sollte geprüft werden, ob die vorhandene Allee in Höhe 
des Gutenbergplatzes um zwei Bäume und an der Ecke Große Langgasse um 
einen Baum ergänzt werden könne. 

Abwägungsergebnis 

Es wurden ~✓Sätzliche Baumsta11dorte an verschiede11e11 Stellen des Plangebiets
0
f!,epriifi. A11{1!,r11nd 

der hohen Infrastmkturdichte im Untergmnd der öffentlichen Räume im Plan,gebiet ,ind nicht 
mehr als die im Beba1111ngJpla11erttw1✓rfentla11g der LJ1d1vigsstraße fistgesetzte11 Standorte möglich 
(S tandottsicherun,f!). 
lm Bereich der Weißlilienga_1:re m11ssten ehenjalLr auf,gmnd der hohen Infi'astmkturdichte im Un­
tergrund die bislang geplanten Einzelbaumsta11dorte geringjligig modifi:;iert u,erden. In Fo{ge des­
sen ,ind Z}JJei Standorte entfallen, ein Standort musste 1111ter Beachh✓11R•der Inji'astrukt11rdichte im 
Untergrund vernhoben werden. Die Festse!Zfi'W" in der Planzeichm1,zg wurden entspmhend an­
gepasst. 

Der Anreg11ng kam, in o.g. Umfm{g,gejo{gt 1verde11. 

• Begründung: 
Es werde um Fortschreibung der Begründung auf Basis der Stellungnahme des 
67-Grün- und Umweltamtes gebeten. Unter anderem solle unter Punkt 7.6 dieser 
wie folgt ergänzt werden: "Durch eine ökologische Bauhegleitung wird die Einhaltung der 
Vorgaben und Empfehlungen des Artenschutzre,htlichen t'achheitrags ,ichergestellt." 
Zudem solle unter Punkt 7. 9 folgender Wortlaut eingefügt werden: "Durch eine 
dendrologische Baubegleitung ,virdbei allen~, erhaltenden Bäumen sichergestellt, dass die Vor­
gaben Z!'m Schutz laut dem rachbeitrag Biiume eingehalten 1verden," 

Abwägungsergebnis 

Die beiden vorgeschlugenen Textba11.rteine werden in die Begriindu,zg eingepflegt. 1-lierzu (iJkologi­
sche Ba11he,gleit1111g) sollen Regelu,zgen im .rtädtebauli,hen Vertrag erfolgen. 

DerAnregung kann in o.g. Um/a11ggefol,gt u1erden. 
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• Klimaschutz, Anpassung an den Klimawandel: 
:Mikroklimasimulation: In der vorgelegten Mikroklimasimulation werde nachge­
wiesen, dass die Planung zu einer Verbesserung der klimaökologischen Situation 
führe. Das der Berechnung zugrundeliegende G1ünkonzept sei umzusetzen. Dies 
könne durch entsprechende Festsetzungen im Plan oder durch Formulierungen 
im städtebaulichen Vertrag erfolgen. Die Herstellung von extensiver und inten­
siver Begrünung auf dem Baugrundstück, an dem Gebäude und auf dem Bau­
körper ist geeignet, Extremtemperaturen zu vermeiden bzw. zu verringern. Die 
Schaffung und Entwicklung von neuen Grünflächen im Innenstadtbereich för­
dere die Biodiversität und sei zugleich eine Maßnahme zur Anpassung an den 
Klimawandel. 

Abwägungsergebnis 

Die Ji,chiiche Ein,d,ätzung zur vodie,genden MikroJim11/ation wird ,:::,ur Kemttnisgenommen. 
EntJprechende F'est.retZJmgen zur Fördmmg des J'v1ikroklimas wurden bereits in den Beba11111z~s­
pianentw11r/alljgenommen. Hiet'ZJI ,:::,ählen die Festsetz11nge11 zur Da,h- und Fassadenhegtiinung 
sowie die vorhandenen 1111d geplanten Einzelha1✓1t/J1andorte im öj/;11tlichen Ra11m. E1,~änze11d 
,verden im städtebaulichen Vet1mg &gelangen z11r Fiirderung des Mikroklimas aufgenommen, 
die nicht mittel, einer fest.retz1111ggesichet1 werden können. Unter anderem sollen Regel11ngen zur 
(Gestalt-J.Qualität der Dach- und Fa,:raderibeg!ih1un._g so,vie vorbereitende RegeltJt1gen zur Siche­
runcg der erjorderlicheri Bodenansch/ii.i:re der geplanten Bej,flanzung aufgenommen werde11. 

Der Anre,gung kann in o.g. Umfanggefo(gt 1wrden. 

• Energiekonzept: 
Das vorliegende geplante Energiekonzept würde eine Nutzung von regenerati­
ven Energien und Fernwärme zeigen. Dies sei insgesamt positiv zu beurteilen. 
Das Energiekonzept sei fortzuschreiben, fertigzustellen w1d vor Satzungsbe­
schluss mit dem G1ün- und Umweltamt einvernehmlich abzustimmen. Regelun­
gen im städtebaulichen Vertrag seien erforderlich. 

Abwägungsergebnis 

Diefachlithe Einschät,:::,ung wird Z!'r Kenntnis genommen. Das r'aqg11tachteri u1urde ZIJ!is,hen­
zeitlich fortgeschrieben. Das Ener;giekonzept ,vird Bestandteil des Ba11leitpia11verjahrens. Ein 
.t'estsetzun._gshedar/im BebauungJplanentwur/ er;gibt sich hierdurchjedoch nicht. Im städtebauli­
chen Vet1rag soll dt,gegen die Umsetzung des erarbeiteten EnefJ!,iekonZfptes dun:h die Vorhaben­
trägerin verbindlich ,geregelt werden. 

Der Anregung kann in o.g. Umfa,zggefolgt werdm. 

5. 70- Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
- Sch,~iben vom 23.03.2022 mit Anlage -

• Es wird auf die Stellungnahme aus dem Jahr 2019 ve1wiesen: In der Plandarstel­
lung seien bezüglich der Andienung des geplanten Kaufhauses Schleppkurven 
für 10-m-LKWs und 16,5-m-Sattelzüge aufgelegt, jedoch keine Schleppkurven 
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für 11,5-m-Dreiachser-Müllfahrzeuge. Es solle beachtet werden, dass Rückwärts­
fahren gemäß GUV (Gesetzliche Unfallversichenmg) nicht mehr gestattet sei. 
Zudem sei zu berücksichtigen, dass die Fuststraße, der Bischofsplatz, die Johan­
nisstraße, die Heiliggrabgasse und die Eppichmauergasse weiterhin von den Ent­
sorgungsfahrzeugen anzudienen sei und die Erschließung der Grundstücke wei­
terhin ·gewährleistet sein müsse. 

Abwägungsergebnis 

Die fachliche Stellungname be,;fiiich der Erstell1111g eines Entsotgll,zgskonzeptes 1vird zur Kennt-
11is ge11ommen. Es handelt . .ich llm ein bereits an die Ah(al!entsotgu,zg a,zgeschlossenes Gebiet. 
A11[gnmd der Neaplanltllg kartn es ,::a Ver:rchiebunge11 der hi.dier{gen Ahwicklan,g kommen. An 
die Vorhahenträgerin w11rde der Bedarf' eirter ergä11,::enden Betrachtung 1veite1,~eleitet. Ein Rege­
!angsbedar/fiir den Behattimg.rp!anentwmf ergibt süh hieraus nicht. 

Der A11regu1,g kann in o.g. Umfa,zggefolgt werden. 

• Voraussichtlich würden im Gewerbebereich Restabfall- oder Papier-Umleerbe­
hälter von 2,5 m 3 oder 5,0 m3 oder sogar Abfallpressen zum Einsatz kommen. 
Es wird vorgeschlagen, dass seitens der Abfallberatung ein Abfallkonzept erstellt 
werden könne. 

Abwägungsergebnis 

Diefach!iche Stellungname bezjiglich der Erstellung eines E11tso1gu11gsko11zeptes wird Zflr Kennt­
nis genommen. Ein Regeltm,gsbeda,jjiir den Bebat111ngsplanentwmfergibt sich dara11s nitht. Die 
Stellungnahme w11rde ,::ur 111eiterm Koordiniemng eines Bnt.rorg111,gsko11,;:fptes an die Vo1habe11-
träge1in weite1geleitet. · 

Der Amvgu,zg ka11n in o.g. U m(a,zg gefolgt werde,,. 

• Es werde darauf hingewiesen, dass die üblichen Bestimmungen wie die RASt 06 
Anlage von Stadtstraßen und die Abfallsatzung der Stadt Mainz gelten. 

Abwägungsergebnis 

Die fad,!iche Stellungname he,::üg!ich der Erstellung eines Bnts01gungsko11zeptes wird zur Kennt­
nis genommen. Ei11 Regelrmgshedarjjii,·den Bebat1ung.rp!anentumrj·ergiht .,i,h daraus nicht. 
Die Stellungnahme wurde Z!'r 1veiteren Koordinierung eines Entsorgu,zgskonzeptes an die Vorha­
benträgerir, weitergeleitet. 

Der Anregm,g kann in o.g. Um(anggejolgt /Verden. 

• Die Anlage der Mülltonnenstandplätze werde über die Objektplanung, dem 
Standplatzgenehmigungsverfahren, geregdt. Da aktuell keine Mülltonnenstand­
plätze ausgewiesen seien, wird auf die offiziellen Standards verwiesen. 
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Abwägungsergebnis 

Diefachliche Stellungname beziz~lich der Ei:rte!lul(g eine,· E11tsorg111igskon,;:,eptes ,vird ,;:ur Kennt­
nis genommen. Ein Regelungsbeda,jßir den Behau11ngsplanentwu,/ergibt .,ich dara11s nicht. 
Die S telhmgnahme ,vurde zur u1eitem1 KoordiniertJt(g eines Entsorgll11gskon,;:,eptes an die Vorba­
bmträgerin weitergeleitet . 

. DerA11regu11.R kann in o.g. Umfang gefolgt werdet1. 

• Bei der Erweiterung des an die Abfallbeseitigung anzuschließenden Gebietes sei 
von Bedeutung, dass die Festlegungen betreffs der Vorhaltung von Abfallbehält­
nissen und der Ausgestaltung sowie der Andicnbarkeit der Müllgefaßstandplätze 
gemäß der§§ 12 ff der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und sonstige 
Entsorgung von Abfällen in der Stadt Mainz (Abfallsatzung) entsprechen. Dem­
nach seien u. a. die Standplätze an der anfahrbaren Straßenseite nicht mehr als 15 
m von der Straße entfernt einzurichten. Die Anfahrt mit einem Dreiachser-Müll­
fahrzeug müsse fachtechnisch möglich sein, wobei diesbezüglich auf die Richtli­
nien für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06 ( der ehemaligen EAE 85) hinge­
wiesen sei. 

Mindestbreiten ohne Begegnungsverkehr: 
Fahrbahnen müssten als Anliegerstraßen oder -wege ohne Begegnungsverkehr 
bei geradem Straßenverlauf grundsätzlich eine Breite von mindestens 3,55 m auf­
weisen. Die Zahl ergäbe sich aus der nach StVZO zulässigen Fahrzeugbreite von 
2,55 m und einem seitlichen Sicherheitsabstand von je 0,5 m. 

Mindestbreiten mit Begegnungsverkehr: 
Fahrbahnen müssten als Anliegerstraße oder -weg mit Begegnungsverkehr 
grundsätzlich eine Breite von mindestens 4,75 m aufweisen. 

Abwägungsergebnis 

Die im räumlichen Geltungsbereich des Bebau1mgsp!ane11hwrjes li(genden iiberba11haren Gnmd­
stiick4fächen bzw. "Ba11(enster" .1ind alle über iffjentlitbe Verkehmve,ge e1:rchloue11 und bereits 
beute im Bestand an die Abfallentsorgung ange.rchlo,:ren. Die maximale Entjemung möglicher 
S tandp!ätzeßir Abfallgefäße sind alle innerhalb vo11 15 A1etern erreichbar. 
Unter Be::;flgnabme au/ die o.g. Empfehlung, in ,1bstimm111ig mit dem Entsorgll1tgshetrieb ein 
entsprechendes (nmes) Entsorgll1tgskonzept zu emrbeiten, wurde die Ste/!1111gnahme an die Vor­
habenträgerin weitergereicht. 

Den Anregungen kann in o„g. Unifanggefalgt werden. 

• Die "GUV-V C27 Unfallverhütungsvorschrift Müllbeseitigung" sei zu beachten. 
Hiernach dürfe Müll nur abgeholt werden wenn: 

die Zufahrt zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwärts­
fahren nicht erforderlich ist, und 
bei Sackgassen die Möglichkeit besteht, am Ende der Straße zu werden. 
Neubaugebiete sind so zu planen, dass bei der Abfallsammlung nicht rück­
wärts gefahren werden muss. 
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Weitere Informationen zu den Anforderungen an Mülltonnenstandplätze 
seien dem § 16 zu entnehmen. 

Abwägungsergebnis 

Die e1;gänzenden .Hinweise werden z,,r Kenntnis genommen. 
Die im räumlichen Geitangsbereich des Beha111111g,planenhwrfes liegenden iiherhaubaren Gr//nd­
_,tiick,flächen b~v. "Bai!fenster" sind alle iiher iifjentlti-be Verkebmvege emhlo,:ren und bereits 
heute im Bestand 011 die Ab/al!entsm;gung angeschlossen, 

Den Anre,gungen ka11n in o.g. Umfang gefolgt u1erden. 

• Privatstraßen: 
Sollte es sich bei dem Neubaugebiet um eine PriYatstraße handeln, wird um Be­
achtung nachfolgender Bedingungen gebeten: 

Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit nach § 1090 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs im Gmndbuch und Vorlage eines entspre­
chenden Auszuges. 
Winterdienstliche Pflichten seien bei Privatstraße von den Eigentümern 
durchzuführen. Sollte am Abfuhrtag der Streu- und Räumungspflicht 
nicht nachgekommen worden sein oder eine Anfahrt wegen parkender 
Fahrzeuge unmöglich sein, werde keine Entsorgung erfolgen. Dann 
komme nur eine kostenpflichtige Nachentsorgung in Betracht, die ge­
sondert zu beauftragen sei. 
Sollte eine Benutzung der Privatstraße nicht möglich und/ oder nicht er­
laubt werden, müssten alle Gefäße aller Häuser an der nächsten anfahr­
baren öffentlichen Straße bereitgestellt werden. Darüber hinaus müssten 
die Müllgefäße frei zugänglich sein, jedoch nicht im öffentlichen Ver­
kehrsraum stehen. 
Bezüglich einer Tiefgarage müsse darauf geachtet werden, dass bei einer 
erforderlichen ·überquerung zur Erschließung der Gebäude für Schwer­
lastverkehr eine Traglast von 26,0 t gewährleistet werden. Sollte eine 
Durchfahrt des Wohnquartiers nicht möglich sein, müsse für die Müll­
fahrzeuge eine Wendevorrichtung geschaffen werden. Sofern dies aus 
planerischen Gründen nicht gewünscht sei, seien die Mülltonnenstand­
plätze im Bereich der anfahrbaren straßenseitigen Grundstücksgrenzen 
zu errichten. 

Abwägungsergebnis 

Die e,;gänzenden Hinweise werdm zur Kenntnis genommen. 
Die in, räumlichen Geltungsbereich des Bebauung.rplanentwt✓rjes liegenden iiberhaubaren Grund­
stiJcksflächen b,;Jv. "Baufenster" ,ind alle über ofjentliche Verkeh1:flvege mchlossen und bereit..· 
heute im Bestand aad, an die Abfallentsorgung a,z~e,d,/ossen. Es handelt sich nicht um Privat­
stmßen. 

Der Anre._~11ng kann in o,~- Um/anggefo!gt werden. 

Q: \AMT61 \ T extverarbeitung\Pt3 \SG 1\Kögel\3-07 O.kö.d ocx. 
Stand. 12.10.2022 14 von 38 



---- Vermerk BehfJrdenbetei/igung "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)"'--------------

6. 80-Amt für Wirtschaft und Liegenschaften 
- Sehreihen vom 07.0-1.2022 -

• Es wird mitgeteilt, dass gegen den Planentwurf keine grundsätzlichen Bedenken 
bestünden. 

Abwiigungsergebnis 

Es 111ird zurKen11t11isge11omme11, da.u keine Bedmkm bestehen. 

Der Anregu,zg kann in o.cg. U mfim,g ,gefolgt 111erden. 

• Es wird ergänzend auf folgendes hingewiesen: 
Der Stadtrat habe in seiner Sitzung am 24.11.2021 dem Austausch der 
Grundstücksflächen irn Bereich des geplanten Bauvorhabens zugestimmt. 
Grundlage dieses Beschlusses sei der als Anlage beigefügte Lageplan gewe­
sen. Im Bereich der Fuststraße könne das 80-Amt für Wirtschaft und Liegen­
schaften kleine Differenzen zwischen dem Grunderwerbsplan (I,J, L, M) und 
dem Bebauungsplanentwurf feststellen. 

Es bestünden verschiedene Rechte für den Eigentümer des Bauprojektes 
bzw. die Stadt Mainz (z. B. Überbaurechte, "Sommerkaffee"), die in1 Grund­
buch durch Eintragungen von Dienstbarkeiten gesichert seien. Die Rechte 
seien an die neuen Planungen entsprechend anzupassen. Dem müsste der je­
weilig Berechtigte (Investor bzw .. Stadt) noch zustimmen. 

Dem Wunsch des Stadtplanungsamtes, Abt. Straßenbetrieb (61.3) hinsicht­
lich der Änderung des Bebauungsplanes irn Eingangsbereich des Objektes 
"Grüner Kakadu" werde ebenfalls zugestimmt. Diese Teilfläche (362/12 mit 
5 qm) sei bereits von dem Objekt überbaut und könne nicht mehr öffentlich 
genutzt werden. 

Abwägungsergebnis 

Der Bebauung.1plane11twu,j t,i/}i Fest.retzun,gen au/ der städtebaulichen Maß,tab,-ebene. Kleimre 
Vor- und Rück.Jpriinge innerhalb von Gehäude/assaden u,erden au/dieser Maßrtabsebene (Maß­
stab 1:1000) als städtebaulich untergeordnet anc~esehen, auch wenn in diesen Bereichen "Baali­
nien"festgesetzt sind. Hierz.u ist in der Baunutzungswrordmmg in§ 23 gmge!t, das.rein Vor­
oder Zurücktreten von Gebäudeteilen in gerin!ft{~igem Ausmaß zugelassen werden kann sowie bei 
planerischem Bedatfweitere Festsetzungen hier-ZfJ getroffen werden können. Dies ist aufgrund der 
Gering/ugzgkeit der geplanten Zflriicktretenden Gebäudeteile hier aus städtebaulichen Gründen 
aber nicht e,jorderlkh. Diese EinschätZfJt{g ist mit der zuständigen Genehmiguncgsbehörde abge­
stimmt. 
Ergänzend zu den .Festsetzungen im Bebauung,planentwu,j sollen die architektonischen Detailr 
der Gehäude/assaden anhand einer Regelung im städtebaulichm Vertrag verl,ind!id,ftszge!egt wer­
den und Grundlage.fur die Realisierung werden. 
Der geplante und e,jorderliche Gmndstiicktausch ,vird na,h Maßgabe der Beschlus,fassr11zg des 
Stadtrates entweder im J"tädtehaulid,en Vertrag oder aber im Nad;gang hierzu verbindlich ,geregelt. 
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Die bestehenden Rechte ttnd Belastungen der einzel11en hier "be11vJ!e11e11" Gntndstiicksteile sind 
nicht Festsetzungsgegenstand im Bebattungsp!ane11ttv11rf: Hierzu mii,i:,w im Z11ge des weiteren 
Verfahrens Abstimmungen ,;yvischen Plangeber und Vorhabmträgerin e1folge11. 

Die Fest.retZ!mgen zur Art der baulichen N11tzung und der bffentfichen Verkehnjlädie11 bezi~g/td; 
des Bingangsbereid,es "Griiner Kakad,/' (Ff11rstiick 362, flur 12) wurden an die ne!le Grund­
stiicksJituation angepasst. 

Den Anregungen kann in o.g. Umjongge/o{gt werden. 

7. Generaldirektion Kulturelles Erbe (Direktion Landesdenkmalpflege) 
- B-Mai!-Schreiben vom 13.04.2022 -

• Aus Sicht der Direktion Landesdenkmalpflege seien die von Seiten der Direktion , 
Landesdenkmalpflege vertretenen Belange durch mehrere Kulturdenkmäler un­
mittelbar im Planbereich oder in dessen direkter Umgebung betroffen: 
- das Portal und der Pumpbrunnen am Bischofsplatz sowie das Einzeldenkmal 

"Gutenbergplatz 1 "; 
zudem seien die Randbereiche der Denkmalzone "Südöstliches Altstadtge-
biet" betroffen, , 

- zudem befinde sich die "Weihergartenstraße 13" in direkter Nähe zum 
Planareal. 

Kulturdenkmäler werden als Bestandteil der Denkmalliste geführt und genießen 
daher Erhaltungsschutz gemäß § 2 Abs, 1 Satz 1 DSchG sowie Umgebungs­
schutz gemäß § 4 Abs. 1 Satz 4 DSchG. Der Umgebungsschutz beziehe sich 
u. a. auf angrenzende Bebauung, städtebauliche Zusammenhänge und Sichtach­
sen. 
Laut § 9 Abs. 6 BauGB seien Kulturdenkmäler in den Bebauungsplan zu über­
nehmen, durch entsprechende Kennzeichnung in der Planurkunde sowie nach­
richtlich in der schriftlichen Begründung. 

Im vorliegenden Fall sehe die Direktion Landesdenkmalpflege durch die Festle­
gungen keine Bedenken hinsichtlich der Festlegungen im Flächennutzungsplan 
sowie im Bebauungsplan. Denkmalpflegerische Belange seien den vorliegenden 
Unterlagen zufolge nicht beeinträchtigt. Es werde auf den GenehmigungsYor­
behalt gemäß § 13 Abs. 1 Satz 3 DSchG verwiesen. 

Diese Stellungnahme beträfe nur die Belange der Direktion Landesdenkmal­
pflege. Eine Stellungnahme der Direktion Landesarchäologie sei gesondert ein­
zuholen. 

Abwägungsergebnis 

Die Stellungnahme bezüglich der Kttft1✓rde11kmäfer und die FeJ1ste/!1✓ng, dass denkmalpj7egerische 
Belange nfrht beeinträchtigt sind, wird z1✓r Kmntnis genommen. 
Innerhalb des rä11mlichen Geltungsbereiches befinden sich Kulturdenkmäler. Bine zeidmetische 
Kennzeichnung des P011als sowie des Pumpbntnnens als nachrichtliche Obernahme in die Plan­
zeichnung des Bebaut111

0
gJplanentw111jes (Bmich Bisd,ofrplatz) wurde vorgenommen. Die Kenn­

zeichnungen werden in der Begründung ent.rpmhend er!ä11terl. Im Z1✓ge der Planung 1vurde es 
nforderlich, den Sta11dot1 des ange.1prochene11 Pumpbrunnens zu verla,gem. Hierz,ufanden Ab­
stimmungsgesprä,he mit dem zuständigen Fachamt statt. Im Ergebnis wurde.festgestellt, das,· eine 
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Verlagerung des P11mphru1111ens mii_'glich sei, da sich dieser derzeit 11i,.ht "m historischen Standort 
befinde. Die Verlagerung des P111npbru1111ens miisse ,::,11dem in Richtung der Fuststraße e,fo{gen, 
eine theo,etische F1111ktionalität gewähr!eirtet u1erden sowie z11gä11glich sein. Der E1:ratZ:rlando11 
bi!fi11det sich inmitten des a1✓[grund 11011 e1forderlichen Schleppk11mmfiir den Llefemerkehr ne~ge­
stalteten Staudenbeets. Dieses ist durch Festset,:;,u,zg in der Plan,:;,eich1111nggesichert. Weitergehende 
Kennzeicbm✓1zgen innerhalb des räumlichen Geltu,zgshereiches sind miht e,forderlich. 
Die Di,~ktion Landesarchäologie wurde im &1hmen des Bauleitpla11verfahm1s heteilzgt, hat je­
doch keine Stellungnahme abgegeben. Ent,prechend den Hinweimge!1117cget1 in vergleichbaren Ver­
fahtw 1v11rden ent.rpmhende Hinweise ,:;,11m Deflkmalsdmtv zum DenkmaLrch1✓tzgeset,::, sowie zu 
miiglichen Bodenfunden in den Beba11u,zg.rplanentw111fa11jge11ommen. 

Den Anre._g1111ge11 ka1111 in o.g. Um/att~gefo{~t werden. 

8. Industrie- und Handelskammer für Rheinhessen 
- Sch,viben vom 11.04.2022 -

• Es wird mitgeteilt, dass der Erhalt und die Weiterentwicklung des Einzelhandels­
standortes Mainz wichtige Ziele der Stadtentwicklung seien. Die Industrie- und 
Handelskammer für Rheinhessen beurteile die vorgestellte Planungen deshalb 
positiv. Die geplante Entwicklung stärke das Konzept der drei Pole (I'RIPOL), 
die als Ankerpunkte in der Mainzer Einkaufsinnenstadt gelten. Somit profitiere 
von der Entwicklung im Bereich südlich der Ludwigsstraße am Ende alle Innen­
stadtakteure durch eine gestiegene Attraktivität der gesamten Innenstadt. 

Abwägungsergebnis 

Die Hinweise allfdie Einzelhandelsenfl11ickl11ng und die positive .Haltung ,::,11r vorliegenden Pla­
nung werden Zf/1' Kenntnir ,~mommen. 

Der Am~gung kann in o.,~. Umfanggefolgt werden. 

9. Landesbetrieb Mobilität Wonns 
- Schreiben vom 21.03.2022 -

• Es wird auf das Schreiben vom 01.02.2021 verwiesen. Darüber hinaus bestünden 
keine weiteren Bedenken gegen das Vorhaben. 
Im Schreiben vom 01.02.2021 wird mitgeteilt, dass keine Bedenken gegen die 
Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 in1 Bereich des Be­
bauungsplanes "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" als auch 
gegen den Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße 
(A 262)" bestünden. 

Abwägungsergebnis 

Der Venvefr au/die bereits abgegebene Stellungnahme vom 01.02.2021 und die darin enthaltene 
A11ssage, dass keine Bedenken gegen die Planun,~ bestünden, wird zur Ke1111t11irgenommen. 

Der Anreg11ng kann in o.g. Umfang gefolgt werden. 
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10. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz 
- Sehreihen vom 08.0-i.2022 -

• Es werde bezüglich der Änderungen im Flächennutzungsplan und dem Bebau­
ungsplan-Entwurf auf die Stellungnahme vom 04.02.2021 mit den Akterizeichen 
"14-04.01" und "14-04.03" veiwiesen. Zum aktuellen Verfahrensstand werden 
keine Bedenken bezüglich landwirtschaftlicher Belange gesehen. 
In o.g. Schreiben mit den Aktenzeichen "14-04.01" und "14-04-03" wurden fol­
gende Anregungen und Hinweise vorgebracht: 
- Unter Vorbehalt des noch ausstehenden Umweltberichtes bestünden gegen 

die Änderungen des gegenständlichen Flächennutzungsplanes sowie den Be­
bauungsplan keine grundsätzlichen Bedenken. 

- Sollten im Zuge des Verfahrens externe naturschutzfachliche Ausgleichs­
und Ersatzmaßnahmen erforderlich werden, werde darum gebeten darauf zu 
achten, dass keine landwirtschaftlichen Nutzflächen beansprucht werden. Es 
wird in diesem Zusammenhang auf den§ la (3) Satz 5 BauGB i. V. m § 15 
(3) BNatSchG hingewiesen, da bei der Inanspruchnahme von landwirtschaft­
lich genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf die agrar­
strukturellen Belange besondere Rücksicht zu nehmen sei. Es sei vorrangig 
zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz durch Maßnahmen zur Entsiegelung 
oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der dauerhaften 
Aufwe1-rung des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht 
werden könne, um möglichst zu vermeiden, dass landwirtschaftliche Flächen 
aus der Nutzung genommen werden. 

Abwägungsergebnis 

Die Hinweise auf die agrarst111ktt1relle12 Belange im Rahmen der Aus1vei.m11g von planexternen 
AusgleichJflächen wird zur Kenntnis genommen. Es wird im Zuge des u1eitem1 Verfahrens ge­
prüft, oh au[gmnd der Aufrtel/ung des Bebauungsplanes ''A 262" iiberha1✓pt .At✓sgleichsflächen 
e,forderlich werden. Die Ergebnisse werden im Umweltbeticht dm;gestellt. Sofern Festset,mt~en 
erforderlich sind, u,erden diese im Z11ge des 1veiteren Verfahrms erarbeitet. Die Land1virtschafis­
kammer hat dan11 im Z1✓0~e des nächsten Verfahrensschtitts die l'vt~glfrhkeit, die Er;geb11isse :::,1 
priifen. 

Den Anregungen kann in o.g. Umfang gefolgt werden. 

11. Mainzer Netze GmbH 
-E-Mazl-Schreiben vom 12.04.2022 mit Plananlagen -

• Im Bereich der geplanten Baumpflanzungen werde der obere Teil der Gas-ND­
Leitung in der Weißliliengasse bis zur I<reuzung Ludwigsstraße stillgelegt. Der 
Kreuzungsbereich "Ludwigsstraße/Große Langgasse" müsse in diesem Zusam­
menhang umgebaut werden. Die vorhandene Gasleitung bliebe von der Eppich­
mauergasse bis zum Netzanschluss in der Weißliliengasse 31 bestehen. 

Abw'.igungsergebnis 

Die Plan1111gen Z}✓nt Wickba11 der Gas-ND-LJJit11ng sind bekannt, inhaltlich abgestimmt und 
Vora11sse!Zf111g dafiir, das der genannte Straßenraum in der lv'eiß!i!iengasse umgestaltet werdm 
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kann. Be,:Jiglich der,gepla11ten Baumnei,pflanzf'tzgen hat sid; aujgrttnd der Übe,priifimg der im 
Untergrund vorhandenen Leitungstrassen ein U7e,,gfall von geplanten Einze!bat1mstand011e11 a11f 
der geplanten Mitteli,uel sowie eine Verschiebung eines Einzelbamnstandortes au/ der ,geplanten 
Mittelinsel ergeben. Die geplanten Baumstandorte im Bmich der rechten Fahrhah11begrenz1111g 
bleiben dage,gen als Festsetzung bestehen. Ergänzend Zf't' r'estsetzuncg im Behammgspla11entwu1( 
werden Re,,gelungen zur UmselZfmg der Planung mit der Vorhabentr4ge1ingetrotJen. 
Es wird dariiber hinaus zur Kenntnis genommen, dasJ der Abschnitt siidlicb der Bppichmauer­
gasse ni,ht von der Maßnahme betrojfen ist. 

Der Anregun,g kann in o.g. Umfang gefolgt werden. 

• Im Plangebiet lägen zwei Netzstationen. Eine davon habe einen "kundeneigenen 
Anteil", der der Versorgung des ehemaligen Karstadtgebäudes diene. Im neu ge­
planten Gebäudekomplex seien weiterhin zwei Stationen für die Umspannung 
von Mittel- auf Niederspannung erforderlich, einmal im Gebäude östlich der 
Fuststraße und einmal im Gebäudekomplex zwischen Fuststraße und Weißlilien­
gasse an der Weißliliengassc. Diese Stationen dienen der Versorgung des Gebäu­
des (ggf. auch in Form von kundeneigenen Transformatoren) sowie der Versor­
gung der umliegenden Bebauung und Absichernng der benachbarten Stationen. 

Abwägungsergebnis 

Der Bedatf an den Netzstationen ist bekannt. In Ahstimmun,~ mit der I /orhahenträgerin sollen 
diese in die beiden geplanten Gebäudekomplexe integrieit wmlen. l'fie,-zu sollen en!.lprechende 
Verpj!iihtungen in den städtebaulühen Verlrag aufgenommen werden. Bin Fest.retzm,gsbedar/im 
Bebauu11gJp!anentw11r/wirdhierdurch aber ni,ht ait.i;~elöstc 

DerAm~gung kann in O,S, Umfang gefolgt werden. 

• Für den geplanten Gesamtkomplex sollte einen Glasfaseranschluss bzw. die Vor­
richtung in Form eines Leerrohranschlusses ethalten. Der Anbindpunkt könne 
vom Bauherrn bestimmt werden. 

Abwägungsergebnis 

Der Hinweis ,vird '(f'r Kenntnis genommen. S ofam erforderlich, können hierzu ent.ipmhende Ver­
pflicht11ngen in den städtehaulühen Vertmg aut_~enommen werden. Bit, FestsetZ!mgshedat/ im 
BebautmgJp!anentwurj·wird hierdurch nicht ausgeliirt. Die Stel!tmgnahme wurde zur uJCiteren Ko­
ordiniemn,g an die Vorhabentrii,getin weitergeleitet. 

Der Anregung kann in o.g. Um/a,z~gejolgt werden. 

• Es wird mitgeteilt, dass die Stellungnahme vom 18.02.2021 weiterhin Bestand 
habe und zu berücksichtigen sei. 
Im Schreiben vom 18.02.2021 wurden folgende Anregungen und Hinweise vor­
gebtacht: 
- Versorgungsleitungen: Die Artlagen der Gas- und Wassetversorgung seien zu 

beachten und zu sichern. Eine Überbauung sei unzulässig. Die erforderlichen 
Mindestabstände dürfen nicht unterschritten werden. Bei Bepflanzungen im 
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Umfeld der Anlagen der Wasserversorgung seien die Regelungen der GW 
125 zu beachten und einzuhalten. Durch Erweiterung der Bauflächen müss­
ten stellenweise I<abelanlagen in1 Bereich "Weißliliengasse" und "Fuststraße" 
umgelegt werden, 

- Stromversorgung: Im Gebiet des Bebauungsplanes "r\ 262" lägen zwei Tra­
fonetzstationen .. Eine davon habe einen kundeneigenen Anteil, der der Ver­
sorgung des ehemaligen I<arstadt diente. Im neu geplanten Gebäudekomplex 
seien weiterhin zwei Trafostationen für die Umspannung von Mittel- auf Nie­
derspannung erforderlich. Diese Stationen dienen der Versorgung des Ge­
bäudes, gegebenenfalls auch in Form von kundeneigenen Transformatoren 
und der Versorgung der umliegenden Bebauung w1d Absicherung der be­
nachbarten Stationen, Die Stationen sollten auf der West- und Ostseite posi­
tioniert sein. Eine Auslegung der Stationen könne erst im Laufe der Planun­
gen erfolgen, wenn die Leistungsbedarfe bekannt seien, Die Stationen seien 
vorzugsweise ebenerdig an den straßenseitigen Grundstücksflächen ,·orzuse­
hen. Eine einfache Zugänglichkeit müsse gegeben sein, Ausreichende Trans­
portwege für die Installation und Austausch der elektrischen Betriebsmittel 
seien dauerhaft zu gewährleisten, 

- Beleuchtung: Es wird die Frage gestellt, ob die bisher unbeleuchteten Plätze 
vor der Deutschen Bank W1d vor dem bisherigen Eingang "Karstadt" in Zu­
kunft beleuchtet werden. Derzeit gäbe es Leuchten in1 Durchgang Fust­
straße-Gutenbergplatz und in den Arkaden vor dem Parkhaus in der Weißli­
liengasse, Es wird gefragt, ob diese Anlagen auch in Zukunft bestehen blei­
ben sollen? Aus dem Bebauungsplan sei dies nicht ersichtlich. 

Abwägungsergebnis 

Für die betroffenen Knote11punkte 1vt1rde zwischenzeitlich in Abstimmung mit den Mainzer Net­
,:;_en eine neue ,gestalterische Konzeption des iiffe11tlichen Straßenraums 11nter Beacbtun,g des Lei­
tt1ngsbestande.r in der l/7ezßliliengasse erarbetfet, Im oberen in Rid,tung L1✓dmig.rstraße liegenden 
Abschnitt der !Veißlilimga.ue werden die Ga.rleihm,gen entfernt, Ergänzend Z!'r Fe.rtset,:;_ung im 
Behauung.rplane11tw1✓r/merden Regelun.gen zur Umsetzung der Planung mit der Vorhabentrii,_~erin 
getroffen, 
Ergänzend zur Neugestalt11n.g einzelner offentlicher Straßenabschnitte merden bezüglich der erfor­
derli,hen Detailabstimmung im Zuge der Reali,,ierun,g des Vorhabens hier:i:,u ergänzmde Rege­
lungen im städtebaulichen Vertraggetroflen, 

Der Bedarf an den Netzrtationen ist bekannt. In Abstimmung mit der V01habentrii,_geri11 sollen 
diese in die beiden _geplanten Gebäudekomplexe integriert werde11. l-1ie171 sollen ent.,pmhende 
Ve,pßicht1✓nge11 in den städtebaulithen Vertrag aujgeriomnm, ,verden, Ein ·Fe.rtsetzungsbedmf'im 
Bebauungspla11entw111f wird hierdurch aber nicht a✓,sgelöst, 

Au/ der Ebene des Bebau1111.g,planentwurjj· werden keine Festsetzungen Zfl ,:;_t1!iisJigen Standorten 
für u1✓chten im öffentlichen Raum getroffen, Die Standorteßir Leud,ten bzw, die Erfordernisse 
ßir zusät::jiche Beleuchtung ::;ur DIN-gerechten A1✓sleucht1111g des oflentlühen Raumes .1ind im 
Zuge derFreianla,genplanung mit den tangierten Fachämtern 1✓11d den Mainzer Netzen zu klären, 
Hierzu sollen im städtebaulichen Verlrag ent.rpm-hende Regelungen aufgenommen werden, 
Im Bebau11ngsplanentw111fwerden allerdings 1:estset,:;_ungen zt1r zuliiHi,gen Art der umhtmittel 
getroffen. Es ist im Bebattungsplanentwur/jes(gesetzt, da.u Z!'r Minderung von belemhtunp·be­
dingten Lockeffekten und Totalver/11.rten im .Freien a11.isch!ießli,h LED-Lampen mit warmweiß 
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getöntem Licht (Farbtemperatur maximal 3.000 K) u11d mit genihtetem, 11ur zum Bodm ab­
strahlenden Licht mit einem Ahstrahlu11gswi11kel von maximal 70 Grad ;_ur Vertikalen zu 
venvenden sind. 

Den Anreg11ngen kann in o.g. Umfa11ggefo!gt werden. 

12. Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH 
- E-Mai!-S,hreihen vom 31.03.2022 -

• Es wird mitgeteilt, dass der Stadtrat den Beschluss zur Weiterentwicklung - Pla­
nung und Realisierung - des Mainzer Straßenbahnnetzes gefasst habe. Hiervon 
würden die Planungen des "A 262" berührt werden. Im Stadtratsbeschluss sei 
explizit die Erschließung des Höfchens erwähnt. Dies folgerichtig vor dem Hin­
tergrund, die zentrale und nachfragestärkstc Innenstadthaltestelle an das leis­
tungsfähige und attraktive Straßenbahnsystem anzuschließen. Aufgrund der städ­
tebaulichen und verkehrlichen Rahmenbedingungen sei dies nur mit einer Tras­
sierung über die Ludwigsstraße möglich. 
Der Realisierungszeitraum für den Straßenbahnausbau sei bis 2030 geplant, so­
dass diese Planung in direktem Zusammenhang mit Prognosezeiträumen für den 
Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 
stehe. Im weiteren Bebauungsplanverfahren seien daher die Unterlagen und Gut­
achten auf diese Rahmenbedingungen abzustellen. Im Besonderen werde hier auf 
die Relevanz für Verkehrs- und Immissionsschutzgutachten hingewiesen.Je nach 
Realisiemngszeiträumen der Maßnahme könne es zu Überschneidungen in der 
Bauausfühmng kommen, sodass möglicherweise Wechselwirkungen zwischen 
den Baustellenabläufen, Zufahrten, etc. entstehen könne. 

Abwägungsergebnis 

Maßgeblich fiir die Beriicksichtig11ng der neuen S traßenhahntrasse in der Ludwigsstraße im Rah­
vmt des Beba1111ngsp!anverfahtws "A 262" ist der Zeitpunkt, ztt dem der A11trag auf Durch­
fiihrnng des P!anfe.,1stel/11n,w• oder Pla11genehmig11ngsve,fahrensfiir die Straßenbahn ,gestellt w01° 
de11 ist. Da dieser noch nicht gestellt wurde 1,nd davon a11sztt.gehe11 irt, dass die,~r nicht in Kiir-ze 
gestellt werden wird, ist eine Beriicksichtig11n,g einer mue,1 Straßenbah11tra.i:re im Bebau111wplan­
verfahren "A 262" nicht möglid1 und fmNich a1✓ch ni,ht erfordedich. 

Den Anre,gun,gen ka11n nicht gefolgt werden. 

13. Ortsbeirat Mainz-Altstadt 
- Ste!!t111gahme vom 31.03.2022 -

• Der Ortsbeirat weise auf seinen Beschluss 0092/2021 zu einem früheren Ent­
wurf des Bebauungsplanes hin. Hierin hatte der Ortsbeirat gefordert, die Ver­
kehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Fußgängerzone) in seinem bisheri­
gen Umfang zu erhalten, und nicht wie in der Vorlage vorgesehen um 312 m2 zu 
verkleinern. Dieser Empfehlung sei die Verwaltung bislang noch nicht gefolgt. 
Angesichts der hohen baulichen Dichte werde erneut von einer Verkleinerung 
des Freiraums in diesem Areal gewarnt. Durch eine Verkleinerung der bebauba­
ren Fläche auf den Status Quo (ggf. durch Grenzverschiebungen) wäre der Erhalt 
des unbebauten Freiraums möglich. 
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Abwägungsergebnis 

Der Stadtrat hat i11 J'einer Sitz(Jng am 01.07.2020 heschlo.i:ren, den Beht1ut111gsplt1nentw1Jtf 
"Einka11fi"quartier süd/zd, der Ludl//igutraffe (A 262)" au/Grundlage der mit dem mten p,,;_,. 
ausgezeichneten Wettbewet11sent111ürfefiir die Realisimmgsteile "Ka1,"tadt" und "Fust.1traße" so­
wie für den städtebaHlichen Ideenteil a11szHarbeiten Hnd in,· Verfalmn Z!' htingen. Die Inan­
sprudmahme öfle11tlicher Räume 1111d Grundrtikke in der im BebaHu11g,planentw11r/vorg,esehe11e11 
Umjang geht einher mit dieser Beschlu . .-slage. Ergän:(!nd hat der Stadtrat in "'iner Sit,;Jntg am 
24.11.2021 beschlossen., die hierfrir erfimlerlichen Grm1d,iiicksgeschäfie zt✓ tät/gen. Die genaue 
.Festlegung derGritße der Z!' ta11scbe11den, ,;_H etwerbmden bzw. ,;_u verä11ßernden Grtmdstikksteile 
werden ll.a. im städteba11/ichen Veitrag geregelt. 

DerAmvc~1111g kamt in o.g Umji11,gge/o(gt l//erde11. 

• Aus dem schalltechnisches Gutachten gehe hervor, dass aus der Fußgängerzone 
recht viel Verkehrslärm zu erwarten sei: "Wegen der hohen Verkehrsbelastung sind die 
rassaden e11t!a11g der Weifllilie11gasse und der Ludwigutraffe tticht ßir die A11ordnu1,g vott 
Woh11- und Schlafrii11me11 cgeezgttet. A11f~r1md der heredmeten Ubmd1reit1111g /. . . J ,ind.fur 
sch1✓tz!,ediirjtige Aufenthaltsräume (:::,B. IJ7ohn- 1111d Schlafrtimne, Büros, Praxis und SchH­
/111,gsräume) an den Fassade11 entlang der Weißliliettgasse 11nd der L11dwzgsstraße J..,äm1schutz­
maßnahmen erforderhd/'. Durch die geplante Bebauung erhöhten sich die Verkehrs­
lärmwerte entlang dieser beiden Fassaden um 0,8 dB(A) nachts aufgrund von 
zusätzlichem Verkehrslärm. Dies sei laut Gutachten "als nkht wese11t/id1 im Sinne der 
/ 6. BJJJJSch V Z!' be1✓rteilen. Gemäß PHnkt 7.3 der TA Lärm sind MaßnahJJJen organisato­
tischer At1 ,;Jtr l 7mnindemng der Verkehrs(ärmeimvirkun._gen nicht erjorderhd,." Gerade 
im Hinblick auf die Ludwigsstraße habe der Ortsbeirat schon mehrmals die Sorge 
zum Ausdruck gebracht, dass der Status Qno an Nutzungen eine höhere Ver­
kehrsbelastung aufweise als für eine Fußgängerzone wünschenswert oder zulässig 
sei. Die Verwaltung habe in ihren Antworten stets bestätigt, dass keine baulichen 
Maßnahmen für diese Verkehrsflächen geplant seien, die zu einer Entlastung 
vom Lärm führen würden. Dass jetzt aber eine Maßnahme gepbnt sei, die zu 
einer Zunahme des Verkehrslärms führen werde, halte der Ortsbeirat für äußerst 
bedenklich. Maßnahmen zur Verminderung der Verkehrslä1meinwirkungen mö­
gen dabei gemäß der TA Lärm nicht erforderlich sein; Maßnahmen zur Vermin­
derung des motorisierten Verkehrs in der Fußgängerzone seien jedoch im Sinne 
der Aufenthaltsqualitätdringend anznraten. 

Der zweite Punkt von Beschluss 0092/2021 beträfe die Stärkung des Wohn­
standorts Innenstadt. Dieses Ziel, das im Integrierten Entwicklungskonzept In­
nenstadt (S. 54) enthalten sei, wurde mit Stadtratsbeschluss 0497 /2021/1 bestä­
tigt, und als "Schwerpunkt" für die Vorlage weiterer Vorschläge bei der Weiter­
entwicklung des IEK. Zu den "unterschiedlichen Ansp1üchen an lebenswerte 
Quartiere" zähle das IEK "unter anderem [die Frage,! wie Umweltbelastungen 
aus (Lärm-) Emissionen reduziert werden können." Anstatt den Vorschlag einer 
quantitativen Vergrößerung des Wohnraumangebots aufzugreifen, und die 
Wohnnutzung bereits ab dem l. Obergeschoss zuzulassen, akzeptiere die Ver­
waltung den lärmbelasteten Status Quo und dulde sogar eine Zunahme des nächt­
lichen Verkehrslärms durch eine geplante Bebauung, in der die Wohnnutzung in 
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weiten Bereichen ausgeschlossen werde. Der Ortsbeirat erwarte, dass die V crwal­
tung an dieser Stelle planerische Maßnahmen ergreife, die den Wohnstandort In­
nenstadt stärke. 

Abwägungsergebnis 

Im Scha!!sch11tz.g1Jtachten werden die Auswirk1111cgen der Plan1✓11g a11f"die Verkehrslärmverhält­
nisse untem,cht und es 1virdfo!gendesfestgestellt: Die Be11rteih111g des planbedingten Zusat,ver­
keh,:r e,folgt in An/ehmmg an die Ktiterien nach Punkt 7 . .f. TA Läm1. Demnach sollen Gmht­
sche des An- tmdAhf"ah,tverkehn· mföfjentliihen Straßen in eimm Abstand von bfr ,;,11 500 Me­
tem von dem Betriebsgrundstiick durch Aiaßnahmen organisato,ischer Att so iveit wie möglich 
vermindett werden, sofern sie den Beu1teil1111gspegel der Verkehrsgeräusche um mindestens 
3 dB(A) erhbhen, keim Vem1iHhung mit dem übrigen Verkehr etfolgt ist 1111d die Jmmi.i:rions­
grenziverte der 16. BlmSch V (Verkeh1:rlärmsd1ut,;_verordnung) erstmal.r oder weitergehend über­
schritten werden. 
Der emissionsseitige Vergleich der beiden U ntmuchun,g,jalle ergibt, dass entlang der bestehenden 
Straßen im Prog11ose-P!t,nfall gege11iiber dem Prvgnose-Nu!ijal! durch den Z11sat,;_vei·kehr dunh 
das geplante Bauvorhaben gerilzl!fiigige Pegele,hohungen von maximal 0,8 dB(/1) z.u envat1en 
sind. Von Verkehrslärmpege!erhöhtmgen betroffen sind die Gro/le L:tnJ!)!,a.He, lf:'ei/l/ilie1zgas.,i so­
wie der Abschnitt Ost der l.Jtdwi_g,:,1ra/Je. Am S traßmahsdmitt Ludn,zgsstra/le 1-P'e.,1 hleihe11 die 
Verkehrslärmeinwirkungen im Prog11ose-Planjiil(glei,h. Durch das,gepla11te Bauv11rbahe11 erhb"­
hen sich die prognosli::;ierten Verkehr.rlämteimvirk11ngen damit um deutli,h wmiger a/.r 3 dB(,--1), 
Die p1-o,_gnosti,;ferte11 Pegelerhöhungm entla1(_g der he.1Jehenden Straßen i11 der Umgebu,zg des P/an­
gebiets sind damit als "nicht wesentlich" im Sinne der 16. BlmSchV zu beuzteilett, GemäßP1111kt 
7.3 der TA Lärm sind /i.1aßnahmen organisatorischer Art ,;ttr Verminderung der Verkehrs­
läm1eimvirk1111gen niiht e,forder!ich. 

Den Anreg111zgen kan11 in o.g. Umfang gefolgt werdev. 

•. Eine wesentliche Erkenntnis dieser Mikroklimasimulation sei auf Seite 13 enthal­
ten: "Jmhesondet~ der Baumbestand in der L.ud1vig.1:rtraße macht .iich lokal in redu,;ierten 
L1✓fitemperat1✓ren de11tlich bemerkbar." Im ersten Entwurf des Bebauungsplanes vom 
Januar 2021 sei vorgesehen gewesen, die Baulinien des Pavillons "Gutenberg­
platz 2" nach Süden zu verschieben, um die zweite Baumreihe hier vervollstän­
digen zu können. Leider sei in der Überarbeitung des Planentwurfs diese Maß­
nahme entfallen. Somit entfalle eine mögliche klimatische Verbesserung. Bei der 
Beschlussfassung zu Vorlage 0092/2021 kam im Ortsbeirat der Vorschlag auf, 
auf die damals noch vorgesehene Verschiebung der Baulinie zu verzichten. Die­
sen Vorschlag habe der Ortsbeirat abgelehnt Dennoch werde er von der Ver­
waltung bei der Überarbeitung des Plans berücksichtigt, während die einstimmig 
befürworteten Vorschläge des Ortsbeirats keine Berücksichtigung fanden. 

Abwägungsergebnis 

Im Z1✓ge des Veifahrens umrden die tiefbauteih11is,hen und verkehrlichen Rahmenbedingungen 
geklärt mit dem Ergebnis, da.,o· eine Ven1ollständigung der zweiten Baumreihe entlang der L11d­
wigsstraße in diesem Bereich nüht mii,glich ist. 

Der Anregung kann in o.g. Umfang gefolgt werden. 
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• Im Bauausschuss aln 28.01.2021 sei gefordert worden, den Geltungsbereich des 
Bebauungsplans auf den bereits angesprochenen Parkplatz (Ffache südlich ehe­
maliger Foto-Oehling) zu erweitern. Die Sicherung der Umwandlung des Park­
platzes solle durch Baurecht zeitgleich mit der Schaffung baurechtlicher Fakten 
in der Ludwigsstraße erfolgen. Anstatt der gewünschten Festsetzung einer Grün­
und Freifläche werde jetzt ein zusätzliches Kerngebiet an anderer Stelle festge­
setzt. Der Ortsbeirat regt an, einen größeren planerischen Schwerpunkt auf die 
Freiflächen zu legen. 

Abwägungsergebnis 

Die Enveitenmg des räumlichen Geltungsbereiches nach Norden und die Pestsetzan,~ eines J1Jeite­
ren Kmtgebietesfür das Atral c;_J1Jische11 nördlicher .Fuststraße, L,,dJIJig.i:rtra(fe, Triton- und G11-
tenbergplatc;_ etfi,/gte aujgnmd der städtebaulichen Zielsetzung der Schatfimg einer sMdteba11lichen 
P01tal.rit11ationßir den Gutenlml!J>latz. Mit dm getroffenen Fe.,lsetzt"t~en zt1r .-1rl der baulid,m 
N11tz1111g, c;_11r zulässigen Tra11fbohe 11nd zu den c;_ulä.rs(gen iiherha11ha1w Grundstück.,j7ächen 
soll diese Zie!.setc;_11n,~ erreicht J1Jerden. Es liegt somit ein konkreter Pla1111ngsbedmffür diesen Be­
trieb vor. Aus diesem Gmnd 1v11rde der rä11mliche Gelttmgslm~ich des Beba1111ngsplane11tJ1J111fes 
a11 dieser S teile enveitet1. 
/:ur den südlich des ehemaligen Foto-Oehlin,g-Gebämles ,;;vischen u:'ei/flilimga.rse 11nd Ballplatz 
gelegenen Freibmichs hingegen sind nach aktuellem P!a11u11,gsstand z11r UmsetztJJ{g der Zie/.re/­
Z!mg zur Schaffimg eines öfle11tlichen Grün- m1d Freihmiches keine plammgsmhtlichen Nnm­
gelungen etforderlich. f<ur diesen Bmich Jind d111-d, die beiden hier geltenden Beha1J1mgspläne 
"Ba11blöcke siidlid, der L,,dJIJig_.:,traße (A 233)" und "Baublöcke siidlich der I..,11dwzgsstraße · 
Ergänzun,g (A 233 / 1 •. A.)" bmits a11sreichende Festsetzungen z11r Umset::;?11,g dieses Pla111111,gs­
,:jels,getro.fle11. Su/em die angesprochene Umgestaltung derFt~ijläche oder eines Teils der Frei/läd,e 
erfolgen soll, 1vätr dies a11/Grundlage der Festsetzungen miiglich. Die Fläche ist im Bebauungsplan 
"A 233" als ''private Stellplatzfläche" und zt,sätzlid, mit einer Einfiied111,g mit einer 2,0 Meter 
hohen begrünten Mauerjestgesetzt. Sofern ,ich hier die Mo._i!/1d1keit einer Umgestaltung ergibt, 
J1Järe gemäß§ 31 BauGB eine entspred1ende Befreiung z11 beantragen. Die städteba11/ichen Ziel­
setzung des Z11sa111menspie!.r zwischen Bam11a_1:re und Freifläche 1väre d11rch die gepkmte Umge­
staltung J1Jeiterhin gegeben, soda.,cr einer Beftri11ng keine städteha11lichen Kriterien e11t,gegenstehen 
und die Zielsetzung der Scha.flung eines grünen Stadtraumes ohne Enveitmntg des rä11mlichm 
Gelt1111gsbmiches des Beba11ungsplanentJ1Jttrjes ''A. 262" en~icht 1ve1-dm kann. Z11r Sichem1c~ 
der Umsetzung eines öffentlich zt,gänglichen grünen Stadtra1✓1ms auf dem südlich des ehemaligen 
Foto-Oehling-Gebä11des zJIJischen U7eißlilie,,gam und Baliplatzgelegenen Freihmichs sollen ent­
spmbende Re,gel11n,gen in den städtebaulichen Ve1trc(g aujgenommen J1Jerden. 

Der Amigcmg kann in o.g. Um/an,gge/o{gt J1Jerden. 

• Zielsetzung des hinzugekommenen Kerngebiets "MK 8" sei die "Sicherung des 
städtebaulichen Erscheinungshi/des entlang der L11dJIJigsstraße 11nd hier inshesondm der T01:ri­
tuation". Dies soll mit der Festsetzung zwingender Oberkanten und der Form ei­
nes Flachdachs umgesetzt werden. In dem Beschluss 0092/2021 wollte der Orts­
beirat ebenfalls das städtebauliche Erscheinungsbild und die symmetrische Tor­
situation absichern, hatte jedoch eine andere Form dieser Torsituation als Vor­
bild im Sinne. 
Die Torsituation sei oft in der Diskussion gewesen, planerisch z.B. als Platz nach 
napoleonischem Vorbild. In dieser Version sei eine Torsituation ablesbar. Die 
heutige Traufhöhe von "Gutenbergplatz 1" sei gut erkennbar sowie ein weiteres, 
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gedrungenes Geschoss in geringerer Geschosshöhe mit einer geschätzten Trauf­
höhe von 15,00 m oder etwa 104,40 m über NN) sowie mit Schrägdach (First­
höhe schätzungsweise 106 m über NN). Während "Gutenbergplatz 2", ebenfalls 
mit Schrägdach, symmetrisch in seiner Höhenentwicklung ausgebildet werde, 
gehe die Geschosshöhe nach drei Fensterachsen zur Ecke des Platzes wieder auf 
eine geringere Höhe (etwa 12,50 m über dem Boden, oder etwa 101,90 m über 
NN) zurück. Der vorliegende Planentwurf sehe nunmehr aber Trauf- und First­
höhen als identisch an, wodurch ein ganz anderer Eindruck entstehe als in dem 
prägenden Bild mit Schrägdächern. Auch beim Wettbewerb in den 1990er Jahren 
war die Vorgabe einer Ablesbarkeit der gegenwärtigen Traufhöhe von "Guten­
bergplatz 1" (etwa 101,90 m überNN) konsensbildend. Nun solle, mit Ausnahme 
einer Fläche zur Fuststraße hin, flächendeckend eine Höhe von 106,00 m über 
NN vorgeschrieben werde. Eine Abstufung der Höhe sei nicht mehr parallel zur 
Ludwigsstraße vorgesehen. Da derzeit nicht absehbar sei, wann es zu einer Bau­
tätigkeit an den beiden "Flügeln" des Portals kommen solle, sei die Gefahr gege­
ben, dass die Aufstockung nur einseitig geschehe und damit eine Asymmetrie auf 
Jahre hinaus gefestigt werden könne. 

Es werden zudem Einwände gegen die vorgeschlagene Ausbildung der Dach­
landschaft an dieser Stelle vorgebracht und der Einsatz von Schrägdächern mit 
unterschiedlichen Trauf- und Firsthöhen befürwortet. 

Ebenfalls solle die Aufstockung rticht so flächendeckend sein wie im vorliegen­
den Entwurf, sondern punktueller. 

Zuletzt erinnert der Ortsbeirat an die Diskussion von einem .Jahrzehnt über den 
Domblick und weise darauf hin, dass die damals gemachten Zusagen von einer 
Dachhöhe an dieser Stelle ausginge, die mehrere Meter geringer war als im vor­
liegenden Vorschlag. 

Abwiigungsergebnis 

Die in der S tel!tmgnahme ange,prochene Asymmetrie ist bereits heute vorha11de11. Daher ist das 
mögliche städtebauliche Ungleichgewicht, u1as durch eine Nicht-Realisimmg derdun-h dm Behatt­
ttngsplanentivurfg,gebenen A11fstock1mgsmbglti-hkeiten entstehen könnte, bereits bettle vorhanden. 
Das angespro,-hene "Problem" eines Un,g/eich,geivfrbtes der K11haturen am GutenbeiJ'j>latz k,11111 
iiber die t'estsetz,mgen im Beba1J1mgsplanentlv111( ''/1 262" nü-ht gelost 1t1erden, denn mit dem 
Bebattungsp!tment1t1urf· 11nd den darin getro.flenen Festsetzungen im O be1.~a11g zum G,;tenber;g­
platz kann den Eigentümer:innen ledzgli,-h ein Angebot ,gemacht werden, ,;,1kiin/tzg an diesen 
S teilen aufzustocken. Damit eine städtebaulich gleü-hjöm1ige Kuhat,;r errichtet wird, sind im Be­
bauungsplanent1JJUr/z_1t1inge11de Gebäudehohen jestgesetZf. Erfolgt eine Auj.i-lockung, so sind.fo{g­
lich ,;,1 beiden Seilen der Ludun_gsstraße identis,-he Gebäudebohm zu errichten. 

Der Bereich um das Gebäude "Gute11bergplatz 1" ist bereits heute voll.rtä11dig iiherhcmt. Dießir 
diesen Berez,-hfestgese!Zfe Z}J'ingende Gehäudehohe 01ientierl .1ich am Bestand am G1Jte11hergplatz 
("Gute11bergplatz 3'') soulie auch an den Gebä11debiihen der nördlichen Lud1t1ig.rstraße. 

Btt(~egen der in der Stellungnahme he/iin-hteten '1läcbendeckenden Au/_rtock,ml' wird explizit 
durch den fiir das "MK 7"fe.,tgesetzjen Gebäudeversatz in Richtung Fuststra/!e eine ''.flächende­
ckende" Aufstockung vermieden. Mit dem .festgesetZfen ha1t!zd,e11 Vei:ratzßir den Bereich des 
"MK 7" soll ein städtebaulicher Übergang zwischen den geplanten Pavillons, der.F11ststraße und 
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dem sog, "Leud,terpavt!lon" ('MK 7'') emicht J1Jerdm, Zudem wird in diesem Bereid, städtebau­
li,h allj'die sich verengende Fus/straße reaierl, 
Für die Bereiche an; nördlichen Gutenhergplatz wird das Erfordernis einer Fest,1~t,::f111g :;,1r Bil­
dung eines baulichen Versatzes dagegen nid,t gesehen, Ein möglicher Versatz ist städtebaulich an 
dieser Stelle nicht ,:;_wingend ableithm: 

Bezüglich der Da,hform orientiert sich die Festsetz11ng eines ,Flachdaches (in Ver/Ji11d111(g mit den 
ZfJlingenden Gehäudehöhen)für beide Bmiche entlang der L11dwigsstraße an meh,~ren städteba11-
lichen Faktoren, Einerseits soll die ein..~efarderte Blickhezieh1111;g :;JVÜche11 Schille,p/at:;, zum Dom 
a11fre,hterhalten werden mit der EinsdJtii11kun

0
~, dass dunh den hohen BaumhCJta11d in der L11d­

wigsstraße jahreszeitlich bedingt n11r in den Wintetmonalen diese Blickhe:;,'ehung tatsächlüh er­
lebbar J1Jird, Andererseits sollen vor dem Hinter;grrtnd der städtebaulidien ZieLret:;,mg der Schal 

Jiml eines Portals am G11tenbe1;pplatz Zf'lei gleichjiirmzge Kuba/mm entstehen, Durch diejestge­
setzt,e t'tad;dachform kann diese städtebauli,he Zie!retz,m,g emicht werdm, Und schlie/flid, ist 
das Flathdad; oderflach geneigte Dach sowohl der Gebäude entlang der nördlichen L.uduligsstraße 
als a11cb fiir den Bereich des durchgefiih1ten städtebauliche11 IVettbe,verhs ('MK 1 '') die vorherr­
schende hZ}P, geplante Dachform. 

Den Anregun..gen kann i11 o,g, Um/angge(olgt werden, 

14. Polizeipräsidium Mainz 
- Schreiben vom 23,032022 -

Folgende kriminalpräventive Hinweise sollten zur Verhinderung von Straftaten im 
geplanten Einkaufsquartier berücksichtig werden: 

• Eingangsbereiche: 
Eingangstüren sollten aus Klarglas bestehen und mit einem Obertürschließer 
versehen sein. 
Es sind (mechanisch) selbstverriegelnde, elektronisch über Gegensprechan­
lagen entriegelnde Mehrfachverriegelung mit sogenannter Panikfunktion 
Eingangstür (möglichst gemäß DIN EN 1627, ab RC 2) einzubauen, 
Säulen und Verwinkelungen im Eingangsbereich sollten vermieden werden, 
Sollten Verwinkelungen unvermeidbar sein, so seien diese transparent zu ge­
stalten, 
Beleuchtungskörper sollten aus vandalismusresistenten Materialiei1 bestehen, 
Es sollte eine Gegensprechanlage mit Videoüberwachung für die geplanten 
Wohnungen installiert werden, 
Es sollten klar verständliche Wegweiser/Hinweistafeln/Fluchtwegsteuerun­
gen auch innerhalb der Gebäude installiert werden, damit sich (ortsfremde) 
Einsatzkräfte in einer Gefahrensituation besser und schneller im Objekt ori­
entieren können, 
Es solle kein unkontrollierter Zugang zu privaten Bereichen/Wohnungen ge­
schaffen werden, 

• Fenster: 
Es sollten grundsätzlich geprüfte und zertifizierte Fenster und Fenstertüren 
gemäß DIN EN 1627, ab RC 2, eingebaut werden, 
Feststehende Fenster- und Fassadenelemente sollten durchbruchhemmend 
gemäß DIN EN 356 sein, 
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• Türen: 
Grnndsätzlich sollten geprüfte und zertifizie1te Türen gemäß DIN EN 1627, 
ab RC 2, eingebaut werden; insbesondere zu sensiblen Bereichen bzw. zu 
privaten Räumlichkeiten. Hinsichtlich Türen in der Fluchtwegsteuerung soll­
ten die Brandschutzbestimmungen und der nationale Anhang 10 der DIN 
EN 1627 beachtet werden. 

• Versorgungsräume/Haustechnik: 
Räume mit besonderem Inhalt (Server, Heizung, Hausanschlüsse, Aufzug­
schächte etc.) sollten nicht als solche für Unbefugte direkt ersichtlich sein. 
Etwaige Lüftungsschächte/Versorgungsschächte sollten gegen das Einbrin­
gen von Gegenständen gesichert sein. 

• Fahrstühle: 
Fahrstühle sollten geeignet gestaltet werden, z. B. dutch Ganzglaskonstrukti­
onen die von allen Seiten einsehbar sind. 
Auf Nischen und Ecken in den Fluren vor den Aufzügen sollte verzichtet 
werden. 
Es sollten vandalismusresistente Beleuchtungskörper ve1wendet und der In­
nenraum mit mustergewalzten Edelstahlblechen ausgekleidet werden. 

• Fassade: 
Hausfassaden sollten mit einer graffitiabweisenden Oberfläche behandelt 
werden, verbunden mit ausreichend Beleuchtung und (in nicht manipulierba­
rer Höhe montiert) Bewegungsmelder. 

• Grün-, Frei- und überbaubare Flächen 
Es sei darauf zu achten, dass Vor- und Rücksprünge nicht dazu führen, dass 
"tote" Zonen entstehen. Sollten laut baulicher Festsetzung Vor- und Rück­
sprünge geplant sein, sollten diese transparent gestaltet werden, um Aus- und 
Einblicke zu ermöglichen (dies sollte beim vorliegenden Projekt insbeson­
dere im Bereich der Vorbauten geprüft werden). 
Es sollte eine gute und ausreichende Beleuchtung sowie Überschaubarkeit 
des öffentlichen Raumes hergestellt werden. 
Eine Pflanzhöhe bei etwaigen Hecken w1d Büschen von höchstens ca. 80 cm 
und mindestens 2 m Stammlänge bei Bäumen sollte eingehalten werden. 
Die Bäume sollten mit einem entsprechenden Pflanzabstand zu den Gebäu­
den gepflanzt werden, so dass diese nicht als Steighilfe zur Erreichung hö­
hergelegener Gebäudeteile genutzt werden können. 
Fassadenbegrünung sollten vorrangig nicht an Wänden mit Gebäudeöffnun­
gen (z. B. Fenstern) oder an Balkone angrenzen, damit diese nicht als 
Steighilfe zur Erreichung höher gelegener Gebäudeteile und somit für mög­
liche Einbrüche tatbegünstigend genutzt werden können. 

• Tiefgarage und Parkhäuser 
Nach Möglichkeit sollten Flucht- und Rettungswege ins Freie und nicht in 
Treppenhäuser gefi.ilu:t werden. 
Es sollte eine ausreichende und konstante Beleuchtung in allen Bereichen 
vorgesehen werden. 
Parkhäuser und deren Zugänge sollten mit graffitiresistenten und abwasch­
baren Farben angelegt werden. 
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Durchbrochene Fassadenelemente sollten mit Tageslichteinfall gestaltet wer­
den. 
Es sollten Notrufeinrichtungen und Überwachungsanlagen eingerichtet wer­
den. 
Es sollten sichtbare Hinweisschilder und Gehmarkienmgen zur Orientierung 
der Wegführung angebracht werden. 
Es sollten überschaubare Areale geschaffen und tote Ecken vermieden wer­
den. 
Es sollten Frauenparkplätze in der Nähe von Ein- und Ausfahrten eingerich­
tet und eine Überwachung dieser gewährleistet werden. 

• Überfall- und Einbruchmeldeanlagen sowie Gefahren-Reaktionssysteme mit An-
schluss an die Polizei: 

Es sollte der Einbau einer Überfall- und Einbruchmeldeanlage mit Anschluss 
an di_e Polizei (ÜEA) geprüft werden, 
Es sollte der Einbau eines Notfall- und Gefahrenreaktionssystems mit An­
schluss an die Polizei. (NGRS) gep1üft werden. 

• Zufahrtsschutz: 
Das Durchbrechen von Fahrzeugen könne unter Umständen bereits durch 
die Modellierung der Fahrbahn/ des Straßenverlaufs sowie durch Nutzung 
der Grundstücksgegebenheiten verhindert bzw. erschwert werden. 
Sogenannte "Protective Street Fumiture", welche nach ISO-IWA 14-1 ge­
prüft und zertifiziert sind, sollten einbezogen werden. 
Es sollten fixe Poller gemäß ISO-IW A 14-1 unter Betücksi.chtigung der op­
tischen Anmutung (ggf. mit Verkleidung von Blumenkästen o. ä) einbezogen 
werden. 
Zur Erstellung eines fundierten und normkonfom1en Zufahrtschutzkonzep­
tes sei die Einbindung eines entsprechenden Gutachters notwendig. 

Abwägungsergebnis 

Die 11mjangreichen kriminaltech11ischen Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Alle der hier 
aufgeführten Maßnahmen ,ind Gegem1and derRealisierunl vo11 einzelnen Ba111,orhahen im Plan­
gebiet. Auf der Maßstabseben des Bebam111gsplanentwurfes kommen diese noch nicht :;y1m Trt{gen 
bZ}V, Festset711,ge,1 hierzu sind im Sinne des§ 1 Ab,: 3 BauGB städtebaulich 11i,ht erforderlüh 
und a11th dunh den l:estset:;ymgskatalog des§ 9 Abs./ BauGB 11i,-ht 

0
gedeckt. 

Die ausfiihr!ichen Hinweise zur kriminaltedmfrche11 Prävention wt1rde11 an die Vorhabe11tr4geri11 
zur Beriicks1d,tigu1zg im Zuge der Umset:;y✓ng ei11::;,elner Bauvorhaben weiter;geleilet. Ein R,ge­
!ut,gsbedarf in dem Z}Vischen der Stadt 11nd der Vod,abe11tr4gm·11 ah,;uschließenden städtebauli­
chen Vet1111g ergibt sich ebenfalls nicht. 

Den Anrecw111c~en kamt in o.g. Umfan.ggefolgt UJerden. 

15. SGD Süd, Regionalstel/e Gewerbeaufsicht 
- Schreiben vom 11.04.2022 -

• Die SGD Süd Regionalstelle Gewerbeaufsicht teilt mit, dass aus Sicht des Immis­
sionsschutzes zur Bauleitplanung unter Bezug auf die vorgelegten Unterlagen 
keine Bedenken bestünden. Es wird darauf hingewiesen, dass die in1 Schallgut­
achten getroffenen Annahmen im Zuge der Bauausführung zu be1ücksi.chtigen 
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seien. Insbesondere sei in diesem Zusammenhang die Erstellung weiterer schall­
technischer Nachweise erforderlich. 

Abwägungsergebnis 

Die Stellungnahme wird Z!'r Kem1t11isgeno111111m. Im Bebm11mgsp!anentu1ur{,ind m,fGnmdlage 
des Schallgutachtens bereits erforderliche .Fesf.iet,ungen ,getrotfen worden. Sofern sich im Nach.gm(g 
hiet'Z!I im weitem, Verfahren die schalltech11ischen Parameter noch verändern, werden die Fest­
setzungen ent.1prechend angepasst. 
Die weiteren erjorderlidie11 schalltedmisdien Nachwei.1, sind dann im Zu,ge des Bm(geiiehmig11n,gs­
verjahre11.r zu erbringen. 

DerAnre,g1mgen kann in o.g. Um/ang,gefolgt werden. 

16. SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
. S,hreiben vom 06.04.2022 -

Grundwasserschutz, Trinkwasserversorgung: 
• Wasserschutzgebiet: 

Der Planbereich befinde sich nicht in einem bestehenden oder geplanten Trink­
wasserschutzgebiet. 

Abwägungsergebnis 

Die Stellungnahme wird zur Kenntni.r,genomnmz. 

Der Anregung kann in o.g. Um/ang,gefalgt werden. 

• Grundwassernutzung: 
Grundwassernutzungsanlagen (Brunnen) im Planbereich seien hier nicht be­
kannt. Der ursprüngliche Brunnen zur Förderung von Grundwasser zur Kühlung 
von Kühlmaschinen u. ä. sei wasserrechtlich im Bescheid vom 25.10.1963 erlaubt 
worden. Diese Erlaubnis sei mit der Verpflichtung zum Rückbau/Verfüllung des 
Brunnens mit Bescheid vom 26.07.1973 widerrufen worden. Nach aktueller In­
formation durch die Stadt Mainz sei dieser Brunnen im Oktober 1973 verfüllt 
worden. Wie bereits in den Vorgutachten erwähnt, sei hier zu überprüfen, welche 
Anlagen noch vorhanden seien. Die in den Unterlagen erwähnte Ringdrainage 
um das bestehende Parkhaus mit Einleitung des anfallenden Grundwassers in 
einen Mischwasserkanal sei ebenfalls zu überp1üfen, insbesondere der in den Un­
terlagen erwähnte "Großbrunnen". Hier stelle sich die Frage, um was für einen 
Brunnen es sich handele und zu welchem Zweck er errichtet worden sei. Eben­
falls sei zu überp1üfen, inwieweit hier eine wasserrechtlich relevante Beµutzung 
stattfinde und stattgefunden habe. 

Abwägungsergebnis 

Die At1Jfulm111g z11 dem ehemaligen Kühlwa.r.rerlmmnen (Aktenzeichen 17 9 2 3 3 / 2 7) .,limmen 
mit den Injo111latio11en des 67-Griin- ttnd Umweltamtes übmin. An derfachgemhtm Verjlilhmg 
des Brzmnens mit anschließender Versiegel11ng dunh Beton im Jahr 197 3 bestehen keine Zweifel. 
U7eitm Anlagen, wie P11mpen, Rohrleitungen, eft'. ivatw ni,ht mehr auffindbar. 
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Die im Gutachten "Hettie Mainz/ KRhlwasserentnah111e" von D1: Ing. /-lorst Giese vom 
13.12.1962 er1Väh11te Ringdrainage kann nid,t ohne 1veiteres iibeiprüfi /Verden, da sie ,mtetirdisch 
ver!ä1✓ft. Die F1✓11ktionsfiibigkeit der Drainage 111mde ~!,letzt durch die hohen G11md1vaHet11ände 
im .Frühjahr 2021 bestätigt. Bei dem im oben _genannten Gutachten mvähnten Gmßbt'umien 
(Bischojjp/atz Ecke F,ppühmauergas:,~J handelt es sich um einen Wassetf1altu11gsb11m11e11 aus 
dem Jahr 1962_, der nach Abschluss der Bauarheiten Z!' dem oben _genannten Kühlwas:rerlm11men 
umgebaut wurde. Die Rin,_gdrain'{ge ist JVas:rermhtlich relevant, da bei sehr hohe11 Grundwasser­
,1änden Grund1vas.1~r i11 die Kanalisation alzgeleitet ,vird. Die Anlage soll 11ach ved,indlüher 
Au.i:rage der Boulevard Lu GmbH & Co. KG nach Renovimmg undAbdichttmg der Tiefgarage 
ni,ht weiter betrieben werdm. 

Der angesprochene, ehemalzge KRhlwasserbnmnen (unser Az,: 179233/ 27) wurde 1973.fad,_ge­
recht verfu!lt und durch Beton veniegelt. Weitere Anlagenteile (:;:. B. Pumpen, Leitu11ge11) wam, 
und .1ind nicht auffindbar: 
Bei dem sogenannten ,,Großbrunnen'' an der Ecke Bischofjp/atz/ Eppichmauergasse handelt es 
s-ich um ebendiesen Brunnm, der, bevor er Z!'r Kfthlwasserentnahme umgenutZf u1u1de, der W'as­
serhaltung wähm,d der Bauarbeiten diente. 

Den Anreg1111gen kmm in o.g. (hnja,zg .~efo{~t werden. 

• Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstände: 
Es sei grundsätzlich nicht auszuschließen, dass es im Plangebiet zeitweise zu hohe 
Grundwasserständen kommen könne. Deshalb werde empfohlen, auf Kellerge­
schosse/Tiefgaragen zu verzichten bzw. Keller/Tiefgaragen als sog. "weiße 
Wanne" herzustellen. Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände 
auftreten bzw. durch starke Niederschläge ein Aufstau auf den grundwasserstau­
enden Schichten hervorgerufen werde, könne eine Grundwasserhaltung erfor­
derlich werden. Hierfür sei eine wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen 
Unteren Wasserbehörde einzuholen. 

Abwägungsergebnis 

Die Baugrund- und Grundwasser.rituation i.,1 bereits eingehend untersmht und bekannt. Diese 
wurde bei der Planung der Bau- und Umhauvorhaben entsp,~chend berücksichtigt. Die erforder­
lichen IV'asserrechtsanträge werden ßir die ein:;:elnen Bauabschnitte parallel :;:u den Battgenehmi­
gungsve,fahren abgewickelt. 

Der Am~gung kann in o._g. Umfang.gefolgt werdm. 

• Regenerative Energie: 
Die Energieversorgung für die wohnbauliche Nutzung und das Hotel solle über 
ein sog. Kälte-Nahwärmenetz sichergestellt werden. Als Energieträger sei hier die 
Erdwärme vorgesehen. Für die Errichtung sei daher ein Erdwärmesondenfeld 
vorgesehen. Für die Errichtung von Erdwärmesonden sei, in Abhängigkeit von 
der Größe der geplanten Anlage (z. B. > 200 KW) zu entscheiden, ob es sich um 
eine Anlage handeln werde, die unter das Bergrecht falle, ansonsten wäre eine 
wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Wasserbehörde zu beantragen. 
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Die energetische Versorgung der Gewerbeanlagen, Einzelhandel und Gastrono­
mie solle über das bestehende Fernwärmenetz sichergestellt werden. Zusätzlich 
sei die Installation von PV-Anlagen vorgesehen. Hier der Hinweis, dass bei ge­
werblichen Anlagen (z. B. Transformatoren) die Anfordernngen aus der AwSV 
(Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen) zu 
beachten seien. 

Abwägungsergebnis 

Die Plan1111gen zum Ba11 eines Erdu,ärmesondenjeldes im Beretih "Ne11ba11 F11st.rtrajle" ,ind der 
1111/eren Wasserbehörde bekannt. Es haben bereits Abstimmungen milder Obem, Wasserbehörde 
1✓11d der Vorhahenträgerin stattgefunden. Ein konkreter Antrag lieg/jedoch noch nicht vor. Das 
Verfi1h1w nnrd nach der'(_eitigem Stand vora11s.,i,htlich nach U:'asserrechl abge//Jickelt. Weite,;ge­
hende Regelungen im Behmmngsplanenl//Jt1rf'.,ind nicht etforderlich. 

DerAttre,g1✓n,~ kann in o.g. Umfanggifolgt 111erckn. 

Bodenschutz: 
• Für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Einkaufsguartier südlich der 

Ludwigsstraße (A 262)" und der FNP-Ändernng Nr: 45 seien im Bodenschutz­
kataster verschiedene Altstandorte verzeichnet, die aktuell wie folgt bewertet 
werden würden: 

315 00 000-5342 ehemalige Färberei und chemische Wäscherei, Mainz, 
Ludwigsstraße 8; Altstandort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht); 
Nutzungszeitraum: 1890-1995 Färberei 

1906-1909 chemische Wäscherei 

Laut Branchenkatalog Baden-Württemberg seien beide Vornutzungen unein­
geschränkt altlastrelevant: 

Textilfärbereien: 
Parameter potentieller Bodenkontamination seien: Schwermetalle, Borate, 
Säuren, Laugen, Ammonium, Wasserglas, Phosphat, Weinstein, Cyanide, 
Phenyl-methyl-carbinoI; Phenyl-phenol, Chlorbenzol, benzoesäure / For­
maldehyd, BTX, Benzin, Phenole, .Anilin, Naphthylamin, Naphthol, Resor­
cin, Gerbstoffe, Alkylnaphthalinsulfonate, Alkylsulfat, Pestizide und leicht­
flüchtige Kohlenwasserstoffe. 

Chemische Reinigung: Parameter potentieller Bodenkontamination seien 
BTX, CKW, FCKW, Benzine und Terpentin. Bei chemischen Wäschereien 
sei znnächst Terpentinöl genutzt worden, dann Benzol, ab 1870 sei Leicht­
benzin verwendet worden, ab dem 1920er Jahren Schwerbenzin, von 1900-
1960 Tetrachlorkohlenstoff (fetrachlormethan), überlagert mit der Verwen­
dung von PER und TRI und ab den 1950er Jahren FCKW Rl 13 und Rl 1. 

Für diesen Altstandort seien demnach am ehesten Aromatische Kohlenwas­
serstoffe, Leichtbenzin, Schwerbenzin und Tetrachlorkohlenstoffe (fetrnch­
lormethan), eventuell PER und TRI zu erwarten. 
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315 00 000-5343: ehemalige Korkstopfenfabrik, Mainz, Ludwigsstraße 8; Alt­
standort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht); ehemalige Adresse: Hin-
tere Präsenzgasse 2; Nutzungszeitraum: 1901-1942 

Laut Branchenkatalog Baden-Württemberg uneingeschränkt altlastrelcvant. 

Parameter potentieller Bodenkontamination seien im wesentlichen Schmier­
mittel für Maschinen (MKW), organische Lösungsmittel (BTX, Benzin, 
CKW, Schwefelkohlenstoff u. a. m.); Klebstoffe seien unwahrscheinlich, da 
zum Nutzungszeitraum Presskorken unüblich waren. 

Vollständige Zerstörung im 2. Weltkrieg sei relevant, da zu diesem Zeitpunkt 
vermutlich noch altlastrelevante Nutzungen vorgelegen sein könnten. 

315 00 000-5363: ehemalige Heizungs- und Heizöltank-Anlage, Kältezent­
rale; Dt. Bank, Mainz, Ludwigsstraße 8; Altstandort altlastverdächtig; 

Nutzungszeitraum: 1970/1971 +/-Heizungs- und Heizöltank-Anlage 
unbekannt: Kältezentrale 

315 00 000-5364: ehemaliges Kaufhaus, Mainz, Ludwigsstraße 12-12a; Alt­
standort altlastverdächtig mit altlastrelevanten Nutzungseinheiten aus dem 
Kellerplan 1963 

5364/001 

5364/002 
5364/003 

5364/004 
5364/005 
5364/006 
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Kühlmaschinenraum I und II 
Gemäß OU 13.09.2021 seien in der Bodenluft BL1 und 
BL 2 keine FCKW nachweisbar gewesen. Allerdings 
seien nicht alle relevanten FCKW analysiert worden. Ins­
besondere fehle die Bestimmung von Frigen 22. Weiter­
hin Altstandort altlastverdächtig in Bearbeitung. 
Kältemaschine 
1985-199 3 ehemalige chemische Reinigung 
Gemäß OU 13.09.2021 seien in der Bodenluft BL3 und 
BL4 AKW lediglich in geringer . Konzentration und 
LHKW lediglich in Spuren nachweisbar. Die orientieren­
den Hinweise nach ALEX-Info1mationsblatt 16 seien je­
weils weit unterschritten. Feststoffanalysen auf AKW 
habe keine nachweisbaren Gehalte ergeben. Altlaststand­
ort nicht altlastverdächtig. 
Dieseltank 
Trafos 
Öltanks 
Gemäß OU 13.09.2021 seien in der Bodenluft BL 5 und 
BL6 AKW lediglich in geringer Konzentration und 
LHKW nicht nachweisbar. Die orientierenden Hinweise 
nach ALEX-Informationsblatt 16 seien jeweils weit un­
terschritten. Feststoffanalysen auf AKW haben keine 
nachweisbaren Gehalte ergeben. Organoleptische Auf­
fälligkeiten waren bis in den Hochflutlehm hinein nicht 
feststellbar. Weitere Analysen seien nicht erfolgt, sei aber 
auch nicht als erforderlich erschienen. 
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315 00 000 5367: ehemalige Stempelfabrik und VN, Mainz, Ludwigsstraße 
12; Altstandort altlastverdächtig (sehr geringer Altlastverdacht); 

Es lägen folgende gemäß Branchenkatalog Baden-Württemberg unemge­
schränkt altlastrelevante Vornutzungen vor: 
1870-1922 Parfümerie und Seifenfabrik 
1874-1895 Damenmäntel-Fabrik 
1936-1940 Stempelfabrik 

Parameter potentieller Bodenkontamination: Schwermetalle (Metallseifen: 
Barium, Blei, Cadmium, Cäsium, Chrom, Kobalt, Kupfer, Zink u.a.m./Chro­
ma.te, Färbe- und Fixierflotten/Lackpigmente), org. Lösungsmittel (Lösungs­
mittelseifen: Benzin, BTX, Terpentinöl, Testbenzine, CKW u.a.m., Styrol 
(Bindemittel), Diisocyanate (Härter), org. Farbstoffe (Azofarbcn u.a.m.), PCP 
Konservierung Epichlorhydrin (Schlichten, Appretieren) u.a.m. 

Aufgrund des langen zurückliegenden Nutzungszeitraumes, der kurzen Nut­
zungsdauer und des verhältnismäßig kleinen Grundstückes werde für diese 
Vornutzungen nur geringe Altlastenrelevanz gesehen. 

Die vollständige Zerstörung im 2. Weltkrieg sei relevant, da zu diesem Zeit­
punkt eventuell noch eine altlastrelevante Nutzung vorgelegen sei. 

315 00 000-5365: ehemalige Gebetbuchfabrik, Mainz, Hintere Präscnzgassc 
1; Altstandort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht); ehemalige Adresse: 
Hintere Präsenzgasse 1, 5/10 
Nutzungszeitraum: 1895-1945 

1934-1940 
Gebet- und Gesangbuchfabrik 
Beleuchtungskörperfabrik 

Beide gemäß Branchenkatalog Baden-Württemberg uneingeschränkt altlast­
relevant. 

Parameter potentieller Bodenkontamination: Schwermetalle, BTX, CKW, 
Benzin, org. Farbstoffe (Azofarbstoffe u.a m.). Eventuell radiologisch rele­
vante Stoffe: thorierte Elektroden, Verwendung von Radionukliden als 
Zündhilfe in Gasentladungslampen. 

Die vollständige Zerstörung im 2. Weltkrieg sei relevant, da zu diesem Zeit­
. punkt noch eine altlastrelevante Nutzung vorgelegen sei. 

315 00 000-5366: ehemalige Möbelfabrik, Mainz, Hintere Präsenzgasse 4; Alt­
standort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht); ehemalige Adresse: Hin­
tere Präsenzgasse 4, 5/8; 

Nutzungszeitraum: 1870-1906 Möbelfabrik, Dekoration, feine Bauarbeiten 
1916-1934 Stuhlfabril, 

Gemäß Branchenkatalog Baden-Württemberg uneingeschränkt altlastrele­
vant. Jedoch handele es sich um ein kleines Grundstück (rd. 340 m2

). 
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Parameter potentieller Bodenkontamination seien Metalle/Schwermetalle 
CKW (Reinigungsmittel), Öle (Bohr-, Schleif-, Schneidöle; Additiv: PCP), 
Hydrauliköle (PCB), Metallrückstände (ölverunreinigt). 

Zum überwiegenden Teil würden zu den einzelnen Altstandorten konkrete Anga­
ben zum Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen, zur Bauart, Nutzungsdauer, 
Prüfstatus und Zustand von ,\nlagen zum l'.mgang mit umweltgefährdenden/was­
sergefahrdenden Stoffen fehlen. Aus dem heutigen Zustand der Räume könne ein 
früherer Schadstoffeintrag in den Untergrund auch nicht ausgeschlossen werden. 

Kriegsschäden, Schadensfälle, Erfassungsbewertung: 
• Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes "A 262" sei im 2. Weltkrieg nahezu 

vollständig zerstört worden. Bei nur drei der genannten Altstandorte sei zu ver­
muten, dass zu dem Zeitpunkt noch altlastrelevante Nutzungen vorlagen. 

315 00 000-5343 ehemalige Korkstopfenfabrik, Mainz, Ludwigsstraßc 8 
315 00 000-5365 ehemalige Gebetbuchfabrik, Mainz, Hintere Präsenz­
gasse 1 
315 00 000-5367 ehemalige Stempelfabrik und VN, Mainz, Ludwigsstraße 
12. 

Schadstoffeinträge in diesem Zusammenhang können nicht ausgeschlossen wer­
den. Weitere Schadensfälle seien nicht bekannt. 

Untersuchungskonzept: 
• Zum Teil können die Altstandorte nicht oder nur mit sehr großem Aufwand der 

gezielten orientierten Untersuchung unterzogen werden. Die Erkundung mögli­
cher Grundwasserbelastungen mittels Grundwasser-Messstelle im Zu- und 
Abstrom der Altstandorte sei daher sinnvoll und bereits mit dem Grün- und Um­
weltamt Mainz kommuniziert. Bei der Positionierung und dem Ausbau der 
Grundwasser-Messstelle sei sicherzustellen, dass der Grundwasser-Abstrom aus 
allen betroffenen altlastverdächtigen Altstandorten erfasst werde. Gegebenen­
falls könne die 1 ¼-ZoII-GW-Messstelle im Keller des Kaufhauses oder GW­
Messstellen aus der Umgebung mit hinzugezogen werden. 

Es wird empfohlen, im abströmenden Grundwasser mindestens zwei, besser drei 
Mal auf folgenden Parameter zu untersuchen: 

ALEX-Merkblatt 01 Stufe 2 "offene Liste"; bei LHKW bitte Tetrachlorkoh­
lenstoff mitbestimmen 
FCKW: Frigen 22 im Abstrom Kaufhaus Kühlmaschinenräume I + II/ Fri­
gen 11,12, 22 und 113 im Abstrom Kaufhaus Kältemaschine und im Abstrom 
Heizö/tanklager/ Kältezentrale Dt. Bank 

Es werde.darauf hingewiesen, dass die SGD Süd Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft, Bodenschutz die in der Begründung zum Bebauungsplan und 
zum FNP dargestellte Auffassung nicht teile, dass der FCKW-Verdacht abschlie­
ßend ausgeräumt sei. Bezüglich radiologisch relevanter Stoffe aus der histori­
schen Nutzung (siehe 315 00 000-5365) werde aktuell die Gewerbeaufsicht und 
das Landesamt für Umwelt um eine Einschätzung gebeten. 

Abwägungsergebnis 

Die bodenschutZ!"d,tliche Einstujimg der A!tstanck1rte im räumlichen Geltungsbereid, des Beba11-
Ul(g.rplanes "A 262" 
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- ehemalige Färhmi 1111d chemfrche Reinig11ng: ASO av*' (~eringer/1ltlastenverdacht) 
ehemalige Korkstopfenfahtik: ASO t1v (getinger /lltlaste11verdt1tht) 
ehemalige Heizungs- t111d Heizöltankanlt{ge, Kältezentrale De11tsche Bank: ASO av 
ehemt1liges Kaufht1us mit den NutZ!mgseinheiten Kiihlmaschinenramn I und 11, Kältemaschi­
nen, Dieseltanks, Trafos im UG (/lSO av) sowie dm Nut:::111tgseirtheiten ehemalfger d1emi­
scher Reinigung (ASO 1h11,"') und Öltanks r,,tSO nav) 
ehemalige Stempeljahtik: ASO av (,·ehrgetin,gerAltlastverdmht) 
ehemalzge Gehetbuchfahtik: ASO av {getittgerAltlastverdacht) 
ehemalige Möbelfahtik: ASO av (geti1tger Altlastverdacht) 

*' ASO av = Altstandort aftlastverdä,htig 
<il ASO nav = A//Jta11d011 nicht a!t/astverdächtig 

n,erden Z!Jr Krnntnis genomme11. 

Die zwischen der SGD Siid und dem Griin- und Umweltamt abgestimmte und dmrh.gefiihrte 
umwe/ttechnis,he U ntersu,hung im Zu- tmd Abstrom der Altstavdorte Zfigt, dass keine FCKW­
Belastung im Grundwasser vorliegt. In de11 vier Probe11 konnten keine F1igene (/ /, / 2, 21, 22, 
/ 13 und 114) vnd LHKWr nackgewiesen 1/Jerden. Die 1v/evante11Altsta11dorte konuten aujg17111d 
der Beba11ung, der Gnmd1vasser.rituatio11 11nd der Kabel- u11d Leitun,g.rjiihnmg vor Ort 11ur teil-
1/Jeise der gezielten on'entiemtden U11tem1ch1otg t✓nterzogen ,verden. Eine vtiigliche Kontamination 
des Bodens und der r'tmdamenle kann daher ni,ht ,il,schliejlend att-(gerättmt 1vmlen. Bei ,11kü11f­
tzgen Baumaß11ahme11 ist daher die SGD Siid und das Griin- und Uvnve/tamt Z!' he!eilzgen. 
Aus bodenschut,::rechtlicher Sicht bestehen gegen das Bauvorhaben daher insgesamt keine Bedm­
ken, da keine bzw. nur,gerin,ge Ei1zgtifje in den Unte,;gnmd erfo{gen. Fiir das Bebat111n,g,planve1° 

· fahm1 "A262" e,;gihl .. ,i,h daher kein weiterer R~geltmgsbedarj: 

Dunh die Voniu!Zft11g als Belet✓chtungskiirperjahrik (1934 bi..- 1940) im Bereich des Altstan­
dottes 315 00 000-5365 und diver.rerEingnffe in den Untergrtmd seit 1945 ist damit zu red,­
nen, da,:r grf radiolqgisch belasteter Bauschutt entstanden ist. Beziiglich radiologi,ch relevanter 
Stofje wird nach Riick,prache der SGD Siid mit dem LfU und der Gewerbeauf,i-ht Jestge.11el/t: 
Die radiologis,h 1~/e11ante11 Stoße sind nicht geeignet, ei11e Asphaltdecke ,11 durchd,ingen. Daher 
besteht.für den Wirk1111gsP.fad "Boden-Me11sch" aktuell keive Gefahr t11,fgnmd der vo!Lrtändz~en 
Versiegelung. Bei geplanten Eing1iffe11 in den U 11te,;grtmd unterhalb des übliihen Verkehr.rflä­
chen-U nterbaus hZfV. bei Entsiegeltmgen sind Ortsdosüleistttng,ptiifungen am en/Jiegelten U11ter­
grund tmd Gesamt-a-S trahlung-Bestimm1111gm in au,ge1vählten Bodenpmben vorzunehmen, ttm 
nähere Erke11ntnis.1~ b,::gl. Radiologi,c·h relevanter Stofje zu gewinnen. Die Ergebnü.re 111et-den im 
Umweltbeticht da,;gestellt. Zudem wird im weitetm Verfahren gepriifi, oh im Unz~ang mit Alt­
laste11 bz;v. 13odenvel71nrein{gtt1tgen im städtebaulichen Vertt'{~ weite,;gehende Regelungen zu lt~( 

.fen ,ind. 

Den Am-e,~ungen ka11n in o.g. U111fan..~,ge(o{gt werden. 

17. Telef6nica / 0 2 

- E-Mail-Schtriben vom 28.03.2022 -

• Gemäß den einschlägigen raumordnerischen· Grundsätzen seien die folgenden 
Belange bei der weiteren Planung zu berücksichtigen, um erhebliche Störungen 
bereits vorhandener Telekommunikationslinien zu vermeiden. Durch das Plan­
gebiet führen fünf Richtfunkverbindungen hindurch. Der Verlauf sei den beilie­
genden Unterlagen zu entnehmen: 
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- die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 40755225 und 407552492 be­
finde sich in einem vertikalen Korridor zwischen 17 m und 47 m über Grund; 

- die Fresnelzone der Richtfunkverbindung 407555545 befinde sich in einem 
vertikalen Korridor zwischen 11 m und 41 m über Grund; 

die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 407557355, 407557356 befinde 
sich in einem vertikalen Korridor zwischen 36 m und 66 m über Grund; 

Es wird um Berücksichtigung und Übernahme der aufgelisteten Richtfunktrassen 
in die Vorplanung und in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen 
Flächennutzungsplan gebeten. Innerhalb der Schutzbereiche (horizontal und ver­
tikal) der Richtfunktrassen sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen fest­
zusetzen, damit die rawnbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird. 
Es müsse ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen 
von mindestens + / - 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von 
mindestens + / - 15 m eingehalten werden. 

Abwägungsergebm's 

Das tl(Jr/ie,gende Bat✓!eitplanve,fahren ''A 262" li,gt im Bereid, des seit 22.02.1991 rechtskräf 
tigen Beham✓11gJp!ans "A 233- Bat✓blöcke südlich derLudwzg.o'lraße", dermil derErgänzt11(g 
"A 233 / 1.A - rechtskräftig seit 26.02.2003 - Z''r Definition einer Riegelhebau1✓1(g eine zivin­
gende Höhe baulicher Anlagen mit einer OK 106,7 tJJ üher Normalhohmnul/ (NN)festset::;j. 
Die in der Ste/lmzgnahtJJe,genannten Sch11tzkorridore einiger Richtjimkverbindungen lanieren die 

geJJJäj! gültigem Pl0111!ngsreiht z1J!ässzgen 1-löhen bereits heute. 
Der 111mntehr vorliegende Beha11ungJp!anentwmf ''..-'1 262" set,;j in seinem räuJJJ!khen Gelt1111gs­
bereich a11f Gt'Undla,ge einetfür das Pla11gehiel neuen städteha11/ichen Konzeption unter.rchied!iche 
c;_uläsJige t✓nd zivingettde Gebäudehöhenjesl. Z11r Prii(Ut(g der in der Ste!ftmgnahJJJe genannten 
Richtfunkverbindut(getz einschließ/i<J, der genannten Schutzkmridore hi11,ichtlid, l_;'.{ge 1111d Höhe 
wurden die einzelnen Verläufe der Richtfunkverbindungen mit den iJJJ Beba11ung.rpla11e11/Jv111f 
''A 262"jes(gesetzte11111a:;..imal zulä.i:rigen 11nd ZfVil(genden Gebäudehohen überlcwrt 11ndfolgen­
desfrstgestellt: 

Die Richtjimkverbindung 40 7 5 55 54 5 verlä11ft in ansteigender Hohe von Südost (114,6 JJJ 
NHN) nad, Nord1vesl (179 m NHN) westlich außerhalb des rä11mlichen Geltungsbereiches 
des Bebauu11g.rplanentw111jes "A 262". Der hmizontale Schutzkorridor u,ird durch die ge­
planten FestsetZf111ge11 des Bebat11✓11g.rplanent,vurjes ''A 262" dabei' nicht tangiert. 

Die Richtfunkverbindung 407557355_497557356 ver!äuji JJJil anstezgender 1-Jöhe von 
Norden (122,8 JJJ NHN) na,h Süde11 (156,5 m N HN) durch den ä11ßersten nord,vestlichen 
Randbereüh des räuJJJ!ichen Geltungsbmiches. In diesem Bereich i.11 im Bebau111(g,rpla11enl­
UJurj·''A 262 eine Z}Vin,gende GebäudehiJl,e von OK= 102,5 m iiher N/-/N s0111ie eine ma­
xiJJJal Zf<lässige Gebäudehöhe von 107,5 JJJ iiber NHN sowie in einem kleimn Teilbereid; 
eine maxiJJJa! zulässzge Tra11/hohe 11011 108,5 JJJ über N/-/Njestgesetzt. Es istfo{glich davon 
au.rzu,gehen, da.u weder die Mittelli11ie der Rid1tjimktra . .:re noch der vertikale Sch11tzahsta11d 
(z111üchen 36 1111Jnd 66 m über Gt'Und/ dies e11t.1pricht einer Geländehöhe von ca. 125 t/J 

bfr 15 5 tJJ über NHN) tangiert n,erden. 

Die Richtfunkverbind1✓ng 40 75 5225 5 _ 40 7 55 24 9 2 vedäuji mit ansteigender Hohe von Os­
tm (106,3 JJJ NHN) nach 11:1/esten (173,2 m NHN) d11rch das Plangebiet. Es ist davon 
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---- Vermerk Behördenbeteiligung ~Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262) "--------------

auszugehen, dass a11f._~ru11d der stezle11 Verla11j.ilinie der 1'vlitte!linie die Richtjimkverhi11rh1,z~ 
im Bereich des P!a11gebiets durch die,geplante Beha1✓1111g nicht tangiert u1ird (89 111 iiher N f·IN 
mit einer geplanten Beba11w1c~ bfr zll einer maximalen Gehäl!dehiihe von 114,5 m iiber 
NHN). Im Verla11( des horizontalen Sdmtzkonidors ka11njedod, der vertikale Sch11tzah­
sta11d vo11 15 m zur Mittellinie nicht eingehalten sein, da der o'.ctliche Startp11nkt der Richt­
fi✓11kverhi11dll,ZJ!, sehr tie/ /t~gt .. Eine exakte Priijiing ist technisch nü-ht mii,_~li,h. Hier sind 
all[grund des heule hmits red,tskrii/ii,gen Behw11ngsplanes ''.1233/tA'" allerdi11g.,- .,-,ho11 
Gebäudehöhen von 108,/ m ühet·NHN und /06,8 m iiherNI-/N z11iäs.>ig. 

Ergänzend ist.festzustellen, dau aufGnmdlage de.r,giiltigen l'l,mllngmchts die ge/ordeiten Schutz­
korridore der Richtji111kverhi11dungen heute bereit,- tei/iveise ll!l/ersdmtten sind. Dies hetrifli i11.,·­
besondere die in sehr niedriger Höhe 11er/a11fe11de11 Verbind1111gen im Betrieb der dicht besiedelten 
lnne11Jtadt, nicht jedoch die höher angesetzJen Verbindungen. 
Die Stadt Mainzgeht gnmdsätz!id, davon aus, dass all,h die Richtjimk- lind Netzhet,~iber bei 
der Plan11ng 1111d der Anlage ihrer Richtfunkstrecken per Satz,mggelte11des Ba11rechl, die Funk­
tion der Stadt A1ainz al.r Oberzentrum sowie die Lage der Stadt Mainz in einem Verdicbtun,gs­
raum betiicksid,tigt haben lind au,h kiiJ!ffig beriicksi,htigen werdm. Richtfunkverbindungen im 
dicht be,iede/ten innerstädtischen Bmich bedürfen daher grundsätz!il-h höher positionie,1en A11-
temte1zstandorten, damit bauliche E11twickh11~en im struktllrell erforderlichen smvie städtehaulfrh 
vertretbarem Umfang mög!i,h Jind - 110,h dazu in einem Verdi,ht11n,~sra11111 wie dem Rhein­
A1ain-Gebiet. Pla11erisch ist es nilht ,Jeijiihm1d, Stiidtehau in einem Verdichl111zgsraum an den 
Anfordemngen vo11 Richtfi111kstrecken ausz,,ri,hten, ,:;z,maljiir das hier relevante Plm(gehiel be­
reits seit 11iele11 Jahren Baurecht besteht. 
Sofem dun-h geplante Gebäude tatsdchlid, JnterjetmZfn im Richtfi111kverkeh1· ausgelöst wiirden, 
1vdre es im Rahmen einer gerechten Ahwägllng mit Blick ~u/die :schajfinzg vo11 einer in Verdi,.·!,. 
t111~sräumen erjorderliche11 NlltZ,fl(gS· sowie Infi-astmkt11r und in der Fo(ge auch einer entspre­
ihenden Gebä11destmk111r mit entsprechenden Gebä11dehohen d,mha11s vertretbai; städteha11/ich 
sin11volle Ba11stmkt11ren beiz,,hehalten oder Zll plane11 und die Ri,-htjimktedmik dann entspn­
ihend na,h,;J!Jllstieren. In diesem Zusammenhang kann a11f den .fachlichen Beitrag der Bllltdes­
netzagentur im RahJJJe11 von andenveitigen Beteil{gungsveifahren zitiert werden: "Das Votf,a11-
densei11 von Richtfunkstrecken im U nter.ruchll1~srallm alleine ist kein All.rsd,luukriterium jür 
das Erri,hten hoher Ba11ten [. . .]". ZudeJJJ wird von einer Trassendm:rte/llln,g im Behauungspla­
nentwllrf abgesehen werden, c!a Festsetzungen in einem Beba1J111✓gsplan u11be,_grem;j gültig sind, 
Richtfunkverl,indungen si,-hjedoch häufig ändem. 

Den Anregungen kann in o.g. UJJJ/anggejo/gt werdm. 

• Alle geplanten Konstruktionen und notwendigen Baukräne dürfen nicht in die 
Richtfunktrasse ragen. 

Abwägungsergebnis 

Bei Bamte/leneinrichllmgen 1111d B01,kräm11 oder ähnlichen a11ss,hfießlich kur.:frisl(gßir die Ball­
phase Z,47ll Einsatz kommenden Einrichlm(gen einer Gro(fhaustelle .1i11d kein Rege/1111,gsge,_gen­
stand der Baulet!planllng. Diesbeziiglich m1✓H sich der Rii-htfunkbetreiber auf temporäre Ei11-
schränk1111ge11 einstellen. So(em dunh die Planung "A 262" Störungen im Richtfunkverkehr 
au{ge/o:rt werden, sind die.1~ mit Blick auf die Schaßu,zg erforderlicher Nutzungs- und lnjilJstmk­
twen in Verdi,htungsrällmen und i11 Fo<ge dessen Gebälldestrukturen mit entspnchenden /-föhen 
vertretbar. Das ,idJ daraus ergebende Er(ordemis der Nachj1'stiert11~ der Rühtjunktechnik i,t 
das Ergebnis einer gerechten .Ab1väg11,zg. 
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II. 
III. 
IV. 

18. Wirtschaftsbetrieb Mainz AöR 
- E-Mail-Schreihen vom 08.0./.2022 -

• Es wird darauf hingewiesen, dass im Bereich der Weißliliengassc eine Erneuerung 
bzw. Austausch des vorhandenen Kanals geplant ist. Diese Maßnahme sollte zeit­
lich mit der Verkehrsplanung für die Maßnahmen des V crtragcs abgestimmt 
werden. 

Abwägungsergebnis 

Die Stelftmgnahme JVird Z!'r Kenntnis.~etw1t1men. Festsetzungsbedarf.fiir den Beha111111gsplanent-
1Vmfre.mltieren darausjedod1 nicht. 
Die Stellungnahme IVird im Zuge der Erad,eitung des städtebaulichen Vettra,(eS hetiick.1icht(gt. 

Der Ant~gung kann in o.g. Umfimggefo!gt werden. 

Mainz, 11.10.2022 

Dem Amt 67, Umweltkoordination z. K. und z. w. V. hinsichtlich der Umweltprüfung 
Nach Fortschreibung der Verfahrensdaten durch 61.2.0:1 z. d. lfd. A. 
Den tangierten Fachämtern per Email z. K. 

Mainz, 11.10.2022 
61-Stadtplanungsatnt 

Strobacl<· 
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j&1 z. d. lfd. A. 

0 z. d. Handakten 

O Wvl.: ............... . 

Stellungnahme Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße A262 
Corinna Appelshaauser An: Lara Koegel 04.03.2022 08:40 

Von: Corinna Appelshaeuser/Amt10/Mainz 

An: Lara Koegel/Amt61/Mainz@Mainz 

Sehr geehrte Frau Koegel, 

wir verweisen auf unsere Stellungnahme von Januar 2021, diese ist immer noch aktuell. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Corinna Appelshäuser 

E!II .Landeshauptstadt V Mainz · 

Landeshauptstadt Mainz 
Frauenbüro 

Corlnna Appelshäuser 
Dipl.-Verwaltungswirtin (FH) 

Postfach 3 8 2 0 
55028 Mainz 
Stadthaus Große Bleiche 
Große Bleiche 46/Löwenhofstraße 1 
Tel. 06131 12-3253 
Fax 06131 12-2707 
http:/ /www.mainz.de/frauenbuero 



Stadt Mainz; Jlrühzcitigc llntcrrichtung der Bel1ürden 

1-vtit der frühzeitigen Beteiligung gern. § 4 Abs, 1 BauGB wird Ihnen zu dem betreffenden Planverfahren Gelegen­
heit zur Stellungnahme im Rahmen Ihrer Belange gegeben. Zunächst sollte die Stellungnahme die Information zu 
vorliegenden Grundlagendaten, von Ihnen beabsichtigten Pianunge~ im konkreten Bereich und insbesonde,re Hin­
weise auf Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen Umweltprüfung enthalten. 

Die Beteiligung der Behörden als Anhörverfahren gemäß § 4 Abs. 2 BauGB findet separat im weiteren Verlauf des 
Verfahrens statt. 
Bitte verzichten Sie - insbesondere bei dieser frühzeitigen Beteiligung der Behörden - auf Textbausteine mit allge­
meinen Himvcisen ohne Bezug zur vorliegenden Planung oder zu der erforderlichen Umweltprüfung. Ihre Stellung~ 
nahme kann selbstverständlich auch~ dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orientieren Sie sich 
auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz 
Stadtplanungsamt 
Zitadelle Bau A 
Postfach 38 20 
55028Mainz 

Verfahren / Planung/ Projekt: 

Bearbeiter: 
Tel.: 
Fax: 
E-Mail: 
Aktz.: 

Fr. Köge! 
06131 • 12 37 19 
06131 · 12 26 71 
lara.koegel@stadt.mainz.de 
61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 Im 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

s.ßella~ptaAentw~-1----.
Stadtverwaltung Mainz 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwlgsstra 
61 - StadtplanungSl!lmt 

(A 262)" ' 

Frist: 
S!)ätestens bis 12.02.2021 

Erörterun~rmin: 

Stellungnahme der Behörde oder des sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel. / Fax / E-Mail) 

10-Frauenbüro - Stadthaus, Große Bleiche 46 / Löwenhofstraße 1 
12 32 53 corinna.appelshaeuser@stadtmainz.de 

0 

lZl 

Keine Stellungnahme erforderlich 

Beabsichtigte eigene Planungen und 1.faßnahmen, die den o, g. Plan berühren können mit 
Angabe des Sachstands: 

Parkplätze für Frauen und Mutter-Kind-Parkplätze sind wünschenswert. 
Die Gestaltung der Durchgangs- und Verbindungswege sollte offen, gut einsehbar und barrierefrel 
gestaltet werden. · 
Die vorgesehene Begrünung ist so anzulegen, dass die Sichtbeziehungen gewährleistet bleiben. Dies 
gilt generell für alle vorgesehenen Begrünungsmaßnahmen. Bel den grünplanerlschen Festsetzungen 
ist Vegetation zu bevorzugen, die Transparenz gewährteistet. Die Bepflanzung entlang der 
Zugangswege ist dem Sicherheitsbedürfnis anzupassen. 
Bei der Ansiedlung des neuen Einzelhandels wäre eine paritätische Auswahl von . .iil 2· d. iru .. -,. 
Unternehmern und Unternehmerinnen wünschenswert. Z. d. 

tl 
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Art und Umfang der erforderlichen Umweltprüfung(§ 1 Abs: 6 Nr. 7 Bau GB): 

Bitte Angaben ausschließlich aus Ihrem fachlichen Zuständigkeitshereich. 

Vertiefende Untersuchungen zu den Belangen des Umweltschutzes einschließlich des' Naturschutzes und der Lan­
despflege im Ri.hmen der Umweltpriifung sind erforderlich für Auswirkungen auf: 

a) D 
D 

B 
D 

Tiere 
Pflanzen 
Boden 
\'7asser 
Luft 

B Klima - und das 'Wirkungsgefüge zwischen ihnen -

D 
Landschaft 
biologische Vielfalt 

b) 0 die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 
und dei: europäischen Vogelschutzgebiete i, S. d, BNatSchG 

c) 0 Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, 
~oweit diese umweltbezogen sind 

d) 0 Auswirkungen auf Kultur- und sonstige Sachgüter, soweit diese umweltbezogen sind 

e) 0 die Vermeidung von Emissionen sowie der sachierechte Umgang mit Abfällen und 
Abwässern 

t) 0 die NutZ\.tng erneuerbarer Energien sowie der sparsame und effiziente Umgang mit Energie 

g) 0 die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonst umweltbezogenen Plänen, 
insbesondere des Wasser-, Abfall~ und Immissionsschutzrechtes 

h) 0 die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualitäten in bestimmten Gebieten 

i) 0 die Wechselwirkungen z·wischcn den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den 
Buchstaben a), c) und d) 

Begründung de1· Notwendigkeit der vertiefenden Untersuchuf),g und insbesondere der 
Rechtsgrundlagen: 

Mainz, 22.01.2021 Frauenbüro 

Ort, Datum Dienststelle Untcr~~~#ft~i~stbezeichnung 
J J 

tand: 28.11.2014 



Stadt Mainz: Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange' 

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit rnr Stcllun 
nahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stellung- -..__.,, 
nahme ist es, der Stadt 1\fainz - und hier dem federführenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informationen 
fö.'r ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Verzichten Sie bitte auf die V en.ve11dung 
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Ihre Stellungnahme ist zu be­
gründen, die Rechtsgnmdlagen sind anzugeben. Die .Abwägung obliegt dem Stadtrnt der Stadt Ivfainz. 

Über Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird Ihnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Benach­
tichtigung 
zugehen. 

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behörden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Abschluss 
des Bauleirplanverfahrens über ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfühmng 
des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat. 

Ihre Stellungnahme kann selbstverständlich auch ohne dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orientic-
ren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederune des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Köge! 
Stadtplanungsamt Tel.: 06131-123719 
Zitadelle Bau A Fax: 06131-122671 
Postfach 38 20 E-Mail: lara. koegel@stadt. mainz. de 
55028 Mainz Az.: 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 

Veliahren/Planung/Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24 .. 05.200 ~ - -
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" Stadtverwaltung Mainz 
Bebauunosolanentwurf "Einkaufsauartier südlich der Ludwin• traße ß.126:Rtadtolanun '" 
Frist: Eini ang: 
spätestens bis 11.04.2022 

Erörterungstermin: 
Eingang: 1 2. April 2022 

J. / 
. . .u . . ... 1 n 

Abt.: 0 - 3 4 

Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange 
SG: 0 1 1.- 2 3 4 5 6 , ..... 8 1 9 
SB: 0 l 1 2 3 4 5 19 

Name/ Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift, Ansprechpartner, Tel./Fax/E-mail etc.
. 

Landeshauptstadt ivfainz. Dezernat fur Soziales, Kinder,Jugend~ Schule und Gesundheit V J 
Herr Olimpio ,\cerenza; Tel.: 257~; Fax: 2219; Email: olimpio.acerenza@stadt.mai11z.de / 

... 

D Keine Stellungnahme erforderlich 

D -
Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können mit 
Angabe des Sachstands: 

1 



Einwendungen mit rechtlicher Verbihdlichkeit aufgrund fachgesctzlicher Regelungen, die im Regelfall in 
der Abwägung nicht überwunden werden können: 

Einwendungen: 

Rechtsgrundlagen: 

i\föglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen): 

Sonstige fachliche Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgnmdlage: 

Zur Partnerschaftlichen Baulandbereitstellung (Pßb) sind keirie Regelungen im weiteren Planverfahren zu treffen, da 
der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan A 262 bereits im Dezember 2013, mithin ein Jahr vor dem Grund­
satzbeschluss zur PBb, gefasst worden ist, tm.d diese daher nicht zur Anwendung kommt. 

Es wird begrüßt, dass die fo.vestoren die Grw1drisse der Wohnungen so gestalten, dass sie im Fördetprogramm des 
Landes (Mietwohnraumfördemng) förderfähig sind. 

□ 

□ 

Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, miterteilt nach umlagefähigen und 
nicht un1lagefiihigen Kosten (nur von städtischen Fachämtem auszllfüllen!) 

Antrag auf Fristverlängerung aus wichtigem Gnmd, mit Begründung und ggf. Nachweisen: 



'll/l Z. d. IIJ. A. 

□ z. d. Handakten 

0 1/Jvl.: ............... . 

! 

··-'-
Bebauungsplan A 262, Änderung 
Corina Schlesinger i\n Lara Koegel 

:,opi6 Ulf Gerth, Sabine Haentzschel, Joachim Ec rt 

Von: Corina Schlesinger/Amt61/Mainz 

An: Lara Koegel/Amt61/Malnz@Mainz 

16.03.2022 11 :48 

Kopi,~: U!f Gerth!/.\mt6·t/Maint@Mainz, Sabine Haentzschel/Amt6·!/fVlainz@Mainz. Joachim 
Eckert/Arni80/Mainz@Mainz 

Sehr geehrte Frau Kögel, 

wir möchten Sie bitten, eine Änderung Im Bebauungsplan A 262 vorzunehmen. 

Vor dem GebäÜde Gutenbergplatz Hs.-Nr. 3 und 5 wurde für den Bau eines gläsernen 
Einganges eine städtische Fläche In Anspruch genommen. Es handelt sich hier um 
die neu gebildete Parzelle Gemarkung Mainz, Flur 3, Flurstück 362/12 (5 m 2). Die 
genannte Parzelle Ist, wie auch der gesamte Gutenbergplatz, als öffentliche 
Verkehrsfläche 
dem Fußgängerverkehr gewidmet und müsste aufgrund der Überbauung gemäß § 37 
Abs. 1 LStrG eingezogen werden. 
Wir bitten darum, Im Bebauungsplan die neu gebildete Parzelle als dem Gebäude 
zugehörige Fläche zu berücksichtigen. Somit entfällt die erforderliche förmliche 
Einziehung. · 

Zur Übersicht haben wir Ihnen diverse Unterlagen mit der betroffenen Fläche beigefügt. 
Sie erhalten diese Änderung auch noch im Rahmen unserer gesamten Stellungnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Corlna Schleslnger 

~ 
Gutenbergplatz_3-5""9ewidmete_ Verkehrsfläche.pdf 

~ 
Gutenbergplatz_3-5_0berbaute_ Verkehrsfläche.pdf 

~ 
B-Plan_A_262_Ausschnitt_Gutenbergplatz_3_5_Ausschnitt_Parz_362_12.pdf 

~ 
ALKIS Flurstücksnachweis.pdf 

1 Anlage ,(b dtt :209 
f~d1t ig,j_~_,.__le!ßl_.__. 



(§II Landeshauptstadt 
V Mainz 

Landeshauptstadt Mainz 
61 Stadtplanungsamt 

61.3 Straßenbetrieb 
Corina Schlesinger 
Straßendatenbank der Stadt Mainz 
Postfach 3820 
55028 Mainz 
Zitadelle, Bau C 
Tel. 06131 12-3641 
http://www.mainz.de 



. Stellungnahme 61.3 im Rahmen des TöB- Verfahrens-Aktz.: 61 26 Alt 262 
+ 61 20 02 FÄ 45 -Änderung Nr. 45 des FNP vom 24.05.2000 im Bereich 
des B-Plan-Entwurfs A 262 
Sabine Haentzschel An: Lara Koegel 21.03.202213:10 

l<opie . . Conna Schlesinger 

Von: Sabine HaentzscheVAmt611Mainz 

An: Lara Koegel/Amt61/Mainz@Mainz 

Kopie: Corina Schlesinger/Amt61/Mainz@Mainz 

Guten Tag Frau Kögel, 
anbei die Stellungnahme 61.3 im Rahmen des TöB- Verfahrens (siehe Anhang). 
Frau Schlesinger hat Ihnen am 16.03.2022 per Email schon vorab zur Info die Stellungnahme samt 
Plänen zugesandt. 
Anbei noch das ausgefüllte Formblatt. 
Mit freundlichen Grüßen 
i.A. S. Häntzschel 

~ 
"61.3 2898_rueckantwort.pdf 

n Landeshauptstadt V Mainz 

Landeshauptstadt Mainz 
Stadtplanungsamt, 
Abteilung Straßenbetrieb 

Sabine Häntzschel 
Diplom-Geografin 
Straßenverwaltung- Sondernutzung 

Postfach 38 20 
55028 Mainz 
Zitadelle, Bau C 
Tel061 31 -122196 
http:/ /www.mainz.de 



Stadt Mainz: Beteiligung der Behörden und sonstigen Triiger öffentlicher Belange 

Mit der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel­
lungnahme im ·Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel­
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federführenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio­
nen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu vers~haffen. Verzichten Sie bitte auf die Verwendung 
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Ihre Stellungnahme ist zu be­
gründen, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwägung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz. 

Über Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird Ihnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be-
nachrichtigung zugehen. · 

Wir weisen .Sie darauf hin, dass die Behörden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab­
schluss des Bauleitplanverfahrens über ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfüh­
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat. 

Ihre Stellungnahme kann selbstverständlich auch 2WJ5. dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orien­
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Köge! 
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 • 12 3719 
Zitadelle Bau A Fax: 06131 • 12 26 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara.koegel@stadt.mainz.de 
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 

Verfahren / Planung/ Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 Im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Einkaufsquartier südlich der ludwigsstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der ludwigsstraße (A 262)" 

Frist: Eingang: 
spätestens bis 11.04.2022 

Erörterungstermln: 
./. . 

Stellungnahme der Behörde oder des sonstigen Trägers öffentlicher Belange 

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail) 

Stadtplanungsamt, Straßenbetrieb 
Zitadelle Bau C 

□ 
□ 

Keine Stellungnahme erforderlich 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können mit 
Angabe des Sachstands: 



□ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können 

Einwendungen: 

R~chtsgrundlagen: 

Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen): 

l2J Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen Zuständigkeit, 
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

Vor dem Gebäude Gutenbergplatz Hs.-Nr. 3 und 5 wurde für den Bau eines gläsernen Einganges eine 
städtische Fläche In Anspruch genommen. Es handelt sich hier um die neu gebildete Parzelle 
Gemarkung Mainz, Flur 3, Flurstück 362/12 (5 m2

). Die genannte Parzelle ist, wie auch der gesamte 
Gutenbergplatz, als öffentliche Verkehrsfläche dem Fußgängeiverkehr gewidmet und müsste aufgrund 
der Überbauung gemäß § 37 Abs. 1 LStrG eingezogen werden. 
Wir bitten darum, im Bebauungsplan die neu gebildete Parzelle als dem Gebäude zugehörige Fläche 
zu berückslchtioen. Somit entfällt die erforderliche förmlic-.he·Einziehuno. 

D Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage­
fähigen und nicht urnlageflihigen Kosten (nur von städtischen Fachämtern auszufiillenQ 

□ Antrag auf Fristverlängerung aus wichtigem Grund, mit Begründung und ggf. Nachweisen: 

Mainz, den 21.03.2022 61.3 Straßenbetrieb I.A. S. Häntzschel 

······································----····························································---
Ort,Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung 

Stand: 28.11.2014 
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ALKIS Flurstück 3701-3-362/12 

S Flurstück mit Eigentümer 

GmkfL Flur Flurst-Nr. 

Mainz 3 362/12 

Entstehung 2021-06-07 

letz. Fortf 

• Gebiet: 

iil Adresse: 

Nutzung: 

Fläche: 

Gemeinde 

Kreis 

Mainz 

Stadt Mainz 

Regierungsbezirk Rhelnhessen-Pfalz · 

Gutenbergplatz 3 

Gutenbergplatz 5 

5 m2 Handel und Dienstleistung 

sm2 

IE Grundbücher 

Bezirk Grundbuchblatt Lfd-Nr. Buchungsart 

Mainz 30200 118 Grundstück 

1 Stadt Mainz 



~ Z. d. lld. A. ~.A :1.<o A!+ .2~~ 
□ Z. d. Handakten 

D Wvl.1 .............. .. 
4 

A 262_Stn Amt 67T 
Martina Bau,2r 05.05.2022 13:59 

\/nn: Martina Bauer/Amt67/Mainz 

An: Lara Koegel/Amt61/Mainz@Mainz 

Sehr geehrte Frau Köge!, 

das beigefügte pdf befindet sich als Papierexemplar auf dem Postweg zu Ihnen. 

~ 
2022-05-0S_Stn 67.pdf 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Martina Bauer 

mll Landeshauptstadt V Mainz 

Landeshauptstadt Mainz 
Grün- und Umweltamt 

Umweltplanung 
Martina Bauer 

Postfach 38 20 
55028 Mainz 
Geschwlster-Scholl-Str. 4, Haus A 
55131 Mainz 

Tel 0 61 31 - 12 38 44 
Fax 0 61 31 - 12 22 60 
http:/ /www.mainz.de 

r-;;;~e ·J\~ . -;;; !JI;:;: .:2.D9 

l~z I lcoAl~bl Al-1:I J{,~ ~_._.I ___._....., 



Stadtverwaltung Mainz I Amt 67 1 J820 1 55028 Mainz 

61-Stadtplanungsamt 

-vorab per E-Mail -

Landeshauptstadt 
Mainz 

Grün- und Umweltamt 
Olaf Nehrbaß 
Amtsleiter 

Postfach 3820 
55028 Mainz 
Haus BI Zimmer 122 
Geschwister-Scholl-Straße 4 

Ansprechperson 
Martina Bauer 
Tel. 06131/12·3844 
Fax 06131/12-2260 
martina.bauer@stadt.mainz.de 
www.mainz.de 

Mainz, 05.05.2022 

Beteiligung der Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplanentwurf „Einkaufsquartier 
südlich der Ludwigsstraße (A 262)" sowie zur Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes 
vom 24.05.2000 in diesem Bereich 
Aktenzeichen: 67 0516/A 262 

. Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu dem derzeitigen Stand der Planung teilen wir Ihnen die Umweltbelange betreffend Folgendes mit: 

Lärmschutz 
Zum Lärmschutz haben wir lediglich Anmerkungen zur Begtündung des Bebauungsplanes: 

Seite 27, letzter Absatz, L Satz: bitte das Wort „wurde" ergänzen. 
„Zur Ermittlung der Schalleinwirkungen auf die geplante Bebauung und das Umfeld :1YJmk 
eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt." 
Seite 28, 1. Absatz, letzter Satz: Bitte den Halbsatz: ,, ... und eine ausreichende, fensterunab­
hängige Belüftung der Räume besteht." streichen, da für Büro- oder Praxisräume diese nicht 
festgesetzt wird. 
Seite 28, zweiter Absatz, 5. Zeile: bitte die Ziffer „3" streichen. 

Wasserwirtschaft. Gewässerschutz, Entwässerwg 
fu;gelJWllsserbewirtschRfcung 
Aus Sicht der Unteren Wasser- und Bodenschutzbehörde ist im Plangebiet die gezielte V ersickerung 
von Niederschlagswasser nur im Einzelfall und nach umfangreicher Prüfung der Untergrundverhält­
nisse möglich. Gegen eine breitflächige Versickerung, z.B. über durchlässige Beläge bestehen dagegen 
keine Bedenken. Die Möglichkeiten der Drosselung und Abflussverzögerung sollen daher voll ausge­
schöpft werden. Das inzwischen vorliegende Niederschlagswasserkonzept erfüllt diese Anforderun­
gen. Im Städtebaulichen Vertrag ist die Einhaltung des Regenwasserbewirtschaftungskonzepts aufzu­
nehmen. 

Buslinien 
Kurmalnz•~se~e/Akad~mle der Wissenschaften: 

Sparkasse Mainz 
18AN: DESS 5505 0120 0000 0003 31 

lnfonnatlon zur Verwendung 
Ihrer Daten: 



- 2 -

Dachb~grünung 
Die Textlichen Festsetzungen (TF) zur Dachbegrünung wurden noch einmal geprüft und mit der uns· 
vorliegenden Planung abgeglichen. Dabei stellte sich heraus, dass sie aus der Sicht der Regenwasser­
bewirtschaftung noch nicht konkret genug sind und zu Fehlinterpretationen führen können. 

Aus der Festsetzung 5.1 geht zunächst hervor, dass Flachdächer ab einer Fläche von 15 m2 begrünt 
werden müssen, Ausnahmen sind nicht formuliert. Aus der Festsetzung "Dachaufbauten" (II. 2.1) 
gd1t hervor, dass Dachaufbauten in Form von technischen Anlagen maxinlal 25 % der Dachfläche in 
Anspruch nehmen dürfen. (Die genannten Beispiele sind üblicherweise nicht begrünbar). 

Nichttechnische Anlagen wie Attika, Glasdächer oder Abstandsstreifen sind nicht erwähnt. Dachter­
rassen fallen ebenfalls nicht unter den Begriff technische Anlagen. 

Es stellt sich also die Frage, wie vid Raum nichttechnische Aajagen wie zum Beispid Dachterrll!'sen 
oder abweichende Bedachungen (insbesondere Glasdächer) einnehmen dürfen. 

Wird die Festsetzung 5.1 strikt angewendet und der Spidraum für technische Dachaufbauten ausge-. 
schöpft, müssten 75 % der Dachfläche begrünt werden. Von dieser Regel kann wiederum abgewichen 
werden, wenn teilweise oder vollständig intensiv begrünt wird (2 : 1-Verhältnis). 

Die Planung zum „Neubau Ludwigsstraße und Parkhaus" (Grünkonzept von Jestaedt und Partner) 

Dachfläche gesamt 
davon Glasdach 

6.004 m2 

748m2 

davon Attika 422 m2 

davon Abstandsstreifen 939 m2 

davon befestigte Fl.(Wege, Terrassen) l.256 m2 

davon extensiv begrünte Dachfl. 1.492 m2 

davon intensiv begrünte Dachfl. 1.147 m2 

beruht hingegen darauf, dass Glasdächer, Attika und Abstandsstreifen von der gesamten Dachfläche 
abgezogen werden. Dadurch ergibt sich eine begrünbare Dachfläche von 3.895 m2

• 

Nur unter der Annahme, dass die genannten Teilflächen aus der gesamten Dachfläche her-
ausgerechnet werden dürfen, geht die Bilanz auf. · 

Wird dagegen die gesamte Dachfläche abzüglich 25 % technischer Anlagen zugrunde gdegt (75 % 
von 6.004 m2, siehe oben) ergibt sich ein Fehlbetrag von über 700 m2 zu begrünende Dachfläche. Für 
eine ausgeglichene Bilanz müsste der Anteil intensiver Dachbegrünung auf rund 1.900 m2 erhöht 
werden. 

Da die genannten Anlagen ganz erhebliche Anteile der Dachfläche beanspruchen (genau 2.109 m2
, 

entsprechend 35 %) und nicht klar den technischen Anlagen zugeordnet werden können, bitten wir 
klarzustellen, wie die zu begrünende Fläche (Festsetzung 5.1) zu berechnen ist. 

Der Passus 
"Sefen, IJC'l,lasle Dachteile, tech11ische Dachein- 1111d -a1ifba11te11 (011.ßer A11/aget1 for Solarther1JJie 1111d Photouoltaik) 
sowie 1111tzfaan1 Dad1tenYJsm1 ei11e11 Anteil VOii ei11tJJ1 D,ittel dirGesa111tdachjläche iibersch11iten, ist ftir je m,gefa11ge11e 
100 "'' Überschn1it111ig z11sätz!ich ei11 Bm1111 2. oder 3. Ord11111ig all[ deJJJ 801ign111dstiick Zf' pßanzm." 
zeigt zwar, dass eine Überschreitung der in Festsetzung II. 2.1 genannten 25 % möglich sein soll 
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und dass diese Überschreitung auch auszugleichen ist. Aus dem Passus kann aber nicht abgeleitet 
werden, auf welcher Grundlage und in welchem Umfang Überschreitungen bzw. Abweichungen 
möglich sind. 

Zur Klarstellung sollte der genannte Passus einen eigenen Unterpunkt bekommen, da kein direkter 
Zusammenhang zur Dachbegrünung besteht. 

Wir schlagen vor, die Festsetzungen 5. 1 bzw. II. 2.1 so zu konkretisieren, dass sich eine eindeutige 
Berechnungsbasis für die Dachbegrünungsbilanz ergibt: 

5. f Ab ei11er Dacijliiche, i11kl. Dachiiherstiil1de, 11f111 15 t112 t11iism1 Flachdächer mit ei11er Neig1111g bis ei11s1:hließlich 
20° 11ach Maßgabe der Pßa11z.muorscblagsliste begtii11t IV(Jrde11. 

Bmch111111gsgrr111dlage Zftr Errnittbmg der Zf' begriim11de11 Dacijliiche: 
Gesa111tfläcbe des Flachdaches abz!iglith 
• ba11tech11isch 11otJ11c11dige Attika 
- bra11dsch11tz.tedmisch 1101111e11dige Absta11dssh~ife11 
• sonstige b1r111dsch11tZfecb11isch 11ohve11dige A11lage11 
- verglaste Dachteile• 
- teth11ische Dachei11- 11nd -a11fba11tm (01iflcrA11lage11 jlir Sorarlhmnie 1111d Photovoltaik). 
Dachterraise111111d bejiuligte IIVcge 011/ de111 Dach kö111,e11 11icht abgeZf)gell ,verdm. 

Die restliche TF bleibt (unabhängig von der Stellungnahme unter „Natur- und Artenschutz, Bild der 
Stadtlandschaft") unverändert. 
Textvorschlag für den neuen Unterpunkt: 
5.4 Sofem v,,glas/4 Dachteile, tet:h11ische Dachei11- 1111d -aufoa11t,11 {otif/er Anlagm ftir Solartherr11ie 1111d Photo11f1lta­
ik) soJ11ie 1111tz.ba1~ Dad1fe,rasse11 ei11e11 Anteil VOii eilte/Jt Drittel der Gesat11/dachjliiche iiberschreitm, ist ftir je a11ge­
fa(,ge11C 100 "'' Übersch1?it111,g ZflSiitzfich ei11 Ba111J1 2. oder 3. Orrl,/1111g artj delll Ba11grr111dstiick Zfl pjla11Z!II, 

Grundwasser 
Die gegenwärtige Planung sieht keine Eingriffe in den Untergntnd vor, die tiefer als der Bestand ge­
hen. Somit sind keine erheblichen Eingriffe in das Grundwasserregime zu erwarten. Damit entfällt die 
ursprüngliche Forderung nach einem hydrogeologischen Gutachten. 

Für den stiidteba11lichen V ertrag ergibt sich folgender Regelungsbedarf: 
- Umsetzung des Regenwasserkonzeptes 
- Begrenzung der Baugrubentiefe auf die Tiefe der aktuellen Gebäudestruktur bzw. Begrenzung der 
Entnahmemengen bei bauzeidichen Wasserhaltungen auf ein für die nahegelegenen schutzwürdigen 
Gebäude (insbesondere Dom und Johanniskirche sowie denkmalgeschützte Gebäude am Bischofs­
platz, Eppichmauergasse, Weihergartenstraße, Pfaffengasse, Ballplatz und Umgebung) unkritisches 
Maß. . 

Natur- und Artenschutz. Bild der Stadtlandschaft 
Das Baumgutachten ist mit uns abgestimmt und freigegeben; die Gutachten bzgl. Artenschutz und 
Umweltbericht befinden sich derzeit noch in der Abstimmung. Da die konkrete Ausgestaltung des 
Fassadenabschnitts 7 noch nicht abschließend geklärt ist, kann das Artenschutzgutachten hier noch 
nicht fertiggestellt ,verden. Das Gutachten ist auf dem Weg zur Offenlage des „A 262" fortzuschrei­
ben; für den Umweltbericht gilt dies analog. 
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S tiidteba11/kher Vcttrag (SV) 
Bzgl. der Folgerungen aus Baum- und Artenschutzgutachten (Hauptgutachten sowie die Anhänge 2-
Vogelschlag, 3- Licht, 4- allgem. Artenhilfsmaßnahmen und 5-Monitoring-Konzept) schlagen wir vor, 
dass in Vorbereitung der Überwachung durch die zu bestellende ökologische Fachbauleitung die Er­
fordernisse lt. der genannten Gutachten und Anlagen tabellarisch zusammengestellt werden. Bzgl. der 
Maßnahmen zum Schutz vor Vogelschlag soll dabei eine Gliederung erfolgen, die Erfordernisse zur 
Erreichung eines geringen Risikos abbilden sowie diejenigen, die trotz Einhaltung von Schutzmaß­
nahmen als mittlere Risikobereiche verbleiben. Die mit dem Amt 67 abzustimmende Tabelle ,vird Be0 

standteil des SV. 

Das in Anhang 3 dargestellte Konzept zur Vermeidung eines erhöhten Mortalitätsrisikos für die Fau­
na aufgrund von Lichtemissionen ist baukörperbezogen zu detaillieren. Es wird Bestandteil des SV. 

Das in Anhang 4 dargestellte Konzept zur Förderung typischer Arten der Innenstädte ist bzgl der exakten 
Anzahl und Lage der Nisthilfen zu konkretisieren. 

Das in Anhang 5 dargestellte Monitoring- Konzept muss bzgl. der o. g. mittleren Risikobereiche (s. 
Anhang 2, Kap. 4.3 und Anhang 5) ebenfalls auf dem Weg zur Offenlage des ,,A 262" noch detailliert 
ausgearbeitet werden. Auch dieses wird Best.'Uldteil des SV. 

Wir bitten um Weiterleitung der Forderungeq an die Investoren bzw. Vorhabenträger. 

T extlithe FestsefZJtltgeJJ 
5.1 Dachbeg11i111111g 
In einem Dokument werden für die gleiche Art der Begrünung Qeweils intensive Dachbegrünung und 
Tiefgaragenbegrünung) unterschiedliche Substratstärken festgelegt. Analog der neuen Grünflächen­
satzung wären 20 cm nur dann erforderlich, wenn wir eine einfach intensive Dachbegrünung an­
streben. Dies ist im „A 262" nicht der Fall; denn die Dächer sind intensiv zu begrünen. D. h., es sind 
die gleichen Substratstärken wie bei einer Tiefgaragenbegrünung erforderlich. 
Konkret: Rasen, Kräuter, Moose, Stauden mit 60 cm. 

7.1 Erhalt vo11 Bii11me11 
Nach „Verlust" bitte einfügen: ,,nach Maßgabe der Pflanzenvorschlagsliste" 

7.2 AJJJ>ßallZJ'llf. //Oll BiillllJell 
1. Abs., nach „in einem Meter Höhe" einfügen „nach Maßgabe der Pflanzenvorschlagsliste" 
2. Abs., nach „Abgang" einfügen „nach Maßgabe der Pflanzenvorschlagsliste" 

Da Ausweichbrutplätze für den Haussperling erforderlich werden, müssten diese dem Grunde nach 
festgesetzt werden. Aus der nachvollziehbaren Formulierung lt. Artenschutzgutachten geht allerdings 
hervor, dass eine konkrete V erortung de1:zeit nicht getroffen werden kann „Um die Kontinuität der Punkrion,­
f:ihigkcit dcc potcn2iclk.-n LcbCnS$tättc.-n - insbesondere während der Bauphase - zu gcwähdeistcn, sind die in Anhang 4 entwickelten 
Maßnahmen zugunsten des I b.uS$pcr1ings 1.:cidich so .-:u koordinicn:n, dru;s steht min<lci:tcru1 10 spc:dclle Brutplätze angeboten wcnlcn. 
Sollte sich die Maßnahme wider Erwarten nicht in die Bauabläufe integrieren lassen, ist durch die ancnschurzrechtliche B11.ubcgleitung 
mit der Unteren Natutschut1.bchördc abzustimmen, wo und wie die angebotenen Brut$tättcn zwnlcht..'11zcidicb sichctgc:::iwllt werden 
könn<'ll". Insofern schlagen wir vor, dass auf dem Weg zur Offenlage des ,,A 262" ein Vorschlag zur 
Sicherstellung der Ausweichbrutplätze entwickelt wird und dieser Bestandteil des SV wird. Diese Be­
sonderheit,sollte sich in1 Besonderen Artenschutzhinw:eis wiederfinden. 



III. Himllflise 
Ba11lllsch11tz 
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Wir bitten um Aufnahme eines Hinweises auf das Gutachten: Fachbeitrag Bäume des Büros Leitsch 
vom 03.02.2022. 

Beso11dcrer Arte11sch11tz 
Den von uns leicht aµgepassten Text erhalten Sie aus Vereinfachungsgründen als Vollversion: 
Die Artenschutzbestimmungen der §§ t 9 und 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind zu be­
achten. Auf den Artenschutzrechtlichen Fachbeit:1:ag zum Bebauungsplan des Büro 
Gall - Landschaftsplanung und Ökologie vom .... wird verwiesen. Die im Gutachten formulierten 
artenschutzfachlichen Venneidungs-, Verminderungsmaßnahmen·sowie vorlaufenden Schutzmaß­
nahmen sind einzuhalten. 
Zur V ermcidung der Tötung, Beschädigung oder Gefährdung besonders geschützter und bestimmter 
anderer Tierarten im Sinne des § 7 BNatSchG dürfen Rodungen und Fällungen von Gehölzbestän­
den (vorbehaltlich eventuell zusätzlich erforderlicher Fällgenehmigungen) nur außerhalb der V egeta­
tionszeit, d.h. nur in der Zeit vom 01. 10. bis zum 28.02. vorgenommen werden. 
Vor Beginn aller Abriss-, Sanierungs- oder Baumaßnahmen sind im Vorfeld vorhandene Bäume, Ge­
bäude, bauliche Anlagen im Sinne der LBauO und das Baufeld auf das Vorkommen o. g. Arten ver­
tiefend zu untersuchen. Die Bestimmungen des § 24 (3) Landesnaturschutzgesetzes (LNatSchG) sind 
zu beachten. In diesem Bebauungsplan können insbesondere brütende Vögel betroffen sein. Das Er­
gebnis ist der Unteren Naturschutzbehörde mitzuteilen. Werden Vorkommen festgestellt, ist zudem 
ein Konzept zum Erhalt der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere vorzulegen. 
Werden Verbotstatbestände nach§ 44 BNatSchG berührt, ist eine Befreiung nach§ 67 BNatSchG 
bei der zuständigen Naturschutzbehörde zu beantragen. Das Grün- und Umweltamt der Stadt Mainz 
berät gerne bei Artenschutzfragen. 
Um das Risiko einer signifikanten Erhöhung von Vogelschlag an Glasbauteilen zu minimieren, wur­
den in dem o. g. Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag Maßnahmen entwickelt, die Gefährdungen ,ge­
mäß § 44 BNatSchG ausschließen bzw. reduzieren. Diese Maßnahmen sind vollumfänglich einzuhal­
ten. Für bestehen bleibende mittlere Gefährdungsrisiken. wird für konkrete Glasfronten ein „Monito­
ring-Konzept" (s. Anhang 5 des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags) durchgeführt. 
Die als den Bestand stützenden sowie zu entwickelnden Maßnahmen werden in dem o. g. Arten­
schutzrechtlichen Fachbeitrag in Anhang 4 „Konzept zur Förderung typischer Arten der Innenstäd-
te" dargestellt. Nähere Auskünfte erteilt das Grün- und Umweltamt der Stadt Mainz. · 

IV. Pjla11Z!11uorschlagsliste 
Nach „Bäume für Neu- und Ersatzpflanzungen" die'Klammer ,,(mit Bodenanschluss)" einfügen. 

Bei „Sträucher (Dachgärten) bitte ergänzen: ,,heimische Wildrosen, wie z.B. Rosa canina, Rosa rubi­
ginosa, Taxus bacca.ta i. Sorten, Salix spec. Weiden i. Sorten. 

Nach „Sträucher (Dachgärten) einfügen „Kräuter, Moose, Stauden (Dachgärten)". Die entsprechende 
Pflanzenvorschlagsliste bitten wir mit uns abzustimmen. 

Bei „Kletterpflanzen" nach Clematis alpin& (Achtung „a" statt „e'j bitte ergänzen: Clematis vitalba 
Gemeine Waldrebe. 

Nach „Hydrangea petiolatis" heißt die Erstnennung Lonicera „caprifolium Echtes Geißblatt"; d. h., 
hier „periclymenum" streichen. 
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P/011 
In der Ludwigsstraße sollte geprüft werden, ob die vorhandene Allee in Höhe des Gutenbergplatzes 
um 2 Bäume und an der Ecke Große Langgasse um einen Baum ergänzt werden kann. 

Begrii11d111,g 
Wir bitten um Weiterentwicklung der Begründung auf Basis unserer Stellungnahme. 
Bitte übernehmen Sie unter 7.6 Artmsdmtz 1111d B011mkotosler „Durch eine ökologische Baubegleitung 
wird die Einhaltung der Vorgaben und Empfehlungen des Artenschutzrechtlichen Fachbeitrags si­
chergestellt." · 

Bitte übernehmen Sie unter 7.9 Fad,beilrog Bii11111e „Durch eine dendrologische Baubegleitung wird bei 
allen zu erhaltenden Bäumen sichergestellt, dass die Vorgaben zum Schutz lt. dem Fachbeitrag Bäume 
eingehalten werden." 

Klimaschutz. Anpassung an den Klimawandel 
In der vorgelegten Mikroklimasimulation wird nachgewiesen, dass die Planung zu einer Verbesserung 
der klirnaökologischen Situation führt. Das der Berechnung zugrundeliegende Grünkonzept ist um­
zusetzen. Dies kann durch entsprechende Festsetzungen im Plan oder durch Formulierungen im 
städtebaulichen V ertrag erfolgen. Die Herstellung von extensiver und intensiver Begrünung auf dem 
Baugrundstück, an dem Gebäude und auf dem Baukörper ist geeignet.Extremtemperaturen zu ver­
meiden bzw. zu verringern. Die Schaffung und Entwicklung von neuen Grünflächen im Innenstadt­
bereich fördert die Biodiversität und ist zugleich eine Maßnahme zur Anpassung an den Klimawan­
del. 

Energie 
Die vorliegenden Kenntnisse zu dem geplanten Energiekonzept zeigen eine Nutzung von regenerati­
ven Energien und Fernwärme. Dies ist insgesamt positiv zu beurteilen. Das Energiekonzept ist fort­
zuschreiben, fertigzustellen und vor Satzungsbeschluss mit dem Grün- und Umweltamt einvernehm­
lich abzustimmen. Regelungen im städtebaulichen V ertrag sind erforderlich und erfolgen sodann. 



ig z. d. llct. A. G) !>.b 
O Z. d. Handakten 

ow,'[~ Antwort: WG: Städtebaulicher Vertrag "Einkaufsquartier südlich der 
Ludwigsstraße (A 262)" 
Josef Terwey O L K 1 r~n · ara oege 

Von: Josef Terwey/EB/Mainz 
An: Lara Koegel/Amt61/Mainz@Mainz 

Guten Tag Frau Kögel. 

Das wäre sehr nett. Da danke ich vielmals. 
Beste Grüße 

Mil freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
J. Terwey_ 

Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
Zwerchallee 24 
55120 Mainz 
URL: http:/lwww.eb-mainz.de 
Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Mainz 

Sparkasse Mainz, IBAN: DE29 5505 0120 0000 038877, Swili-Bic. MALADE51MNZ, 
Gläubiger-IQ: DE70ZZZ00000004917 

Lara Koegel 

Von: 
An: 
Datum: 

Guten Tag Herr Terwey, derzeit findet neben der ... 

Lara Koegel/Amt61/Malnz 
Josef Terwey/EB/Mainz@Mainz 
23;03,2022 12:32 

23.03.2022 12:48 

Josef Terwey 
Sachbearbeiter 

Planung• 
Abfallwirtschaft • 

Tel. 0 61 31 / 12 • 22 
12 

Fax. 0 61 31 / 12 • 
38 01 

23.03.2022 12:32:06 

Betreff: WG: Städtebaulicher Vertrag "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Guten Tag Herr Terwey, 

derzeit findet neben der Erarbeitung des städtebaulichen Vertrages zum Bebauungsplan 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" die Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB (Anhörverfahren) statt. Frau Bourguignon hatte mir Ihre 
Stellungnahme dementsprechend weitergeleitet. Soll Ihre Stellungnahme in das Anhörverfahren 
einbezogen werden? 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Lara Kögel 

Eli Landeshauptstadt V Mainz 

Landeshauptstadt Mainz 
61-Stadtplanungsamt 
Lara Kögel 
Sachgebiet Innenstadt 
Altstadt, Neustadt, Oberstadt 



Postfach 38 20 
55028 Mainz 
Zitadelle Bau A, Zi. 20.019 
Tel.: 0 61 31 -12 3719 
Fax.: 0 61 31 -12 2671 
http://www.mainz.de 

-· -Weitergeleitet von Helen Bourguignon/Amt61/Mainz am 23.03.2022 10:04 -

Von: 
An: 
Kopie: 
Datum: 

Josef T erwey/EB/Mainz 
Helen Bourguignon/Amt61/Mainz@Mainz 
Siglinde Frisch/EB/Mainz@Mainz, Stefan Hawig/EB/Mainz@Mainz 
23.03.2022 08:44 

Betreff: WG: Städtebaulicher Vertrag "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Guten Morgen Frau Bourguignon. 

Vielen Dank für die zur Verfügung gestellten Unterlagen. 

Mein Vorgänger Herr Dexheimer hatte nach meinem Kenntnisstand zum Projekt A 262 im Sommer 
2019 eine Stel.lungnahme an Herrn Jürgen Habel geschickt. 
In den nun bereitgestellten Unterlagen kann ich keine Details erkennen, die eine geänderte 
Stellungnahme erfordern. 
Von daher möchte ich hiermit auf die Stellungnahme aus dem Sommer 2019 verweisen und die damit 
einhergehenden Rahmendaten für die zu beachtenden Regularien und Genehmigungsverfahren zur 
Entsorgung durch den Entsorgungsbetrieb. 

Falls sich von Ihrer oder von Seiten der "der Boulevard Lu GmbH + Co. KG" noch Fragen ergeben, 
melden Sie sich gerne. · 

r;=-l'· g 
Stellungnahme Entwicklung-Ludwigsstraße.docx 

Mit freundlichen Grüßen 
im Auftrag 
J. Terwey 

Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz 
Zwerchallee 24 
55120 Mainz 
URL: http://www.eb-mainz.de 
Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Mainz 

Sparkasse Mainz. IBAN: DE29 5505 0120 0000 038877, Swift-Sie. MALADE51MNZ, 
Gläubiger-lD:DE70ZZZ0000000491 i 

-Weitergeleitet von JosefTerwey/EB/Mainz am 23.03.2022 08:41 -

Von: Entsorgungsbetrieb/ES/Mainz 

Josef-Terwey 
Sachbearbeiter 

Planung­
Abfallwirtschaft -

Tel. 0 61 31 / 12 - 22 
12 

Fax. 0 61 31 / 12 -
3801 

An: Siglinde Frisch/EB/Mainz@Mainz, Stefan Hawig/EB/Mainz@Mainz,.Josef 
Terwey/EB/Mainz@Mainz 

Datum: 
Betreff: 
Gesendet von: 

23.03.2022 06:40 
WG: Städtebaulicher Vertrag "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 
Angelika Paumer 

- Weitergeleitet von Angelika Paumer/EB/Mainz am 23.03.2022 06:40 -



Von: 
An: 

Kopie: 

Datum: 
Betreff: 

Helen Bourguignon/Amt61/Mainz 
amt10.vorzimmer@stadt.mainz.de, amt12.vorzimmer@stadt.mainz.de, 
amt20.vorzimmer@stadt.mainz.de, amt37.vorzimmer@stadt.mainz.de, 
amt50.vorzimmer@stadt.mainz.de, Amt60 Vorzimmer/Amt60/Mainz@Mainz, Amt67 
Vorzimmer/Amt67/Mainz@Mainz, amt80.vorzimmer@stadt.mainz.de, 
bauamt-bauaufsicht@stadt.mainz.de, bauamt-denkmalpflege@stadt.mainz.de, 
bauamt-geoinformation@stadt.mainz.de, entsorgungsbetrieb@stadt.mainz.de, 
gruen-urnweltamt@stadt.mainz.de, jugendamt@stadt.mainz.de., Oliver 
Boerdner/Dez1/Mainz@Mainz, pbb-stelle/Amt60/Mainz@Mainz, 
peter.zytur@stadtwerke-mainz.de, schulverwaltungsamt@stadt.mainz.de, 
sportabteilung@stadt.mainz.de, stadtplanungsamt-verkehrswesen@stadt.mainz.de, 
stadtplanungsamt.koordinierungsstelle@stadt.mainz.de, 
wirtschaftsbetrieb.mainz@stadt.mainz.de, wohnraumfoerderung@stadt.malnz.de, Peter 
Henschel/Amt60/Mainz@Mainz, Wirtschaftsbetrieb G-Entwaessenmg/WB1/Mainz@Mainz, 
Bernd Heinemann/WB2/Mainz@Mainz, Hans KnebeVAmtSOIMainz@Mainz, Joachim 
Kelker/Amt67/Mainz@Mainz, Jugendhilfe-und-Sozialplanung/amt50/mainz@Mainz, Andreas 
Schnell/Amt61/Mainz@Mainz, Florina Lacherbauer/Amt61/Mainz@Mainz, Sascha 
Mueller/Amt61/Mainz@Malnz, Ulf Gerth/Amt61/Mainz@Mainz, Manuela 
Metzsch/Amt61/Mainz@Mainz, Klaus Cartus/Amt50/Mainz@Mainz, Sabine 
HaentzscheVAmt61/Mainz@Mainz, Oliver Wemer/Amt61/Mainz@Mainz, Christian 
Kron/Amt61/Mainz@Mainz, Udo Beck/Amt61/Mainz@Mainz, Martina 
Bauer/Amt67/Mainz@Mainz, Christoph Reinhard/Amt67/Mainz@Mainz, Stephan 
Kerbeck/Amt12/Mainz@Mainz, Melanie Wehlisch/Amt12/Mainz@Mainz, Stefanie 
Pflugmann-Mroncz/Amt61/Mainz@Mainz 
Axel Strobach/Amt61/Mainz@Mainz, Christoph Rosenkranz/Amt61/Mainz@Mainz, Thorsten 
Straub/Amt61/Mainz@Mainz, Lara Koegel/Amt61/Mainz@Mainz, Katharina 
Hennig/Amt301Mainz 
22.03.2022 18:05 
Städtebaulicher Vertrag "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für den Bebauungsplan "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" wird parallel ein 
städtebaulicher Vertrag erstellt. Anbei erhalten Sie einen ersten Vertragsentwurf inklusive der bereits 
vorliegenden Anlagen - offene Punkte und Fragestellungen finden Sie im Vertragstext in der 
Kommentarfunktion. 

Aktuell findet die TÖB-Beteiligung nach § 4 (2) BauGB zu diesem Bebauungsplan statt. Wir bitten Sie 
Ihre Korrekturen/Änderungswünsche im Vertragstext im Änderungsmodus elnzupflegen und uns diese 
bis zum 22.04.2022 zuzusenden. Ein mit der lnvestorin abgestimmter Entwurf des städtebaulichen 
Vertrages soll bereits für den Verfahrensschritt der Offenlage vorliegen, da ggf. 
abwägungsrelevante Themen im Vertrag geregelt werden müssen. 

Der städtebauliche Vertrag soll lediglich jene Punkte enthalten, die nicht mittels Festsetzungen im 
Bebauungsplan regelbar aber zur Umsetzung des Planungszieles notwendig sind. 

Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Helen Bourguignon 



E.l.'11 Landeshauptstadt V Mainz 

Landeshauptstadt Mainz 
Stadtplanungsamt 

Stadtplanung 
Helen Bourgulgnon 
Postfach 38 20 
55028 Mainz 
Zitadelle, Bau A 
Tel. 06131 12-3041 
Fax 06131 1 2-26 71 
http: //www.mainz.de 



Entsorgungsbetrieb der Stadt Mainz I Postfach 3820 l 55028 Mainz 

61 - St:9,dtplanungsamt 

Herr J fugen Habe! 

Entwicklung Ludwigsstraße 

Sehr geehrter Herr Habe!, 

Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Mainz • 
Dieter Dexhelmer 
Sachbearbeiter . 
Planung• Abfallwirtschaft· 

55120 Mainz 
Verwaltung I Raum 102 
Zwerchallee ~4 · 

Tel 0 6131 • 122212 
Fax06131·123801 

. dleter.dexheimer@stadt.malnz.de 
www.eb-malnz.de 

Mainz, 23.03.2022 

aus Sicht des Entsorgungsbetriebes möchten wir zu der Erschließung des Bauvorhabens bereits in 
diesem Entwicklungsstadium unsere Bedenken mitt~ilen. In der Plandarstellung zur Andienung des 
Kaufhauses wurden Schleppkurven für 10 Meter LKW's und 16,5 Meter Sattelzüge aufgelegt, jedoch 
keine Schleppkurven für 11,5 Meter lange Dreiachser Müllfahrzeuge. Wir bitten zu beachten das 
Rückwiirtsfahren gemäß GUV (Gesetzliche Unfallversicherung) nicht mehr gestattet ist. Weiterhin ist 
zu berücksichtigen das die Fuststraße, Bischofsplatz, Johannisstraße, Heiliggrabgasse und Eppich­
mauergasse weiterhin von unseren Entsorgungsfahrzeugen anzudienen sind und die Erschließung der 
Grundstücke weiterhin gewährleistet sein muss. 

Voraussichtlich werden hier im Gewerbebereich für Restabfall oder Papier Umleerbehälter von 
2,5 m' oder 5,0 m' oder sogar Abfallpressen zum Einsatz kommen. Gern~ kann unsere Frau Roser 
von der Abfallberatung hier ein Abfallkonzept erstellen. 

Für den Rahmenplan/Bebauungsplan selbst gelten die üblichen Bestimmungen wie RASt 06 Anlage 
von Stadtstraßen und wie immer die Abfallsatzung der Stadt Mainz. 

Die Anlage der Mülltonnenstandplätze wird über die Objektplanung, dem Standplatzgenehmigungs~. 
verfahren geregelt. Da aktuell keine Mülltonnenstandplätze ausgewiesen sind, müssen wir auf die offi-
ziellen Standards verweisen. · 

Bei der Erweiterung des an die Abfallbeseitigung anzuschließenden Gebietes ist für den Entsor-
. gungsbetrieb immer von Bedeutung, dass die Festlegungen betreffs der Vorhaltung von Abfallbehält­
nissen und der Ausgestaltung, sowie der Andienbarkeit der Müllgefäßstandplätze gemäß der §§12 ff 
der Satzung über die Vermeidung, Verwertung und sonstige Entsorgung von Abfiillen in der Stadt 
Mainz (Abfallsatzung) entsprechen. 

Sparkasse Mainz 

- 2 -

IBAN: 0E29 SS05 0120 0000 0388 77 
Swlft•Bic. MALAOESlMNZ · 

Information zur Verwendung Ihrer 
Daten: . 

Straßenbahn-, Buslinien: 50 l 51 l 60 j 61 ! 62 l 63 l 76 j 78/6201 S8 Gläubiger•ID: DE70ZZZ00000004917 
C:\Users\61kola\AppData\Local\Temp\notes27BAlE\Stellungnahme Entwickfüng-Ludwigsstraße.docx · 

www.mainz.äe/dsgvo 
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Demnach sind u.a. die Standplätze an der anfahrbaren Straßenseite nicht mehr als 15 Meter von der 
Straße entfernt einzunchten. Die Anfahrt roit einem Dteiachse.dl'füllfahrzeug muss fahrtechoisch 
möglich sein (Durchfahrtmöglichkeit und Gewichtsbelastung), wobei wir diesbezüglich auf die Richt-

. lioien für die Anlage von Stadtstraßen RASt 06- ( der ehemaligen EAE 85) hinweisen. 

· Einsammlung und Transport von Abfällen unter Berücksichtigung Gesetzlicher Vorgaben. 
Die Nachfolgend genannten Anweisungen bedürfen besonderer Beachtung: 

BG Verkehr Berufsgenossenschaft für Transport und Verkehrswirtschaft 
Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für .die Sammlung von Abfällen . 

. 2.2 Mindestbreiten ohne Begegnungsverkeiu: . 
Fahrbahnen müssen als Anliegerstraße oder -Wege ohne Begegnungsverkehr bei geradem Straßen­
verlauf grundsätzlich eine Breite von mindestens 3,55 m aufweisen. Die Zahl ergibt sich aus der nach· 
StVZO zulässigen Fahrzeugbreite von 2,55 m und einem seitlichen Sicherheitsabstand von je 0,5 m. 

· Dieser Abstand wird sowohl in der Sicherheitstechnik als auch im Verkehrsrecht als Mindestmaß an­
gesehen. 

2.3 Mindestbreiten mit Begegnungsverkehr . 
Fahrbahnen müssen als Anliegerstraße oder -Wege roit Begegnungsverkehr grundsätzlich eine Breite 
·von mindestens 4,75 m aufweisen. 

GUV-V C27 Unfallverhütungsvorschrift Müllbeseitigung 
·Insbesondere§ 16 Müllbehälterstandplätze · 
Müll darf nur abgeholt werden wenn: 

die Zufahrt zu Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, dass ein Rückwä.rtstahren 
nicht erforderlich ist. Neubaugebiete sind so zu planen, dass be.i der Abfal.lsamrolqng nicht 
rückwärts gefahren werden muss. 

Zu§ 16 Nr.1 Bei Sackgassen muss die Möglichkeit bestehen, am Ende der Straße zu wenden. 

Weiter. Ieformatwnen .ZJI den Anforderungen an Mülltonnenstandplätze entnehmen sie dem§ 16 

Privatstraßen 
Sollte es sich bei dem Neubaugebiet um. eine Privatstraße handeln bitten wir um Beachtung nachfol-
gender Bedingungen. · 

Eine beschränkte persönliche Dienstbarkeit nach§ 1090 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist im 
· Grundbuch einzutragen und ein entsprechender Auszug ist uns vorzulegen. 

Winterdienstliche Pflichten sind bei Privatstraßen von deo: Eigentümern durchzuführen. Sollte am 
Abfuhrtag der Streu- und Räumungspflicht nicht nachgekommen worden sein oder l!ine Anfahrt we­
gen parkenden Fahrzeugen unmöglich sein, wird keine Entsorgung erfolgen. Dann kommt nur eine 
kostenpflichtige Nachentsorgung in Betracht, die gesondert zu beauftragen ist. 

Sollte eine Benutzung der Privatstraße nicl:i, möglich und / oder nicht erlaubt werden, müssen alle 
Gefäße aller Häuser an der nächsten anfahrbaren öffentlichen Straße bereitgestellt werden. 

Anmerkungen 

-3-
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Die Müllgefäße müssen frei zugänglich sein, jedoch nicht im öffentlich~n Verkehrsraum stehen. Be-
. züglich einerTiefgarage muss darauf geachtet werden, dass bei einer erforderlichen Überquerung zur 

Erschließung der Gebäude durch Einsatzkräfte, Feuerwehr und Müllabfuhr für Schwerlastverkehr 
eine Traglast von 26,0 Tonnen gewährleistet wird.· 

Sollte eine Durchfahrt des Wohnquartiers nicht möglich seit)., muss für die Müllfahrzeuge eine Wen­
devorrichtung geschaffen werden. Sofern dies aus planerischen Gründen nicht gewünscht ist, sind die 
Mülltonnenstandplätze im Bereich der anfahrbaren Straßenseitigen Grundstücksgrenze.zu errichten. 

Bei Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. . 

Mit freundlichen Grüßen 
ImA;,ftrag 

Dieter Dexheimer 



Stadtverwaltung Mainz I Amt 801 Postfach 38201 55028 Mainz 

61- Stadtplanungsamt 

- Frau Köge! 

Stadtverwaltung Mainz 
61 - Stadtplanungsamt 

Eingang: 0 7. April 2022 
Antw. Dez. 1 z. d. =-- A I Wvl. 1 Abt.: 0 1 
SG: 0 ,.,,. 3· 

213 4 5 6 1.7 
SB: 0 ,., 2 1 3 4 5 6 1 7 

R 

Landeshauptstadt 
Mainz 

Amt für Wirtschaft und Lie!e il'Mi<mlftien 
Joachim Eckert 
Liegenschaften 

Postfach 3820 
55028 Mainz 
Stadthaus Große Bleiche 
Zimmer 5.072 
Große Bleiche 46 / Löwenhofstraße 1 

Tel. 0613112-2958 
Fax 0613112-2363 
joachim.eckert@stadt.mainz.de 
www.mainz.de 

Mainz, 4. April 2022 

Bauleitplanung- Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gern. § 4 Abs. 2 BauGB - Be-~ 
teiligung des Ortsbeirates gern. § 75 GemO sowie landesplanerische Stellungnahme der 
Oberen Landesplanungsbehörde; 
hier: Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des B-Planes 
,,Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" und Bebauungsplanentwurf „Ein­
kaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 
Aktenzeichen: 23 Mz 06 3/93 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in vorbezeichneter Angelegenheit teilen wir mit, dass aus unserer Sicht gegen den Planentwurf keine 
grundsätzlichen Bedenken bestehen. Wir weisen jedoch auf folgendes hin: 

• Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 24.11.2021 dem Austausch der Grundstücksflächen im 
Bereich des geplanten Bauvorhabens zugestimmt. Grundlage dieses Beschlusses war der als 
Anlage beigefügte Lageplan. Im Bereich der Fuststraße können wir hier kleine Differenzen 
zwischen dem Grunderwerbsplan (IJ,L,M) und dem Bebauungsplanentwurf feststellen. 

• Es bestehen verschiedene Rechte für den Eigentümer des Bauprojektes bzw. die Stadt Mainz 
(z.B. Überbaurechte, Sommerkaffee), die im Grundbuch durch Eintragungen von Dienstbar­
keiten gesichert sind. Diese Rechte wären an die neuen Planungen entsprechend anzupassen. 
Dem müsste der jeweilig Berechtigte (Investor bzw. Stadt) noch zustimmen. 

Buslinien 
Bauhofstraße/LBBW, 6 l 2B l 62 l 64 l 65 J 6B l 7B l 93 
Neubrunnenplatz/Römerpassage: 6 l 64 l 6S l 78 

Sparkasse Mainz 
IBAN, DE58 5505 0120 0000 0003 31 
Swift-Sie. MALADE51MNZ 

-/2 

Information zurVe1Wendung 
Ihrer Daten: 
www.malnz.de/dsgvo 
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• Dem Wunsch des Stadtplanungsamtes, Abtl. Straßenbetrieb (61.3) hinsichtlich der Änderung 
des B-Planes im Eingangsbereich des Objektes „Grüner Kakadu" wird von unserer Seite auch 
zugestimmt. Diese Teilfläche (362/12 mit 5 qm) ist bereits von dem Objekt überbaut und 
kann nicht mehr öffentlich genutzt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag: 

chierlin 
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Pi'l z. ct. ifd. A. G A 
□ z. d. Handakten 
O Wvl.: .............. . 

Änderung Nr.45 FNP sowie Bebauungsplan-Entwurf .Einkaufsquartier 
südlich der Ludwigstraße (A262)" 
Geschaeftsstelle Praktische Denkmalpflege (GDl<E) 

i\n lara.koegel@stadt.mainz.de 

Von: "Geschaeftsstelle Praktische Denkmalpflege (GDKE)" 
<Geschaeftsstelle-praktischeDenkmalpftege@gdke.rtp.de> 

·"n: "lara.koegel@stadt.mainz.de" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 

Änderung Nr.45 des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes 
,.Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A262)" 
Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A262)" 
Denkmalpflegerische Stellungnahme 

Sehr geehrte Frau Köge), 

vielen Dank für Ihr Schreiben vom 28.02.2022 sowie die Beteiligung unserer Behörde 
gern. §4 Abs.2 Bau GB. 
Aus Sicht der Direktion Landesdenkmalpflege sind die von uns vertretenen Belange 
betroffen, durch mehrere Kulturdenkmäler unmittelbar im Planbereich oder in dessen 
direkter Umgebung: 
Das Portal und der Pumpbrunnen am Bischofsplatz sowie das Einzeldenkmal 
„Gutenbergplatz 1"; zudem sind die Randbereiche der Denkmalzone „Südöstliches 
Altstadtgebiet" betroffen. Zudem befindet sich die „Weihergartenstraße 13" in direkter 
Nähe zum Planareal. 
Kulturdenkmäler werden als Bestandteil der Denkmalliste geführt und genießen dali.er 
Erhaltungsschutz gern. § 2 Abs. 1 Satz 1 DSchG sowie Umgebungsschutz gern.§ 4 Abs. 1 
Satz 4 DSchG. Der Umgebungsschutz beziehtsich u.a. auf angrenzende Bebauung, 
städtebauliche Zusammenhänge und Sichtachsen. 
Laut§ 9 Abs. 6 Bau GB sind Kulturdenkmäler in den Bebauungsplan zu übernehmen, 
durch entsprechende Kennzeichnung in der Planurkunde sowie nachrichtlich in der 
schriftlichen Begründung. 
Im vorliegenden Fall sehen wir durch die Festlegungen keine Bedenken hinsichtlich der 
Festlegungen in Flächennutzungsplan sowie Bebauungsplan. Denkmalpflegerische 
Belange sind den uns vorliegenden Unterlagen zufolge nicht beeinträchtigt. 
Wir verweisen an dieser Stelle auf den Genehmigungsvorbehalt gern. §13 Abs. 1 Satz 3 
DSchG. 

Diese Stellungnahme betrifft nur die Belange der Direktion Landesdenkmalpflege. Eine 
.Stellungnahme der Direktion Landesarchäologie ist gesondert einzuholen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Dominik Brinkmann 



Geschäftsstelle Praktische Denkmalpflege 
Direktion Landesdenkmalpflege 

GENERALDIREKTION KULTURELLES ERBE 
RHEINLAND-PFALZ 

Schillerstraße 44 
551:16 Mainz 

Tel.: 06131 / 2016-223 
Mail: geschaeftsstelle-praktischedenkmalpflege@gdke.rlp.de 

Abonnieren Sie den aktuellen GDKE-Newsletter, die Anmeldung finden Sie hier: 
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Stellungnahme zur Änderung Nr:'45 des Flächennutzungsplanes vom 
24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanes .Einkaufsquartier südlich 
der Ludwigstraße (A 262)" & Bebauungsplan-Entwurf .Einkaufsquartier 
südlich der Ludwigstraße (A 262)" 
Vlfieclemann, Tim ,.,_,.,. ,1 k I@ tadt . d , ,· . . ara. oege s .mamz. e 11,04.2022 09:59 

./'!11: "Wiedemann, Tim" <Tim.Wiedemann@rheinhessen.ihk24.de> 
.c\ 1: "'lara.koegel@stadt.mainz.de'" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 

Sehr geehrte Frau Kögel, 

anbei übersende ich Ihnen unsere Stellungnahme zur Änderung Nr. 45 des 
Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanes 
„Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)" und des 
Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)". 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Freundliche Grüße 

Tim Wiedemann 
Geschäftsführer 

Industrie- und Handelskammer für Rheinhessen 
Dienstleistungszentrum Worms 
Rathenaustr. 20 j 67547 Worms 

T+49(6241)9117-50 
M +49160 92434755 
tim.wiedemann@rheinhessen.ihk24.de 
rheinh'essen.ihk24.de 

Besuchen Sie unsere Vera·nstaltunqen und stellen Sie sich Ihren wöchenthchen IHK-News!etter nach lhrf3n Interessen 
zusammen. 

Auf folgender Seite finden Sie die Informationspflichten nach der Datenschutzgrundverordnung: 

www.rheinhessen.ihk24.de/dalenschutz Twilter_Zeichenflche1_ 46616a05-f828-4ba6-bfef-6edb19fbc536.png 

lnstagram_Zeichenflche1_b8940a91-9f60-4864-bb1a-dc3bee9b3d89.png 

Linkedln_Zeichenflche 1 _a51f9e39-69dd-49ac-a 1 c7-160589bdde0f .png 



Facebook_Zeichenflche1_a9281912-0e2e-4dec-8919-6b024282166c.png 

TikTok_Zeichenflche1_2131724f-9924-4b7a-8587-ffd8bb90ed6a.png 

~ 
Stellungnahme_Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)_Stadt Mainz.pdf 



~~,~;- Rheinhessen 

lnd11stric• und Handelskammer ffif Rllcinhessen I Rathcnaustra&: 20 j 67547 Worms 

Stadtverwaltung Mainz 
Amt61 
Postfach 3820 
55028 Mainz 

Ihre Zeichen/Nachricht vom 
28.02.2022 

Ihr/Ihre Ansprechpartner/in 
Tim Wiedemann 

E-Mail 
Tim.Wiedemann 

@rheinhessen.ihk24.de 
Tel. 
(06241) 9117 - 50 
Fax 
(06241) 9117 -40 
11. April 2022 
wie 

Bauleitplanung - Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gern.§ 4 Abs. 2 BauGB, Beteiligung des Ortsbeirates 
gern. § 75 GemO sowie landesplanerische Stellungnahme der Oberen Landesplanungsbehörde 
Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich. des Bebauungsplanes ,Einkaufsquartier 
südlich der Ludwigstraße (A 262)' 
Bebauungsplan-Entwurf ,Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)' 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 28. Februar 2022 haben Sie uns gebeten zur Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 
24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanes "Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße {A 262)" sowie zum 
Bebauungsplan-Entwurf ,Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)" Stellung zu nehmen. 

Der Erhalt und die Weiterentwicklung des Einzelhandelsstandortes Mainz sind wichtige Ziele der Stadtentwicklung. 
Die Industrie- und Handelskammer für Rheinhessen beurteilt die vorgestellten Planungen deshalb positiv. Die 
Entwicklung stärkt das Konzept der drei Pole (TRI POL), die als Ankerpunkte in der Mainzer Einkaufsinnenstadt 
gelten. Somit profitieren von der Entwicklung im Bereich südlich der Ludwigsstraße am Ende alle Innenstadtakteure 
durch eine gestiegene Attraktivität der gesamten Innenstadt 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMER 
FÜR RHEINHESSEN 

--
Tim Wiedemann 
Geschäftsführer 

Industrie~ und Handelsbmmer f'Or Rhclnht:sscn 
Dlensttclstungszentrtn O Mainz 

0 Bingen 
0 Worms 

www.rhcinhessen.ihk24.de 

Schillcrplatz 7 55116 Mainz 
MainzerStr.136 55411 Singen 
Rathcnaustraßc 20 67547 Worms 

scrvite@rhtinhessen.ihk24.de 

Tel 06131 262·0 Fax 06131 262·1113 
Tel 06721 9141·0 
Tel 06241 9117"3 

Fax 06721 9141•41 
Fax 06241 9117•40 



Laodesbetrisb Mobilität Worms · Sdiönauer Str. 5 · 67547 Worms 

Stadtverwaltung Mainz 
Amt61 
Postfach 3820 
55028 Mainz 

Ihre Nachricht 
vom 28.08.2022 
61 20 02 FÄ 45 und 
61 26 All 262 

Unser Zeichen: 
(bitte stets angeben) 
Re- II 39a u. IV 46a 

Stadtverwaltung Mainz 
61 • Stadtplanungsamt 

Eingang: 2 1. März 2022 
 

Antw. Dez. 1 Z.d.lfd.A 1 Wvl. 1 

Ansprechp 
Renate Re 
E-Mail: 

Abt.: 
SG: 
SB: 

artner(in): 
nth 

renate,renth 
@lbm~worms.rlp.de 

0 
01:,, 

0 1 1 

,._,,. 
3 

2 3 4 5 617 
2 3 4 5 517 

Durchwahl: 
06241 401-7446 ( 

Fax: 

(0261) 29141-6971 

LANDESBETRIEB 
MOBILITÄT 
WORMS 

R

8 
e

Datum: 
17. März 022 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) 
Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungs­
planes „Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)" und 
Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)" der Stadt 
Mainz 

Hier: Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

bezüglich der Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Be­
bauungsplanes .Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262),.... und des Bebauungsplan­
Entwurfes .Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262)" verweisen wir inhaltlich auf un­
sere Stellungnahme vom 01. Februar 2021, Az.: Re- II 39a u. IV 46a. Darüber hinaus bestehen 
seitens des Landesbetriebs Mobilität Worms keine weiteren Bedenken gegen das Vorhaben. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Besucher: 
Schönauer Str. 5 
67547Worms 

Fon: (06241) 401-5 
Fax: (06241) 401-7990 

Web: lbm.rlp.de 

Im Auftrag 

r-----,R~~•-····-·---·--
1 /\r(,i:;~ ljQ_ z:1 I!htt Ja} 

l 11 :1TI6i~.L ---~~J;,gJ_ ... 1-] 
Bankverbindung: Geschäftsführer: 11"' 1111,,.;nl~ovlhfuh 
Rheinland-Ffalz Bank Olpl.-lng. Arno Trauden ·: ,._ul\,,.UwuOJJ:-'.ua.u.. 
(LBBW) Stellvertreter: 
IBAN: Franz-Josef Theis 
OE23600501017401507624 
BIC: SOLÄOEST600 



Landwirtschaftskammer 
Rheinland-Pfalz 

Lafldwlrts;chaftskammer ßhelp!apg-Pta!z- Qtto-Llfientha!§tra11e 4 • s5232 Afzey 

Stadtverwaltung Mainz 
Frau Köge! 
Postfach 38 20 
55028 Mainz 

Stadtverwaltung Mainz 
61 - Stadtplanungsamt 

Eingang: 1 1. April 2022 

Antw. Dez. 1 l:. d .. lfd. A 1 Wvl. 1 
Abt.: 0 1 2 3 

SG: O 1 1 2 1 3 4 1 5 6 1 7 

SB: 0 1 1 2 1 3 4 1 5 6 1 7 

R 
4 

8 1 9 
8 1 9 

;10 

Dienststelle Alzey 

Hausanschrift: 
Haus der Landwirtschaft 
Otto-Lilienthal-Straße 4 
55232 Alzey 

Telefon: 06731 / 9510-50 
Telefax: 06731 / 9510-51 O 

E-Mail: info@lwk-rtp.de 
Internet: www.lwk-rlp.de 

Aktenzeichen (Im Sehrlftverk41hr .stets angeben) Auskunft erteilt / Durchwahl E-Mail Datum 

Ri/Wi 14-04.01/14-04.03 Herr Riede Christian.riede@lwk-rlp.de 8. April 2022 
0671 793-584 

Bauleitplanung - Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB, 
Beteiligung des Ortsbeitrages gemäß § 75 GemO sowie landesplanerische Stellung­
nahme der Oberen Landesplanungsbehörde 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungs­
planes „Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A262)" 
Aktenzeichen: 61 20 02 FÄ 45 

Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262) 
Aktenzeichen: 61 26 Alt 262 

Ihr Schreiben vom 28.02.2022 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
. .. . .. 

bezüglich der o.g. Änderungen im Flächennutzungsplan und dem Bebauungsplan-Entwurf 
möchten wir auf unsere Stellungnahme vom 04.02.2021 mit den Aktenzeichen 14-04.01 und 
14-04.03 verweisen. 

Zum aktuellen Verfahrensstand sehen wir keine Bedenken bezüglich landwirtschaftlicher Be­
lange. 

Mit freundlichen Grüßeri 

Bankverbindung: Volksbank Rhein-Nahe-Hunsrück eG, IBAN: DE95 5609 0000 0002 0166 63; BIC: GENODE51KRE 
Postglrokonto Ludwigshafen, !BAN: OE04 5451 OOF.7 on~, M,u,; 7a. 1:>,,.. . .,,.,.,,,.,.. ... ,.,., 



Landwirtschaftskammer 
Rheinland-Pfalz 

Landwirtschaftskammer BhWn1and•Pfa1:t· Qtto-Uliantha1..Straß§ 4 • 55232 Alzey 

Stadtverwaltung Ma nz 
Amt61 

Stadtverwaltung Mainz 
61 - Stadtplanungsamt 

Postfach 3820 
55028 Mainz Eingang: 1 0. Feb. 2021 
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Aktenzel(lhen (Im Schriftverkehr stots angeben) E.M.. '
/ 

Auskunft nrteilt I Durchwahl 
Frau Mann 537 Maraike.manrl@lwk-rtp.de Ma 14-04.01 

Ma 14--04.03 

, /) AO 

Dienststelle Alzey 

Hausanschrift: 
Haus der Landwirtschaft 
Otto-Lilienthal-Straße 4 
55232Alzey 

Telefon: 0673119510-50 
Telefax: 06731 / 9510-510 

E-Mail: info@lwk-rlp.de 
Internet: www.lwk-rlp.de 

Datum 
8. Februar 2021 

Bauleitplanung - frühzeitige Unterrichtung der Behörden gern. § 4 Abs. 1 BauGB; Um­
fang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Be­
bauungsplanes „Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße {A 262)" 

Bebauungsplanentwurf „Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A 262) 

Ihr Schreiben vom 19.01.21 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Ihr Zeichen: 61 20 02 FÄ 45 
61 26 Alt 262 

unter Vorbehalt des noch ausstehenden Umweltberichts bestehen gegen die o.g. Änderung des 
Flächennutzungsplanes sowie den o.g. Bebauungsplanentwurf keine grundsätzlichen Bedenken. 

Sollten im Zuge des Verfahrens externe naturschutzfachliche Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
. erforderlich werden, bitten wir darauf zu achten, dass keine landwirtschaftlichen Nutzflächen be­
ansprucht werden. Die Landwirtschaftskammer weist in diesem Zusammenhang auf den § 1 a (3) 
Satz 5 BauGB i.V.m. § 15 (3) BNatSchG hin, da bei der Inanspruchnahme von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen auf die agrarstrukturellen Belange be­
sondere Rücksicht zu nehmen ist. Es ist vorrangig zu prüfen, ob der Ausgleich oder Ersatz durch 
Maßnahmen zur Entsiegelung oder durch Bewirtschaftungs- oder Pflegemaßnahmen, die der 
dauerhaften Aufwertung des Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes dienen, erbracht wer­
den kann, um möglichst zu vermeiden, das landwirtschaftliche Flächen aus der Nutzung genom­
men werden. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

---... 
"'1Vlaraik,!l--Mann 

Bankverbindung: Volksbank Rheln-Nahe--Hunsriick eG, lBAN: DE95 5609 0000 0002 0166 63; BIC: GENOOE5'1KRE 
Postgirokonto Ludwigshalen, IBAN: DE04 5451 0067 0032 604-6 79; BIC: PBNKOEFF 
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Bauleitplanung Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße A 262 
Koordinierung _SWN An lara.koegel@stadt.mainz.de 12.04.2022 19:43 

~<,oph·) "Bruno Fritsche" 

Von "Koordinierung_SWN" <Koordinierung@mainzer-netze.de> 
1\,1: "lara.koegel@stadt.mainz.de" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 

Kopie: "Bruno Fritsche" <ßruno.Fritsche@mainzer~netze.de> 

Bauleitplanung- Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gern.§ 4 Abs. 2 
BauGB 
• Änderung Nr.45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.200 im Bereich des 
Bebauungsplanes "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A262) 
Aktenzeichen: 61 20 02 FÄ 45 

• Bebauungsplan-Entwurf „Einkaufquartier südlich der Ludwigsstraße (A262) 
Aktenzeichen: 61 26 Alt 262 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrte Frau Köge!, 

Bezug nehmend auf Ihr Schreiben vom 28.02.2022 teilen wir Ihnen mit, dass unsere 
Stellungnahme vom 18.02.2021 (siehe Anlage) weiterhin. Bestand hat und zu 
berücksichtigen ist. 

Bereich Weißliliengasse: 
. Im Bereich der geplanten Baumpflanzungen wird der obere Teil der Gas-ND-Leitung 
in der Weißliliengasse bis zur Kreuzung Ludwigstraße stillgelegt. Der 
Kreuzungsbereich Ludwigsstaße/ Große Langgasse muss in diesem 
Zusammenhang umgebaut werden. Die vorh. Gasleitung bleibt von der 
Eppichmauergasse bis zum Netzanschluss in der Weißliliengasse 31 bestehen. 

Stromversorgung: 
Im Gebiet des Bebauungsplanes liegen zwei Netzstationen. Eine davon hat einen 
kundeneigenen Anteil, der der Versorgung des ehemaligen Karstadt diente. Im neu 
geplanten Gebäudekomplex sind weiterhin zwei Stationen für die Umspannung von 
Mittel- auf Niederspannung erforderlich und zwar einmal im Gebäude östlich der 
Fuststraße und einmal im Gebäudekomplex zwischen Fuststraße und 
Weißliliengasse an der Weißliliengasse. Diese Stationen dienen der Versorgung des 
Gebäudes, ggf. auch in Form von kundeneigenen Transformatoren, und der 
Versorgung der umliegenden Bebauung und Absicherung der benachbarten 
Stationen. 

Telekommunikation: 
Für den geplanten Gesamtkomplex sollte einen Glasfaseranschluss bzw. die 
Vorrichtung in Form eines· Leerrohranschlusses erhalten . 
Der Anbindpunkt kann vom Bauherrn bestimmt werden. 

Mit freundlichen Grüßen 



Im Auftrag 
Peter Zytur 

Mainzer Netze GmbH 
Technische Planung / Engineering 
TFM 11 - Tiefbau / Koordinierung 

Rheinallee 41 
55118 Mainz 

Tel: +49 (6131) 12-6714 
Email: koordinierung@mainzer-netze.de 

Mainzer Netze GmbH 
Sitz der Gesellschaft: Mainz 
Registergericht: Amtsgericht Mainz, HRB 41319 
Geschäftsführung: Dipl.-Ing. Michael Worch, Dipl.-Ing. Mithun Basu MBA 

http://www.mainzer-netze.de 

Diese Mail und deren Anhänge enthalten vertrauliche und / oder rechtlich 
geschützte 
Informationen. Wenn sie nicht der richtige Adressat sind oder diese Mail irrtümlich 
erhalten haben, 
informieren siebitte sofort den Absender und vernichten sie diese E-Mail. Jegliche 
Art der 
Verwendung, Vervielfältigung oderWeitergabe ist nicht gestattet. 

""! "'""" ~ · llii IETZE 
image001.png 2021 _02_ 18_MainzerNetze_zu_BPlan_A262_fruehzeltig_FormblattJueckantwort.pdf 

~ 
MalnzerNetze_Leltungsbestand_MzA_Ludwlgstrasse_ Vennerk_M250_A3.pdf 

~ 
MainzerNetze_Kabelbestand_MzA_Welssliliengasse_betroffener_Bereich.pdf 

~ 
MainzerNetze_Kabelbestand_MzA_Fuststrasse_betroffener_Bereich.pdf 



Stadt Mainz: Frühzeitige Unterrichtung der Behörden 

Mit der frühzeitigen Beteiligung gern. § .4 Abs. 1 BauGB wir<l Ihnen zu dem betreffenden Planverfahren Gelegen­
heit zur Stellungnahme im Rahmen lhrer Belange gegeben. Zunächst sollte die Stellungnahme die Information zu 
vorliegenden Grundlagendaten, v:on Ihnen beabsichtigten Planungen im konkreten Bereich und insbesondere Hin­
weise auf Umfang und Detaillierungsgrad der erforderlichen Umweltprüfung enthalten. 

Die Beteiligung der Behörden als Anhörverfahren gemäß§ 4 Abs. 2 BauGB findet separat im weiteren Verlauf des 
Verfahrens statt. 
Bitte verzichten Sie - insbesondere bei dieser frühzeitigen Beteiligung der Behörden - auf Textbausteine mit allge­
meinen Hinweisen ohne Bezug zur vorliegenden Planung oder zu der erforderlichen Umweltprüfung. Ihre Stellung­
nahme kann selbstverständlich auch .QWll= dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orientieren Sie sich 
auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Köge! 
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 • 12 3719 
Zitadelle Bau A Fax: 06131 • 12 26 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara.koegel@stadt.mainz.de 
55028 Mainz Aktz.: 6i 26 Alt 262 + 61 20 02 .FÄ 45 

Verfahren / Planung/ Projekt: 

Änderung Nr. 45 des·Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
'Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)' 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)' 

Frist: Eingang: 
spätestens bis 12.02.2021 

Erörteruligstermln: 
.I. 

Stellungnahme der Behörde oder des sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belaoge (mit Anschrift und Tel. / Fax / E-Mail) 

Mainzer Netze GmbH 
Technische Planung-TFM 11-Koordinierung 
Rheinallee 41, 5511B Mainz 
Tel.: 06131/ 12 • 6714 

□ 

~ 

Keine Stellungnahme erforderlich 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können mit 
Angabe des Sachstands: 

Versorgungsleitungen: . • 
Die Anlagen der Gas- und Wasserversorgung sind zu beachten und zu sichern. Eine Uberbauung ist 
unzulässig. Die erforderlich'en Mindestabstände dürfen nicht unterschritten werden. Bei Pflanzungen im 
Umfeld der Anlagen der Wasserversorgung sind die Regelungen der GW 125 zu beachten und 
einzuhalten. 
Durch Erweiterung der Bauflächen müssen stellenweise Kabelanlagen im Bereich Weißliliengasse 
und Fuststraße umgelegt werden. 



Stromversorgung: 
Im Gebiet des B-Plans liegen zwei Trafonetzstationen. Eine davon hat einen kundeneigenen Anteil, der 
der Versorgung des ehemaligen Karstadt diente. Im neu geplanten Gebäudekomplex sind weiterhin zwei 
Trafostationen für die Umspannung von Mtttel- auf Niederspannung erforderlich. Diese Stationen dienen 
der Versorgung des Gebäudes, ggf. auch in Form von kundeneigenen Transformatoren, und der 
Versorgung der umliegenden Bebauung und Absicherung der benachbarten Stationen. Die Stationen 
sollten wie in der Vergangenheit auf der West- und Ostseite positioniert sein. Eine Auslegung der 
Stationen kann erst im Lauf der Planungen erfolgen, wenn die Leistungsbedarfe bekannt sind. Die 
Stationen sind vorzugsweise ebenerdig an den straßenseitigen Grundstücksflächen vorzusehen. Eine 
einfache Zugänglichkeit muss gegeben sein. Ausreichende Transportwege für die Installation und 
Austausch der elektrischen Betriebsmittel sind dauerhaft zu gewährleisten. 

Beleuchtung: 
Frage: Werden die bisher unbeleuchteten Plätze vor der Deutschen Bank und vor dem bisherigen Eingang 
Karstadt in Zukunft beleuchtet? 
Derzeit gibt es Leuchten im Durchgang Fuststraße - Gutenbergplatz und in den Arkaden vor dem 
Parkhaus in der Weißliliengasse. Werden sollen diese Anlagen auch in Zukunft bleiben? 
Aus dem Bebauungsplan ist das nicht ersichtlich. 

Begründung der Notwendigkeit der vertiefenden Untersuchung und insbesondere der 
Rechtsgrundlagen: 

Mainz, den 18.02.2021 Mainzer Netze GmbH i. A. Peter Zytur 
................ ----..................................................................................................................................................................... .. 
Ort, Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung 

tand: 28.11.l0U 



• 



udwigsstraße® 

• 
w, 

• 

... 
8 12 

7 





d 
\!d, /\. 6 A 1G A. lt .'.2.;j_ ,.. 

~ z_. . 
0 z. d. Handakten 
0 Wv\.: .............. .. 

2898_rueckantwort MVG mit Anla e_A262.pdf 

Lara. Koegel 

"Kron, Christian" 

"Johannes Köck" <johannes.koeck@mainzer-mobilitaet.de> 

"Lara.Koegel@stadt.mainz.de" <Lara.Koegel@stadt.mainz.de> 

Guten Tag Frau Kögel, 

anbei die Stellungnahme der MVG als TÖB zur 45. Änderung des FNP und des 
B-Planentwurfes A 262. 

A2 
31.03.202213:03 

Ich bitte Sie um kurze Rückmeldung, ob der Versand per Mail ausreichend ist; oder ich die 
Unterlagen auch per Post versenden soll. 

Vorab besten Dank! 

Johannes Köck 

Abteilungsleiter MAP 
MAP - Mobilitätsangebot & Produkte 

-----------------------------------------·'----------
Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH 

. Mozartstraße 8, 55118 Mainz 

Tel. +49 6131 12-6257 

johannes.koeck@mainzer-mobilitaet.de 
www.mainzer-mobilitaet.de 

Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH 
Vorsitzende des Aufsichtsrates: Janina Steinkrüger 
Geschäftsführung: Dipl.-Ing. Jochen Erlhof und Berit Schmitz 
Sitz der Gesellschaft: Mainz - Registergericht: Amtsgericht Mainz HRB 7351 

R:1 
2898_rueckantwort MVG mit Anlage_A262.pdf 



\[it J1.:r Beteiligung wird rhm,1 als Trilgcr üfft'nrlichcr Bd:tngc gcmü.B § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Std, 
lungnahmc im Rahmen der Sie beucffcndcn lbcmcn zu einem konkreten Pl:iovcrfahrcn gegeben. Zweck der Std· 
lungn:lhmc ist es, der Stadt .i\Jainz • und hier tkru federführenden Srndrplanungsamt - dit· notwendigen Informlltio• 
ncn für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu ,·erschaffen. \'cr-.1.ichrcn Sie bitte auf die Vcnvcodung 
von Tt'.Xthausrcincn mir a.llgc.mcinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. lhre Stellungnahme ist zu be­
gründen, die Rcchrsgrundlap,cn :.ind anzugehen. Die Abwägung obliegt dem Srndrmt der Stadt ~f:tinz. 

Cbcr ()rr und Zcitpunkr der ( )ffcnlage gcmfül § 3 .-\bs. 2 lhuGB wird fhnen zum gegebenen Zchpunk1 eine Be­
nachrichtigung zugehen. 

\X'ir weisen ~ic Jarnuf hin, J.1ss die Behörden nach § -4 .\bs. 3 Bat!GB vcrpfhchrct sind die Gemeinden nach :\h­
~chlus!\ des Baulcirplam·erfahrcns über ihnen vorliegende Erkenntnisse zu untcrrichrC'o, nach denen die· Durchföh, 
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere um·orhcrgcschcm.• nachteilige :\mwirkungcn auf die Umwelt hat. 

fhrc Stellungnahme kann st•lhstvcn.1ändlich auch ~ dieses Formular auf Ihrem Bricfp:tpicr erfolgen. Bitte orien­
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliedcru11g des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Köge! 
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 • 12 3719 
Zitadelle Bau A Fax: 06131 · 12 26 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara.koegel@stadt.mainz.de 
55028 Mainz Aktz.: 6126Alt262 +612002 FÄ45 

Verfahren / Planung/ Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" I 
Frist: Eingang: 

5,(1 { o > /U spätestens bis 11.04.2022 

Erörterungstermin: 
.1. 

Stellungnahme der Behörde oder des sonstigen Trägers öffentlicher Belange 

.... " " . 
Name/ Stelle des I ragcrs offcnthdu~r Uclangc (mu .-\nschnft und lcl./ht."</E-M:ul) 

Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH 
Mozartstraße 8 
55118 Mainz 
06131-126257. johannes.koeck@mainzer-mobilitaet.de 

D Keine SteUungnahme erforderlich 

flJ Beabsichtigte eigene Planungen und ~faßnahmen, die den o. g. Plan berühren können mir 

:\ngabe des Sachstands: 

. 

I 

Der Mainzer Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 03.06.2020 den Beschluss zur Weiterentwicklung • 
Planung und Realisierung • des Mainzer Straßenbahnnetzes gefasst. Hiervon werden die Planungen 
des A 262 berührt. Eine Darstellung erfolgt in beigefügter Anlage. zum Rückmeldeformular. 

' 



□ Einwendungen mir rcchrlichcr Verbindlichkeit aufgrund fachgcsct1.lichc~ Regelungen, die im 
Regelfall in·dcr :\1,wägung nicht ühcn.vundcn werden können 

Einwendungen: 

RcchtsgrundL'lgcn: 

Möglichkeiten der Überwindung (i. ß. Ausnahmen oder Befreiungen): 

□ 

□ 

□ 

Sonstige fachliche .Anregungen und Informationen aus der eigenen Zuständigkeit_, 
gcglit..-dert nach Sachkomplexen. jeweils mit Begründung und ggf. Rcchrsgrundlagc: 

Angabe der Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen. unrcrrcilr nach umlagc~ 
fähigen und nicht umlagefiihigcn Kosten (nur von städtischen Pachämtcm auszufül1cn!) 

Antrag auf Fristvcdängetung aus wichtigem Grund, mit ßcbrriindung und ggf. Nachweisen: 

Stand: 28.11.2014 



Anlage 

zu folgendem Verfahren 

Stadtverwaltung Mainz 
Stadtplanungsamt 
Zitadelle Bau A 
Postfach 38 20 

Bearbeiter: Fr. Köge! 
Tel.: 06131 · 12 3719 
Fax: 06131 • 12 26 71 
E-Mail: lara.koegel@stadt.mainz.de 

55028 Mainz Aktz.: 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 ------------==---=-=-~ 
Verfahren /Planung/ Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der ludwigsstraße (A 262)" 

Stellungnahme der Mainzer Verkehrsgesellschaft mbH 

Der Mainzer Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 03.06.2020 folgenden Beschluss gefasst. 

.Die Verwaltung wird nach dem großen Erfolg der ,Mainzelbahn" beauftragt, gemeinsam mit 
den Mainzer Stadtwerken und der Mainzer Verkehrsgesellschaft das Straßenbahnnetz in 
Mainz weiterzuentwickeln. Dabei sollen folgende Strecken geplant und realisiert werden. 
Begleitend zu den Planungen der konkreten Straßenbahnprojekte erfolgt jeweils eine 
umfassende Bürgerbeteiligung.[ ... ) Ein der Maßnahmen ist der Innenstadtring mit 
Neustadterschließung: Damit erfolgt ein Attraktivitätszuwachs des gesamten 

. Straßenbahnnetzes in Mainz durch eine heute fehlende zentrale Erschließung der Innenstadt 
(u.a. Höfchen) und eine attraktive Erschließung des einwohnerstärksten Stadtteiles 
Neustadt." 

Im Stadtratsbeschluss ist explizit die Erschließung des Höfchens erwähnt. Dies folgerichtig 
vor dem Hintergrund die zentrale und nachfragestärkste lnnenstadthaltesteUe an das 
leistungsfähige und attraktive Straßenbahnsystem anzuschließen. Aufgrund der 
städtebaulichen und verkehrlichen Rahmenbedingungen ist dies nur mit einer Trassierung 
über die Ludwigstraße möglich. Der Realisierungszeitraum für den Straßenbahnausbau ist 
bis 2030 geplant, sodass diese Planung in direktem Zusammenhang mit. 
Progn·osezeiträumen für den Bebauungsplanentwurf ,Einkaufsquartier südlich der 
Ludwigstraße (A 262)" steht. 

Im weiterem Bebauungsplanverfahren sind daher die Unterlagen und Gutachten auf diese 
Rahmenbedingung abzustellen. Im Besonderen wird hier auf die Relevanz für Verkehrs- und 
Immissionsschutzgutachten hingewiesen. 

Je nach Realisierungszeiträumen (!er Maßnahmen kann es zu Überschneidungen in der 
Bauausführung kommen, sodass möglicherweise Wechselwirkungen zwischen den 
Baustellenabläufen, Zufahrten, etc. entstehen können. 



Aktz.: 

Punkt 14 

.Punkt 14.3 

AUSZUG 

aus der Niederschrift über die Sitzung·. 
des Ortsbeirates Mainz-Altstadt am 23.03.2022 

Bau- und Grundstücksangelegenheiten 

Stellungnahme Behördenbeteiligung A 262 ._· 

AJ 

Der Vorsitzende legt dem Ortsbeirat eine Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung Träger 
qffentticher Belange zum A262 zur Abstimmung vor. . · 

Herr Behringer erklärt, dass die SPD dieser- Stellungnahme nicht zustimmen k~nn, da zu viele. 
Punkte-nicht mitgetragen werden könne.n. 

Die Stellungnahme wird bei vier Enthaltungen einstimmig beschlossen •. 

· .. 60 - Bauamt Mainz Stadtverwaltung Mainz 
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. • Stellungnahme 
Im Rahmen der Beteiligung des Ortsbeirats als Träger öffentlicher Belange 

gemäß §4 Abs. 2 BauGB I.V.m. §75 GemO zum 

Bebauungsplanentwurf A 262 · 

Ortsbeiratssitzung vom 23. März 2022 

Der Ortsbeirat weist auf seinen Beschluss 0092/202-1 zu einem früheren Entwurf des 
Bebauung!;plans hin. Hierin hatte der Ortsbeirat gefordert, 'die Verkehrsfläche besonderer . 
Zweckbestimmung (Fußgängerzone) in seinem bisherigen Umfang zu erhalten, und nicht, wie in 
der Vorlage vorgesehen, um 312 qm zu verkleinern. Dieser Empfehlung ist die Verwaltung bislang 
noch nicht gefolgt. Angesichts der hohen baulichen Dichte wird erneut vor einer Verkleinerung des 
Freiraums in diesem Areal gi,warnt. Durch eine Verkleinerung .der beb.aubaren Fläche auf den 
Status Quo (ggf, durch Grenzverschiebungen verlagert) wäre der Erhalt des unbebauten 
Freiraums möglich. · . 
Nun ist in den Unterlagen ein schalltechnisches. Gutachten enthalten. Daraus geht hervor, dass 
aus· der Fußgängerzone recht viel Verkehrslärm zu erwarten ist: • Wegen der hohen · 

.~ Verkehrsbelastungen sind die Fassaden entlang der Weißlilieingasse und der Ludwigsstraße nicht 
für die Anordnung von Wohn- und Schlafräumen geeignet. Aufgr.und der berechneten . · 

. üoerschreitungen [ ... ] sind. für schutzbedürftige Aufenthaltsräumen (z.B. Wohn- und Schlafräume, 
Büros, Praxis und Schulungsräume) an den Fassaden entlang der. Weißlilierigasse und der 
Ludwigsstraße Lärmschutzmaßnahmen erforderlich." (S. 26) 

Durch die geplante Bebauung erhöhen sich die Verkehrslärmwerte entlang dieser beiden 
Fassaden um 0,8 dB{A)' nachts aufgrund von zusätzlichem Verkehr. Dies ist laut Gutachten .als 
nicht wesentlich im Sinne der 16. BlmSchV zu·beurteilen. Gemäß Punkt 7.3 der TA Lärm sind 
Maßnahmen organisatorischer Art zur Verminderung der Verkehrslärmeinwirkungen nicht 
erforderlich." (S, 29) 

Gerade im Hinblick auf dia Ludwigsstraße hat. der Ortsbeirat öfters seine Sorge zum Ausdru~k 
gebracht, da$!; der Status Quo an Nutzungen (was·. die Grundlage für das schalltechnische 
Gutachten bildet) eine höhere Verkehrsbelastung aufweist, als für eirie Fußgängerzone 
wünschenswert oder zulässig ist (siehe z.B. Vorlage 0921/2021). Die Verwaltung hat in ihrEln 
Antworten darauf stets bestätigt, dass keine baulichen Maßnahmen für diese Verkehrsflächen 
geplant sind., die zu einer Entlastung vom Lärm führen würden, Dass jetzt aber eine Maßnahme 
geplant ist, die zu einer :tun ahme des Verkehrslärms führen wird, hält .der Ortsbeirat für äußerst 
bedenklich! Maßnahmen zur Verminderung der Verkehrslärmeinwirkungen mögen dabei gemäß • 

_,.....__ der TA Lärm nicht erforderlich sein; Maßnahmen zur Verminderung des motorisierten Verkehrs 
in der Fußgängerzone sind jedoch im Sinne derAufenthaltsqualität in diesem Freiraum dringend 
anzuraten. Im Planeritwurf sind jedo.ch keine zu erkennen-im Gegenteil ist mit-einer Zunahme zu. 
rechnen. · · · 

Der zweite Punkt von Beschluss 0092/2021 betraf die Stärkung des Woh~stancforts. Innenstadt. 
Dieses Ziel, das im Integrierten Entwicklungskonzept Innenstadt (S. 54) enthalten ist, wurde mit 
Stadtratsbeschluss 0497/2021/1. bestätigt, und als .Schwerpunkt" für die Vorlage weiterer 
Vorschläge bei der Weiterentwicklung des IEK. Zu tjen .unterschiedlichen Ansprücheri an. 
lebenswerte Quartiere'. zählte das IEK .unter anderem [<;lie Frage,] ,wie Umweltbelastungen au.s 
(Lärm-)Emissionen reduziert werden können." Anstatt den Vorschlag einer quantitativen 
Vergrößerung des Wohnraumangebots aufzugreifen, und die Wohnnutzung im Sinne des 
Ortsbeirats bereits ab dem 1. Obergeschoss zuzulassen, akzeptiert die Verwaltung den . 
lärmbelasteten .Status Quo und duldet sogar eine Zunahme des nächtlichen Verkehrslärms durch 
eine geplante Bebauung_, in der die Wohnnutzung in·weiten Bereichen ausgeschlossen wird. Der 
Ortsbeirat erwartet, dass die Verwaltung an dieser Stelle planerische Maßnahmen ergreift, die 
den Wohnstandort'lnnenstadt stärkt. · · 

Den Unterlagen beigefügt Ist auch eine Mikroklimasimulation. Eine. wesentliche Erkenntnis dieser 
Modellierung ist auf Seite 13 enthalten: .Insbesondere der Baumbestand in der Ludwigs~traße 
macht sich lokal in reduzierten Lufttemperaturen deutlich bemerkbar." Im ersten Entwurf des 



Bebauungsplans vom Januar 2021 war vorgesehen, die Baulinie des Pavmoris Gutenbergplatz 2 
nach Süden zu verschieben, um die zweite Baumreihe hier vervollständigen zu "können. Leider 
ist in der Überarbeitung des Planentwurfs diese Maßnahme entfallen. Somit entfällt eine mögliche 
klimatische Verbesserung. Bei der Beschlussfassung zu Vorlage 0092/2021 kam im Ortsbeirat der 
Vorschlag auf, a_uf die damals noch vorgesehene Verschiebung der Baulinie zu verzichten. Diesen 
Vorschlag hat der Ortsbeirat mit 5 Ja-Stimmen und 7 Nein-Stimmen abgelehnt. Dennoch wird er 
von der Verwaltung bei der Überarbeitung des Plans berücksichtigt, während die einstimmig 
befürworteten Vorschläg_e des Ortsbeirats keine Berücksichtigung. finden . 

. 
Im Bauausschuss hatte am 28. Januar2021 ein beratendes Mitglied des Ortsbeirats gefordert, 
„den Geltungsbereich des Bebauungsplans auf den bereits angesprochenen Parkplatz zu 
erweitern. Die Sicherung der Umwandlung des Parkplatzes soll durch Baurecht zeitgleich mit der 
Schaffung baürechtlicher Fakten in der Ludwigsstraße geschehen." Nun· hatder jüngste Entwurf 

. des Bebauungsplans eine Änderung-im Geitungsbereich erfahren, allerdings nicht an der Stelle, 
. die im Bauausschuss gefordert wa"r, sondern an· anderer Stelle, nämlich Gutenberg platz 1-5; als 
festgesetztes Kerngebiet MK8. Anstatt der gewünschten Festsetzung einer Grün- und Freifläche 

· wird ein zusätzliches Kerngebiet festgesetzt. Der Ortsbeirafregt an, einen gr_ößeren planerischen 
Schwerpunkt auf die Freiflächen z.u .legen. · .· · · : · · . 

Zielsetzung des neu hinzu gekommenen Kerngebiets MK8 ist die ,Sicherung es städtebaulichen 
. Erscheinungsbildes entlang der Ludwigsstraße und hier insbesondere der TorsituaUon•. Dies 
geschieht mit der Festsetzung zwingender Oberkanten und der Form eines Flachdachs. In ·seinem 

. Beschluss 0092/2021 wolite der .Ortsbeirat ebenfalls das städtebauliche Erscheinungsbild und die 
symmetrische Torsituation absichern, hatte jedoch eine andere Form dieser Torsituation als 
Vorbild im Sinne. · · 

Die Torsituation ist oft in der Diskussion gewesen, so wie z.B. in einem Artikel in der FAZ vom 12. 
September 2017 (.Platz nach napöleonischern Vorbild"), begleitet von einer Visualisierung des 
Rheinischen Vereins für Denkmalpflege und Landschaftsschutz, die auch in anderen lokalen· 
Medien wiederholt erschienen ist, und fürdie'öffentliche Diskussion eine gewisse PrägungSkraft 
entfaltet hat. In dieser Visualisierung ist erkennbar eine Torsituation ablesbar .. Die heutige . 

· Traufhölie von. Gutenbergplatz 1 ist gut erkennbar, sowie ein· weiteres, gedrungenes Geschoss in 
geringerer Geschosshöhe (neueTraufhöhe geschätzt 15,00 m, oder etwa 104,40 über NN), und 
rpit Schrägdach (Firsthöhe schätzungsweise 106 m .über NN). Während Gutenbergplatz 2, 
ebenfalls mit Schrägdach, symmetrisch in seiner Höhenentwicklung ausgebildet wird, geht die 
Geschosshöh_e nach drei Fensterachsen zur Ecke des Platze·s wieder auf eine geringere Höhe 
(etwa 12,50 über dem Boden, oder etwa 101,90 üb.er NN) zurück. 

_Der vorliegende· Planentwurf sieht Traufhöhe und Firsthöhe als identisch an, wodurch ein ganz 
. .-... . anderer Eindruck entsteht als in dem prägenden Bild mit Schrägdächern,.Auch l;>eim Wettbewerb 

in den 1990er Jahren war die Vorgabe einer Ablesbarkeitder gegenwärtigen Traufhöhe von 
Gutenbergplatz 1 {etwa 101,90 über NN) konseilsbildend. Nun soll, rnitAlisnahme einer Fläche 
zur Fuststraße hin (Südlich aber nicht nördlich der Ludwigstraße, also auch an dieser Ecke 
unsymmetrisch!) mit 102,50 (die zusätzlichen 60 cm ergeben sich durch die Verschiebung.der 
Referenzstelle vom. Gutenberg platz zur Weißlilieng_asse und die ansteigende Topographie mit 
zunehmender Entfernung vorn Rhein), 'ansonsten flächendeckend.eine Höhe von 106,00 m über 
NN vorgeschrieben werden. Eine Abstufung der Höhe .ist," anders als In der-Visualisierung des 
Rheinischen Vereins, nicht-melir parallel·zur Ludwigsstraße vorgesehen. Da derzeit nicht 
absehbar ist, wann es zu einer Bautätigkeit an den beiden .Flügeln'; des Portals kommen soll, ist 
auch die Gefahr gegeben, dass die Aufstockung nur einseitig geschieht, und eine Asymmetrie auf 
Jahre, hinaus gefestigt werden könnte. . · 

Der Ortsbeirat erhebt entschiede~e Einwände gegen die vorgeschlage~e Ausbildung der . 
Dachlandschaft an diese_r Stelle und befürwortet den Einsatz von. Schrägdächern mit 
unterschiedlichen Trauf- und Firsthöhen, analog,.zu seiner Empfehlung 0092/2021. Ebenfalls soll 
die Aufstockung nicht so flächendeckend sein wie im vorliegenden Entwurf, sondern punktueller. 
Zuletzt erinnert der Ortsbeirat an die Diskussionvor einem Jahrzehnt uber den Domblick urid weist 
darauf hin, dass die damals gemachten Zusagen von einer Dachhöhe an dieser Stelle ausgingen, 
die mehrere Meter geringer war als im vorliegenden Vorschlag. 
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Stellungnahme zu AZ: 6126 Alt 262 
."\n 'lara.koegel@stadt.mainz.d 
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Vo;c· "PP Mainz, SB 15, Poststelle" <Beratungszentrum.mainz@pcilizei.rlp.de> 

:0.,,: "'lara.koegel@stadt.mainz.de'" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 

Sehr geehrte Frau Kögel, 

anbei übersende ich Ihnen die Stellungnahme zu dem Aktenzeichen "6126 Alt 262" 
und verbleibe 

mit freundlichen Grüßen 

Simon Triller 

POLIZEIPRÄSIDIUM MAINZ 
Sachbereich 15, Zentrale Prävention 

Telefon: 06131 65-3385 
Telefax: 06131 65-3389 
Simon.Triller@polizei.rlp.de 
Beratungszentrum.Mainz@polizei.rlp.de 
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Stadt ~1ainz: Beteiligung der Behörden und sonstigen Trügcr öffentlicher Belange 

)\,fü der Beteiligung wird Ihnen als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Gelegenheit zur Stel­
lungnahme im Rahmen der Sie betreffenden Themen zu einem konkreten Planverfahren gegeben. Zweck der Stel­
lungnahme ist es, der Stadt Mainz - und hier dem federführenden Stadtplanungsamt - die notwendigen Informatio­
nen für ein sachgerechtes und optimales Planungsergebnis zu verschaffen. Vetzichten Sie bitte auf die Verwendung 
von Textbausteinen mit allgemeinen Hinweisen, ohne Bezug zur konkreten Planung. Ihre Stellungnahme ist zu be­
gründen, die Rechtsgrundlagen sind anzugeben. Die Abwägung obliegt dem Stadtrat der Stadt Mainz . 

. Über Ort und Zeitpunkt der Offenlage gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wird Ihnen zum gegebenen Zeitpunkt eine Be­
nachrichtigung zugehen. 

Wir weisen Sie darauf hin, dass die Behörden nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet sind die Gemeinden nach Ab­
schluss des Bauleitplanverfahrens über ihnen vorliegende Erkenntnisse zu unterrichten, nach denen die Durchfüh­
rung des Bauleitplans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt hat. 

Ihre Stellungnahme kann selbstverständlich auch 2hru. dieses Formular auf Ihrem Briefpapier erfolgen. Bitte orien­
tieren Sie sich auf jeden Fall an der inhaltlichen Gliederung des Formblattes. 

Stadtverwaltung Mainz Bearbeiter: Fr. Kögel 
Stadtplanungsamt Tel.: 06131 -12 3719 
Zitadelle Bau A Fax: 06131-12 26 71 
Postfach 38 20 E-Mail: lara.koegel@stadt.mainz.de 
55028 Mainz Aktz.: 61 26 Alt 262 + 61 20 02 FÄ 45 

Verfahren / Planung / Projekt: 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes vom 24.05.2000 Im Bereich des Bebauungsplanentwurfes 
"Einkaufsquartier südlich der Ludwlgsstraße (A 262)" 

Bebauungsplanentwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Frist: Eingang: 
spätestens bis 11.04.2022 

Erörterungstennln: 
.!. 

Stellungnahme der Behörde oder des sonstigen Trägers öffentlicher Belange 

Name / Stelle des Trägers öffentlicher Belange (mit Anschrift und Tel./Fax/E-Mail) 

Polizeipräsidium Mainz, Stabsbereich 1, SB 15 
Valenciaplatz 2, 55118 Mainz 
Tel. 06131/65-3390, Mail: beratungszentrum.mainz@pollzei.rlp.de 

D 
D 

Keine Stellungnahme erforderlich 

Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan beriihren können mit 
Angabe des Sachstands: 



□ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im 
Regelfall in der Abwägung nicht überwunden werden können 

Einwendungen: 

Rechtsgrundlagen: 

Möglichkeiten de, Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen): 

0 Sonstige fachliche Anregungen und Informationen aus der eigenen .Zuständigkeit, 
gegliedert nach Sachkomple~en, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage: 

Siehe Anlage '22-03-2022 Anhang zur Rückantwort 'Einkaufsquartier Ludwigstraße'" 

□ 

□ 

Angabe de, Kosten und Folgekosten, die durch die Planung entstehen, unterteilt nach umlage­
fähigen und nicht umlagefähigen Kosten (nur von städtischen Fachämtern auszufüllen!) 

Antrag auf Fristverlängerung aus wichtigem Grund, mit Begründung und ggf. Nachweisen: 

Mainz, den 24.03.2022 Polizeipräsidium Mainz Triller, PHK 

·········· .................................................................................................................... ~ ......... , .................................................................... . 
Ort,Datum Dienststelle Unterschrift, Dienstbezeichnung 

Stand: 28.1 t.2014 



Rheinlandpfalz 
Mainz, 22.03.2022 POUZE!PRAS!DIUM MAINZ 

Anhang zur Rückantwort 

Betreff: Bebauungsplan-Entwurf "Einkaufsquartier südlich der 

. Ludwigstraße (A262)" Aktenzeichen: 61 26.., Alt 262 

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Kögel, 

im Rahmen der Beteiligung von Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 BauGB übersende ich Ihnen die Stellungnahme hinsichtlich der Belange 

städtebaulicher Kriminalprävention. 

Da ·aus den Unterlagen aus kriminalpräventiver Sicht nur wenige Details hinsichtlich 

der baulichen Ausgestaltung der Gebäude und der öffentlichen Plätze zu entnehmen 

sind, erfolgt zum jetzigen Planungszeitpunkt keine detaillierte Stellungnahme des 

Polizeipräsidiums Mainz. 

Dennoch möchte ich Ihnen nachfolgende, kriminalpräventive Hinweise aufführen, 

welche grudnsätzlich zur Verhinderung von Straftaten im geplanten Einkaufsquartier. 

dienlich sein können. Zur Klärung detaillierter Fragestellungen kann zu einem 

späteren Planungszeitpunkt unter vorliegender .Erreichbarkeit an den hiesigen 

Sachbereich 15 herangetreten werden. 

Präventionshinweise: 

115 

1. Eingangsbereiche 

• Eingangstüren sollten aus Klarglas bestehen und mit einem Obertürschließer 

versehen sein. 

• Einbau einer (mechanisch) selbstverriegelnden, elektronisch über 

Gegensprechanlagen entriegelnde Mehrfachverriegelung mit sogenannter 

Panikfunktion Eingangstür (möglichst gern. DIN EN 1627, ab RC 2). 
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• Säulen und Verwinkelungen im Eingangsbereich vermeiden, wenn 

Verwinkelungen unvermeidbar sind, dann transparente Gestaltung 

" Beleuchtungskörper sollten aus vandalismusresistenten Materialien bestehen. 

• Installierung einer Gegensprechanlage mit Videoüberwachung für die 

geplanten Wohnungen 

• Installation von klar verständlichen Wegweisern/ Hinweistafeln/ 

Fluchtwegsteuerungen auch innerhalb des Gebäudes, damit sich (ortsfremde) 

Einsatzkräfte in einer Gefahrensituation besser und schneller im Objekt 

orientieren können 

• Kein unkontrollierter Zugang zu privaten Bereichen / Wohnungen 

2. Fenster 

• Grundsätzlich Einbau von geprüft und zertifizierten Fenster und Fenstertüren 

gemäß DIN EN 1627, ab RC 2. 

• Feststehende Fenster- und Fensterfassadenelemente sollten 

durchbruchhemmend gern. DIN EN 356 sein 

3. Türen 

• Grundsätzlich Einbau von geprüft und zertifizierten Türen gemäß DIN EN 

1627, ab RC 2; gerade solche zu sensiblen Bereichen bzw. zu privaten 

Räumlichkeiten. Hinsichtlich Türen in Flucht- und Rettungswegen sollten die 

Brandschutzbestimmungen und der nationale Anhang 10 der DIN EN 1627 

(Schutz vor Manipulationen des Innentürdrückers) beachtet werden. 

4. Versorgungsräume/Haustechnik 

• Räume mit besonderem Inhalt (Server, Heizung, Hausanschlüsse, 

Aufzugschächte etc.) sollten nicht als solche für Unbefugte direkt ersichtlich 

sein. 

• Etwaige Lüftungsschächte / Versorgungsschächte sollten gegen das 

Einbringen von Gegenständen gesichert sein. 
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5. Fahrstühle 

• Geeignete Gestaltung von Fahrstühlen, 

Ganzglaskonstruktionen, die von allen Seiten einsehbar sind. 

insbesondere 

• Verzicht auf Nischen und Ecken in den Fluren vor den Aufzugstüren. 

• Vandalismusresistente Beleuchtungskörper verwenden und den Innenraum 

mit mustergewalzten Edelstahlblechen auskleiden. 

6. Fassaden 

• Hausfassaden mit . einer graffitiabweisenden Oberfläche behandeln, 

verbunden mit ausreichender Beleuchtung und (in nicht manipulierbarer Höhe 

montierten) Bewegungsmeldern. 

7. Grün-. Frei- und überbaubare Flächen 

• Es ist darauf zu achten, dass Vor- und Rücksprünge nicht dazu führen, dass 

.tote" Zonen entstehen. Sollten laut baulicher Festsetzung Vor- und 

Rücksprünge geplant sein, sollten diese transparent gestaltet sein um Aus­

und Einblicke zu ermöglichen (dies sollte beim vorliegenden Projekt 

• insbesondere im Bereich der Vorbauten geprüft werden) 

• Herstellen von guter und ausreichender Beleuchtung sowie Ül;)erschaubarkeit 

des öffentlich begehbaren Raumes. 

• Vorgabe der Pflanzenhöhe bei etwaigen Hecken und Büschen von höchstens 

ca. 80 cm und mindestens 2 Metern Stammlänge bei Bäumen. 

• Bäume in einem entsprechenden Pflanzabstand zu Gebäuden, so dass diese 

nicht als Steighilfe zur Erreichung höher gelegener Gebäudeteile genutzt 

werden können. 

• Fassadenbegrünungen vorrangig nicht an Wänden mit Gebäudeöffnungen (z. 

B. Fenster) oder an Balkone angrenzend, damit diese nicht als Steighilfe zur 

Erreichung höher gelegener Gebäudeteile und somit für mögliche Einbrüche 

tatbegünstigend genutzt werden können. 
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8. Tiefgaragen und Parkhäuser 

• Nach Möglichkeit Flucht- und Rettungswege ins Freie und nicht in 

Treppenhäuser 

• Ausreichende und konstante Beleuchtung in allen Bereichen vorse~en. 

• Parkhäuser und deren Zugänge mit graffitiresistenten und abwaschbaren 

Farben anlegen. 

• Gestaltung durchbrochener Fassadenelemente mit Tageslichteinfall. 

• Einrichten von Notrufeinrichtungen und Überwachungsanlagen. 

• Anbringen von sichtbaren Hinweisschildern und Gehmarkierungen zur 

Orientierung der Wegführung. 

• Schaffung überschaubarer Areale und Vermeidung von toten Ecken. 

• Einrichtung von Frauenparkplätzen in der Nähe von Ein- und Ausfahrten und 

Gewährleistung der Überwachung. 

9. Überfall- und Einbruchmeldeanlage sowie Gefahren-Reaktionssysteme mit 

Anschluss an die Polizei 

• Je nach Nutzung und Gefährdungspotenzial der Immobilie / einzelnen 

Einheiten Prüfung bzgl. des Einbaus einer Überfall- und Einbruchmeldeanlage 

mit Anschluss an die Polizei (ÜEA). 

• Je nach Nutzung und Ausgestaltung der Immobilie Prüfung bzgl. des Einbaus 

eines Notfall- und• Gefahrenreaktionssystems (NGRS). Je nach im Rahmen 

der ersteilten Risikomanagementakte herausgestellten Gefährdungsgrad 

NGRS mit Anschluss an die Polizei. Bei Anschaffung vorrangig aufgrund von 

Amok-Warnungen sollte eine NGRS-Aufschaltung nicht bei einer Notruf- und 

Serviceleitstelle sondern bei der Polizei erfolgen. 

10. Zufahrtsschutz 

• Das Durchbrechen von Fahrzeugen kann unter Umständen bereits durch die 

Modellierung der Fahrbahn / des Straßenverlaufs sowie durch Nutzung der 

Grundstücksgegebenheiten verhindert bzw. erschwert werden. 

• Einbeziehung sogenannter .Protective Street Furniture", welche nach 1S0-

IWA 14-1 bzw. DIN SPEC 91414 geprüft und zertifiziert ist 



• Einbeziehung fixer Poller gern. ISO•IWA 14-1 bzw. DIN SPEC 91414 unter 

Berücksichtigung der optischen Anmutung (ggfls. mit Verkleidung von 

Blumenkästen o.ä.) 

• Zur Erstellung eines fundierten und normkonformen Zufahrtsschutzkonzeptes 

ist die Einbindung eines entsprechenden Gutachters notwendig. 

Die nachfolgende Auflistung hat keinen Anspruch auf Vollständigkeit, soll jedoch dem 

Fachplaner bzw. Objektverantwortlichen einen Orientierungsrahmen geben und als 

Planungshilfe dienen. 

Mit freundlichen Grüßen. 

Triller, PHK 
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Flächennutzungsplan 

Bebauungsplan 

( ) Aufstellung 

(X) Aufstellung 

(X) 45. Änderung 

() Änderung 

Änderung Nr. 45 des Flächennutzungsplanes im Bereich des Bebauungsplanes 

"Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A262) und Bebauungsplan-Entwurf 

"Einkaufsquartier südlich der Ludwigstraße (A262) 

(X) Anhörung gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aus Sicht des Immissionsschutzes bestehen zur o. a. Bauleitplanung unter Bezug auf 

die vorgelegten Unterlagen keine Bedenken. Es wird darauf hingewiesen, dass die im 

Schallgutachten getroffenen Annahmen im Zuge der Bauausführung zu berücksichti­

gen sind. Insbesondere ist in diesem Zusammenhang die Erstellung weiterer schall-

technischer Nachweise erforderlich. 
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Konto der Landesoberkasse: 
Deutsche Bundesbank Ludwigshafen 
IBAN: DE79 5450 0000 0054 5015 05 
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Besuchszeiten: 
Montag-Donnerstag 
9:00-12:00 Uhr, 14:00-15:30 Uhr 
Freitag 9:00-12:00 Uhr 

Für eine fonngebundene, rechtsverbindliche, elektronische.Kommunikation nutzen Sie bitte die Virtuelle Poststelle 
der SGD Süd. Hinweise zu deren Nutzung erhalten Sie unter www.sgdsued.rlp.de 
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Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespei­

chert. Nähere Informationen hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultieren­

den Rechten haben wir auf der Internetseite https:/lsgdsued.rlp.de/de/datenschutz/ bereitgestellt. 
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Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd I Postfach 42 40 1 
55032 Mainz 

Stadtverwaltung Mainz 
Amt61 

Stadtverwaltung Mainz 
61 - Stadtplanungsamt 

Eingang: 

Rheinlandpfalz 
STRUKTUR· UND 
GENEHMIGUNGSDIREKTION 
SÜD 

A6 
EGIONALSTEi'lL ___ _.,,. 
ASSERWIRTSCHAFT, 

. BFALLWIRTSCHAFT, 
DENSCHUTZ 

Langgasse 3 

Postfach 3820 Antw. Dez. Mainz 

55028 Mainz 

Mein Aktenzeichen 
Mz411.0, 02-07; 2/Sd:33 
Bitte immer angeben! 

Ihr Schreiben vom 
03.03.2022; Az: 
61 26 Alt 262 

Abt.: 0 06131 2397-0 
SG: O 06131 2397-15 
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Ansprechpartner/-in / E-Mail 
Lisa Seidel 
lisa.seldel@sgdsued.rlp.de 

Bebauungsplan „Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

hier: Beteiligung gern. § 4 Abs. 2 BauGB 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

mit Schreiben vom 28.02.2022 baten Sie um Stellungnahme zu dem o. g. Bebauungs­

plan. Ich bitte die nachfolgenden Hinweise und Anregungen für das Verfahren zu be­

achten: 

1. Grundwassel'.Schutz, Trinkwasservel'.Sorgung 

1. 1 Wasserschutzgebiete 

Der Planbereich befindet sich nicht in einem bestehenden oder geplanten Trinkwas­

serschutzgebiet. 

1.2 Grundwassernutzung 

Grundwassernutzungsanlagen (Brunnen) im Planbereich sind hier nicht bekannt. Der 

ursprüngliche Brunnen zur Förderung von Grundwasser zur Kühlung von Kühlmaschi-
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Konto der Landesoberkasse: 
Deutsche Bundesbank, Filiale Ludwigshafen 
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nen u. ä. wurde wasserrechtlich mit Bescheid vom 25.1011963 erlaubt. Diese Erlaub­

nis wurde mit der Verpflichtung zum RückbauNerfüllung des Brunnens widerrufen mit 

Bescheid vom 26.07.1973. Nach aktueller Information durch die Stadt Mainz wurde 

dieser Brunnen im Okt. 1973 verfüllt. Wie bereits in den Vorgutachten erwähnt, ist hier 

zu überprüfen welche Anlagen noch vorhanden sind. 

Die in den Unterlagen erwähnte Ringdränage um das bestehende Parkhaus mit Ein­

leitung des anfallenden Grundwassers in einen Mischwasserkarial ist ebenfalls zu 

überprüfen, insbesondere der in den Unterlagen erwähnte „Großbrunnen". Hier stellt 

sich die Frage, um was für einen Brunnen es sich handelt und zu welchem Zweck er 

errichtet wurde. Ebenfalls ist zu überprüfen, inwieweit hier eine wasserrechtlich rele­

vante Benutzung stattfindet oder stattgefunden hat. 

1.3 Bauzeitliche Grundwasserhaltung/Hohe Grundwasserstände 

Es ist grundsätzlich nicht auszuschließen, dass es im Plangebiet zeitweise zu hohen 

Grundwasserständen kommen kann. Deshalb wird empfohlen, auf Kellerge­

schosse/Tiefgaragen zu verzichten bzw. Keller/Tiefgaragen als sog .• weißen Wan-ne" 

herzustellen. 

Sofern während der Bauphase hohe Grundwasserstände auftreten bzw. durch starke 

Niederschläge ein Aufstau auf den grundwasserstauenden Schichten hervorgerufen 

wird, kann eine Grundwasserhaltung erforderlich werden. Hierfür ist eine wasserrecht­

liche Erlaubnis bei der zuständigen Unteren Wasserbehörde einzuholen. 

1.4 Regenerative Energie 

Die Energieversorgung für die wohnbauliche Nutzung und das Hotel soll über ein sog. 

Kalte-Nahwärmenetz sichergestellt werden. Als Energieträger ist hier die Erdwärme 

vorgesehen. Für die Errichtung .ist daher ein Erdwärmesondenfeld vorgesehen. 

Für die Errichtung von Erdwärmesonden ist, in .Abhängigkeit von der Größe der 

geplanten Anlage (z.B. > 200KW) zu entscheiden, ob es sich um eine Anlage handeln 

wird, die unter das Bergrecht fällt ansonsten wäre eine wasserrechtliche Erlaubnis bei 

der zuständigen Wasserbehörde zu beantragen. 
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Die energetische Versorgung der Gewerbeanlagen, Einzelhandel und Gastronomie 

soll über das bestehende Fernwärmenetz sichergestellt werden. 

Zusätzlich ist die Installation von PV-Anlagen vorgesehen. Hier der Hinweis, dass bei 

gewerblichen Anlagen (z.B. Transformatoren) die Anforderungen aus der AwSV (Ver­

ordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen) zu beachten 

sind. 

2. Bodenschutz 

Für den Geltungsbereich des BBP „Einkaufsquartier Süd/Ludwigsstraße (A262)" sind 

im Bodenschutzkataster verschiedene Altstandorte verzeichnet, die aktuell wie folgt 

bewertet werden: 

a. 315 00 000-5342 ehem. Färberei u. chemische Wäscherei, 

Mainz, Ludwigstr. 8 
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Altstandort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht) 

Nutzungszeitraum: 1890-1995 Färberei 

1906-1909 chemisch Wäscherei 

Lt. Branchenkatalog Baden-Württemberg sind beide Vornutzungen uneinge­

schränkt altlastrelevant. 

Textilfärbereien. 

Parameter potentieller Bodenkontamination sind: 

Schwermetalle, Borate, Säuren, Laugen, Ammonium, Wasserglas, Phosphat, 

Weinstein, Cyanide, Phenyl-methyl-carbinol, Phenyl-phenol, Chlorbenzol, Ben­

zoesäure/ Formaldehyd, BTX, Benzin, Phenole, Anilin, Naphthylamin, Naphthol, 

Resorcin, Gerbstoffe, Alkylnaphthalinsulfonate, Alkylsulfat, Pestizide und leicht­

flüchtige Kohlenwasserstoffe. 

Chemische Reinigungen 

Parameter potentieller Bodenkontamination sind BTX, CKW, FCKW, Benzine 

und Terpentin. 

Bei chemischen Wäschereien wurde zunächst Terpentinöl genutzt, dann Ben­

zol, ab 1870 wurde Leichtbenzin verwendet, ab den 1920er Jahren Schwerben­

zin, von 1900-1960 Tetrachlorkohlenstoff (Tetrachlormethan), überlagert mit der 
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Verwendung von PER und TRI und ab den 1950er Jahren FCKW R113 und R 

11. 

Für diesen Altstandort sind demnach am ehesten Aromatische Kohlenwasser­

stoffe, Leichtbenzin, Schwerbenzin und Tetrachlorkohlenstoffe (Tetrachlorme­

than), evtl. PER und TRI zu erwarten. 

b. 315 00 000-5343 ehern. Korkstopfenfabrik, Mainz, Ludwigsstr. 8: 

Altstandort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht) 

Ehern. Adresse Hintere Präsenzgasse 2 

Nutzungszeitraum: 1901-1942 

Lt. Branchenkatalog Baden-Württemberg uneingeschränkt altlastrelevant 

Parameter potentieller Bodenkontamination sind im wesentlichen Schmiermittel 

für Maschinen (MKW), organische Lösungsmittel (BTX, Benzin; CKW, Schwefel­

kohlenstoff u.a.m.); Klebstoffe sind unwahrscheinlich, da zum Nutzungszeitraum· 

Presskorken unüblich waren. 

Vollständige Zerstörung im 2. Weltkrieg, relevant, da zu diesem Zeitpunkt ver­

mutlich noch altlastrelevante Nutzung vorlag. 

c. 315 00 000-5363 ehern. Heizungs- und Heizöltank-Anlage, Kältezentrale 

Dt. Bank, Mainz, Ludwigsstr. 8: 

Altstandort altlastverdächtig 

Nutzungszeitraum: Heizungs- und Heizöltank-Anlage 

Kältezentrale 

1970/1971 +/-) 

unbekannt 

d. 315 00 000-5364 ehern. Kaufhaus, Mainz, Ludwigsstr. 12-12a 

Altstandort altlastverdächtig 

418 

. mit altlastrelevanten Nutzungseinheiten aus dem Kellerplan 1963 

5364/001 Kühlmaschinenraum I und II 

gern. OU 13.09.2021 waren in der Bodenluft BL 1 und BL2 keine 

FCKW nachweisbar. Allerdings wurden nicht alle relevanten 

FCKW analysiert. Insbesondere fehlt die Bestimmung von Frigen 



5364/002 

5364/003 

5364/004 

5364/005 

5364/006 

22. 
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Weiterhin Altstandort altlastverdächtig in Bearbeitung 

Kältemaschinen 

ehern. chemische Reinigung 1985-1993 

gern. OU 13.09.2021 waren in der Bodenluft BL3 und BL4 AKW 

lediglich in geringer Konzentration und LHKW lediglich in Spuren 

nachweisbar. Die orientierenden Hinweise nach ALEX­

Informationsblatt 16 sind jeweils weit unterschritten. Feststoffana­

lysen auf AKW ergaben keine nachweisbaren Gehalte. 

Altstandort nicht altlastverdächtig 

Dieseltank 

Trafos 

Öltanks 

gern. OU 13.09.2021 waren in der Bodenluft BL5 und BL6 ÄKW 

lediglich in geringer Konzentration und LHKW nicht nachweisbar. 

Die orientierenden Hinweise nach ALEX- Informationsblatt 16 sind 

jeweils weit unterschritten. Feststoffanalysen auf AKW ergaben 

keine nachweisbaren Gehalte. Organoleptische Auffälligkeiten wa­

ren bis in den Hochflutlehm hinein nicht feststellbar. Weitere Ana­

lysen erfolgten nicht, erscheinen aber auch nicht erforderlich. 

Altstandort nicht altlastverdächtig 

e. 315 00 000-5367 ehern. Stempelfabrik u. VN, Mainz, Ludwigsstraße 12 

Altstandort altlastverdächtig 
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(sehr geringer Altlastverdacht) 

Es liegen folgende gemäß Branchenkatalog Baden-Württemberg uneinge­

schränkt altlastrelevante Vornutzungen vor: 

1870-1922 Parfümerie und Seifenfabrik 

1874-1895 

1936-1940 

Damenmäntel-Fabrik 

Stempelfabrik 

Parameter poteritieller Bodenkontarnination: 
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Schwermetalle (Metallseifen: Barium, Blei, Cadmium, Cäsium, Chrom, Kobalt, 

Kupfer, Zink u.a.m./Chromate, Färbe- und Fixierflotten/Lackpigmente), Org. Lö­

sungsmittel .(Lösungsmittelseifen: Benzin, BTX, Terpentinöl, Testbenzine, CKW 

u.a.m.), Styrol (Bindemittel), Diisocyanate (Härter), 

org. Farbstoffe (Azofarben u.a.m.), PCP (Konservierung), Epichlorhydrin 

.(Schlichten, Appretieren) u.a.m. 

Aufgrund des lange zurückliegenden Nutzungszeitraums, der kurzen Nutzungs­

dauern und des verhältnismäßig kleinen Grundstücks wird für diese Vornutzun­

gen nur geringe Altlastenrelevanz gesehen. 

Vollständige Zerstörung im 2. Weltkrieg, relevant, da zu diesem Zeitpunkt evtl. 

noch altlastrelevante Nutzung vorlag. 

f. 315 00 000-5365 ehem. Gebetbuchfabrik, Mainz, 

Hintere Präsenzgasse 1 

Altstandort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht) 

Ehern. Adresse Hintere Präsenzgasse 1, 5/10 

Nutzungszeitraum: 

1895-1945 Gebet- und Gesangbuchfabrik 

1934-1940 Beleuchtungskörperfabrik 

Beide gern. Branchenkatalog Baden-Württemberg uneingeschränkt altlastrele­

vant 

Parameter potentieller Bodenkontamination: 

Schwermetalle, BTX, CKW, Benzin, org. Farbstoffe (Azofarbstoffe u.a.m.), 

Eventuell radiologisch relevante Stoffe: thorierte Elektroden, Verwendung von 

Radionukliden als Zündhilfe in Gasentladungslampen. 

Vollständige Zerstörung im 2. Weltkrieg, relevant, da zu diesem Zeitpunkt noch 

altlastrelevante Nutzung vorlag. 

g. 315 00 000-5366 ehem. Möbelfabrik, Mainz, 

Hintere Präsenzgasse 4 

Altstandort altlastverdächtig (geringer Altlastverdacht) 
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Ehern. Adresse Hintere Präsenzgasse 4, 5/8 

Nutzungszeitraum: 

1870-1906 Möbelfabrik, Dekoration, feine Bauarbeit 

1916-1934 Stuhlfabrik 

-~dpfalz 
GENEHMIGUNGSDIREKTION 
SÜD 

Gern. Branchenkatalog Baden-Württemberg uneingeschränkt altlastrelevant 

Aber kleines Grundstück (rd. 340 m2
). 

Parameter potentieller Bodenkontamination: 

Metalle/Schwermetalle CKW (Reinigungsmittel), Öle (Bohr-, Schleif-, Schneid­

öle; Additiv: PCP), Hydrauliköle (PCB) Metallrückstände (ölverunreinigt) 

Zum überwiegenden Teil fehlen zu den einzelnen Altstandorten konkrete Angaben 

zum Umgang mit umweltgefährdenden Stoffen, zur Bauart, Nutzungsdauer, Prüfstatus 

und Zustand von Anlagen zum Umgang mit umweltgefährdenden/wassergefährden­

den Stoffen. _Aus dem heutigen Zustand der Räume kann ein früherer Schadstoffein­

trag in den Untergrund auch nicht ausgeschlossen werden. 

Kriegsschäden, Schadensfälle, Erfassungsbewertung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes A 262 wurde im 2. Weltkrieg nahezu 

vollständig zerstört. Bei nur 3 der in Ziffer 4.3 genannten Altstandorten ist zu vermu­

ten, dass zu dem Zeitpunkt noch altlastrelevante Nutzungen vorlagen. 

315 00 000-5343 ehern. Korkstopfenfabrik, Mainz, Ludwigsstr. 8 

315 00 000-5365 ehern. Gebetbuchfabrik, Mah:1z, Hintere Präsenzgasse 1 

315 00 000-5367 ehern. Stempelfabrik u. VN, Mainz, Ludwigsstraße 12. 

Schadstoffeinträge in diesem Zusammenhang können nicht ausgeschlossen werden. 

Weitere Schadensfälle sind nicht bekannt. 

Untersuchungskonzept: 

Zum Teil können die Altstandorte nicht oder nur mit sehr großen Aufwand der gezielten 

orientierenden Untersuchung unterzogen werden. 

Die Erkundung möglicher Grundwasserbelastungen mittels Grundwasser-Messstel­

len im Zu- und Abstrom der Altstandorte ist daher sinnvoll und bereits mit dem Grün­

und Umweltamt Mainz kommuniziert. 

718 
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Bei der Positionierung und dem Ausbau der Grundwasser-Messstellen ist sicherzu­

stellen, dass der Grundwasser-Abstrom aus allen betroffenen altlastverdächtigen Alt­

standorten erfasst wird. Gegebenenfalls kann die 1 ¼-Zoll-GW-Messstelle im Keller 

des Kaufhauses oder GW-Messstellen aus der Umgebung mit hinzugezogen wer­

den. 

Ich empfehle, im abströmenden Grundwasser mindestens 2 mal, besser 3 mal auf fol­

gende Parameter zu untersuchen: 

• ALEX-Merkblatt 01 Stufe 2 „offene Liste"; bei LHKW bitte Tetrachlorkohlenstoff mit­

bestimmen 

• FCKW: Frigen 22 im Abstrom Kaufhaus Kühlmaschinenräume 1 + II 

Hinweis: 

Frigen 11, 12, 22 und 113 im Abstrom Kaufhaus Kältemaschinen und 

im Abstrom Heizöltanklager/Kältezentrale Dt. Bank 

Ich teile die in der Begründung zum BBP dargestellte Auffassung nicht, dass der 

FCKW-Verdacht abschließend ausgeräumt ist. 

Bzgl. radiologisch relevanter Stoffe aus der historischen Nutzung (siehe 315 00 000-

5365) habe ich aktuell die Gewerbeaufsicht und das Landesamt für Umwelt um eine 

Einschätzung gebeten. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

Lisa Seidel 

Im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens werden auch personenbezogene Daten erfasst und gespei­
chert. Nähere Informationen hierzu und zu den aus der EU-Datenschutz-Grundverordnung resultieren­
den Rechten haben wir auf der Internetseite https://sgdsued.rlp.de/de/datenschutz/ bereitgestellt. 
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Stellungnahme Richtfunk ~B-Plan-Entwurf "Einkaufsquartier südlich der 
Ludwigsstraße (A 262)" 61 26 Alt 262 
02-MW-BIMSCHG An lara.koegel@stadt.mainz.de 28.03.2022 15:09 

Von: "02-MW-BIMSCHG" <02-MW-BIMSCHG@telefonica.com> 
.-'In: "lara.koegel@stadt.mainz.de" <lara.koegel@stadt.mainz.de> 

Betrifft hier Richtfunk von Telefonica o 2 

IHR SCHREIBEN VOM: 09.03.2022 
IHR ZEICHEN: 61 26 Alt 262 

Sehr geehrte Frau Kögel, 

aus Sicht der Telefonica Germany GmbH & Co. OHG sind nach den einschlägigen 
raumordnerischen Grundsätzen die folgenden Belange bei der weiteren Planung zu 
berücksichtigen, um erhebliche Störungen berejts vorhandener Telekommunikationslinien 
zu vermeiden: 

durch das Piangebiet führen fünf Richtfunkverbindungen hindurch 
die Fresneizone der Richtfunkverbindungen 40755225, 407552492 befindet sich in 

einem vertikalen Korridor zwischen 17 m und 47 m über Grund 
die Fresnelzone der Richtfunkverbindung 407555545 befindet sich in einem 

vertikalen Korridor zwischen 11 m und 41 m über Grund 
·die Fresnelzone der Richtfunkverbindungen 407557355, 407557356 befindet sich in 

einem vertikalen Korridor zwischen 36 m und 66 m über Grund 

STELLUNGNAHME / B-Plan-Entwurf "Einkaufsquartier 
südlich der Ludwlgsstraße (A 262)" 
RICHTFUNKTRASSEN 
Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal liegende Zylinder mit Jeweils eine 
Durchmesser von bis zu mehreren Metern vorstellen. 

Richtfunkverbindung A-Standortin 
WGS84 

Höhen 

FußpunktAntenne 

B-Standortin 
WGS84 

Hi 

FL 

Linknummer 1 
A:standort 1 
B-Standort 

Grad Min Sek Grad Mi Sek NHN ü. Gesam Grad Min Sek Grad Mi Sek NI 

407555545 1 
455991273 1 
455991359 
407557355 
455999628 

so· o· 11.22" 
N 

so· o· 31.97" 
N 

n 

s· 1s· 94 
32.72" E 

8° 16' 6. 11" 89 
E 

Geländet n 

85 119 49• 59' s1.68" 8° 16' 
N 11.71" E 

33,8 122,8 49• s9' 21.92" 8° 16' 
N 16.02" E 



455990080 
407557356 1 
455999628 1 
455990080 
407552255 
455999631 
455990830 
407552492 
455999631 
455990830 

Legende 
in Betrieb 

Wie Link 
407557355 

49• 59' 53.95" 8° 16' 
N 35.45" E 

Wie Link 
407552255 

86 20,3 106,3 49• 59' 53.26" 8° 15' 6.05" 
N E 

Zur besseren Visualisierung erhalten Sie beigefügt zur E-Mail ein digitales Bild, welches den 
Verlauf unsere Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindung verdeutlichen sollen. 

Die farbigen Linien verstehen sich als Punkt-zu-Punkt-Richtfunkverbindungen der Telef6nica 
Germany GmbH & Co. OHG. Das Plangebiet ist im Bild mit einer dicken roten Linie 
eingezeichnet. 
Die Linien in Magenta und Rot haben für Sie keine Relevanz. 
Man kann sich diese Telekommunikationslinie als einen horizontal über der Landschaft 
verlaufenden Zylinder mit einem Durchmesser von rund 30-60m (einschließlich der 
Schutzbereiche) vorstellen (abhängig von verschiedenen Parametern). Bitte beachten Sie 
zur Veranschaulichung die beiliegende Skizze mit Einzeichnung des Trassenverlaufes. Alle 
geplanten Konstruktionen und notwendige Baukräne dürfen nicht in die Richtfunktrasse 
ragen. 
Wir bitten um Berücksichtigung und Übernahme der o .g. Richtfunktrasse in die Vorplanung 
und .in die zukünftige Bauleitplanung bzw. den zukünftigen Flächennutzungsplan. Innerhalb 
der Schutzbereiche (horizontal und vertikal) sind entsprechende Bauhöhenbeschränkungen 
s.o. festzusetzen, damit die raumbedeutsame Richtfunkstrecke nicht beeinträchtigt wird. 
Es muss daher ein horizontaler Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von 
mindestens+/· 30 m und ein vertikaler Schutzabstand zur Mittellinie von mindestens 
+/-lSm eingehalten werden. 

Sollten sich noch Änderungen der Planung / Planungsflächen ergeben, so würden wir Sie 
bitten uns die geänderten Unterlagen zur Verfügung zu stellen , damit eine. erneute 
Überprüfung erfolgen kann. 

Bei Fragen, stehe ich Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen / Yours sincerely 

i.A. Michael Rösch 
Projektleiter 
Request Management / Behördenengineering 

Sabine Schoor 
Projektassistentin 



Behördenengineering 

Bei Telef6nica Germany GmbH & Co. OHG zu erreichen unter: 
Behördenengineering, Südwestpark 35, Zimmer 2.1.15, 90449 Nürnberg 
Michael Rösch telefonisch erreichbar unter Mobil: +49 (0) 174 349 67 03 
Sabine Schoor telefonisch erreichbar unter Mobil:+ 49 (0) 172 798 60 56 

mail: o2-MW-BlmSchG@telefonica.com 

Anfragen zu Stellungnahmen fürTelefonica & E-Plus gerne an: 
o2-mw-BlmSchG@telefonica.com, 
oder auf dem Postweg an: Telef6nica Germany, Zimmer 2.1.15, Südwestpark 38, 90449 
Nürnberg 

im Auftrag der Firma: 
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STELLUNGNAHME/ 8-Plan-Entwurf "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße {A 262)" 
RICHTFUNKTRASSEN 

Die darin enthaltenen Funkverbindungen kann man sich als horizontal liegende Zylinder mit jeweils einem Durchmesser von bis zu mehreren Metern vorstellen. 

Richtfunkverbindung 

Linknummer I A-Standort 1 8-Standort 
407555545 1 455991273 1 455991359 
407557355 1 455999628 1 455990080 
407557356 1 455999628 1 455990080 
407552255 1 455999631 1 455990830 
407552492. 1 455999631 1 455990830 

Legende 
in Betrieb 

in Planung 

A·Standort inWGS84 

Grad Min Sek Grad Min Sek 
so· o· 11.22" N 8° 15' 32.72" E 
so· o· 31.97" N 8° 16' 6.77" E 

Wie Link 407557355 
49° 59' 53.95" N 8° 16' 35.45" E 

Wie Link 407552255 

Höhen B-Standort in WGS84 

Fußpunkt Antenne 

NHN ü. Gelände Gesamt Grad Min Sek Grad Min Sek 

94 85 179 49• 59' 51.68" N 8° 16' 11.71" E 

89 33,8 122,8 49• 59' 21.92" N 8° 16' 16.02" E 

86 20,3 106,3 49• 59' 53.26" N 8° 1s· 6.05"1: 



Höhen 

Fußpunkt Antenne 

NHN ü. Gelände Gesamt 
91 23,6 114,6 

122 34,5 156,5 

112 61,2 173,2 



An 

WG: Städtebaulicher Vertrag "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" 

Thorsten Straub/Amt61/Mainz - Dienstag 27.09.2022 13:38 

-Weitergeleitet von Heike Schwerdl/WB1/Mainz am 27.09.2022 11 :09 --

Von: Bernd Heinemann,WB 1 /Mainz 
An: Helen Bourguignon/Amt61/Mainz@Mainz 
Kopie: Manfred NuesingiWB 1 /Mainz@Mainz, Michael Paulus/WB 1 /Mainz@Mainz, Heike 

Schwerdl/WB1/Mainz@Mainz 
Datum: 08.04.2022 12:16 
Betreff: Antwort: Städtebaulicher Vertrag "Einkaufsquartier südlich der Ludwigsstraße (A 262)" -"---'---------
Sehr geehrte Frau Bourguignon, 
aus unserer Sicht sind wir nicht an dem o. g. Vertrag beteiligt. 
Allerdings möchten wir gerne darauf hinweisen, dass wir im Bereich der Weißliliengasse eine 
Erneuerung 
bzw. Austausch des vorhandenen Kanals planen. Diese Maßnahme sollte zeitlich mit der 
Verkehrsplanung 
für die Maßnahmen des Vertrages abgestimmt werden. 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 
Mit freundlichen Grüßen 
Bernd Helnemann 
Abt. 5 Sachbearbeiter Beiträge 

Tel.: (0 61 31) 9715-253 
Fax: (0 61 31) 9715-259 
E-Mail: bernd.helnemann@stadt.mainz.de 

- ~~::;;;,:;ch-aH,;betri,;ib :-a .......... · .. . 
Wirtschaftsbetrieb Mainz AöR 
Industriestraße 70 
55 120 Mainz 

URL: htto· I IWWW,Wlrtschaftsbetrieb.mainz,de 
Vorstandsvorsitzende: Jeanette Wetterllng 
Vorsitzende des Verwaltungsrats: Beigerirdnete Janlna Stelnkrüger 

Sitz der Anstalt: Mainz 

Information zur Verwendung Ihrer Daten: www,wirtschaftsbetrieb,mainz,de/DSGVO 

~ Bitte prüfen Sie, ob diese Mall wirklich ausgedruckt werden muss! 




